
von Alois Kapinos

Rechtsanwalt und Leitender Stadtrechtsdirektor a.D.

Aktuelles Praxishandbuch  
Flüchtlinge
  Ein praxisbezogener Leitfaden für Bund, Land und Kommune

Ein Praxishandbuch des



2

Aktuelles Praxishandbuch Flüchtlinge

© 2016 ProPress Verlagsgesellschaft mbH (Behörden Spiegel-Gruppe)

Impressum
Autor: Alois Kapinos
Herausgeber: R. Uwe Proll
Redaktionelle Leitung: Benjamin Bauer
Anzeigenleitung: Sebastian Bauer
Verlag: ProPress Verlagsgesellschaft mbH (Behörden Spiegel-Gruppe), Friedrich-Ebert-Allee 57, 53113 Bonn; 
Büro Berlin – Kaskelstraße 41, 10317 Berlin; verlag@behoerdenspiegel.de
Layout: Beate Dach, SpreeService- und Beratungsgesellschaft mbH 
Titelfoto: BS/Klaus Dombrowsky
Druck: Druckerei WIRmachenDRUCK GmbH
Preis: 7,50 Euro inkl. MwSt.
Alle Rechte vorbehalten.

ISBN: 978-3-934401-38-9



3

Vorwort

Zurzeit sind mehr als 60 Millionen Menschen weltweit auf der Flucht. Das ist die höchste Zahl 
seit dem Zweiten Weltkrieg. Immer mehr Flüchtlinge kommen aus dem vom Krieg zerrütteten 
Syrien in die EU. Wie groß ist die Not vieler Flüchtlinge, selbst bei stürmischer See ihr Leben 
aufs Spiel zu setzen bei dem Versuch, in anderen Ländern neue Perspektiven zu suchen.

Der demografische Wandel betrifft alle Bereiche. Angesichts der Alterspyramide, die in Zukunft
auf dem Kopf stehen wird, sollten wir die gesteuerte Zuwanderung als Chance verstehen. 

Nach Aussage des Statistischen Bundesamtes könnten die zuletzt sehr hohen Wanderungsge-
winne das Tempo und das Ausmaß der Alterung mindern1.

Aufgrund der unterschiedlichen Kulturen, Religionen, Sprachen und Mentalitäten sind bei der 
Integration von Flüchtlingen mannigfache Schwierigkeiten zu bewältigen. 

Integration von Flüchtlingen ist ein mehrjähriger Entwicklungsprozess, dessen Erfolg von vie-
len Faktoren und Akteuren abhängig ist. Sie ist ein steiniger Weg und erfolgt in kleinen Schrit-
ten, sollte aber zielgerichtet sein.

Wie solidarisch ist Europa, wenn Entwicklungsländer die meisten Flüchtlinge aufnehmen? Von 
allen EU-Staaten nimmt Deutschland heute mit großem Abstand die meisten Asylbewerber auf. 
Vor dem Wertehintergrund der EU ist eine solidarische Flüchtlingspolitik zu fordern. Wichtig 
wäre insbesondere eine humane Flüchtlingspolitik der EU, wie auch eine Harmonisierung des 
Flüchtlingsrechts der einzelnen Mitglied-Staaten. Eine gerechte Verteilung der Flüchtlinge auf 
alle EU-Länder ist notwendig. Wir brauchen eine europäische Lösung indem wir uns mit den 
Nachbarstaaten auf gemeinsame europäische Kontingente verständigen. Notwendig ist eine 
Reform des Asylsystems in Europa. Dazu gehören die Einführung eines Verteilungsschlüssels 
oder europäische Kontingente und die Sicherung der EU-Außengrenzen durch eine gemeinsa-
me Grenzbehörde. 

Wir müssen versuchen die Fluchtursachen zu beseitigen. Damit wir den Menschen in ihren 
Ländern Perspektiven bieten können, müssen wir sie in den Herkunftsstaaten unterstützen. 

Diese Menschen benötigen legale Möglichkeiten, um in die EU einzuwandern. So kann man 
die Flüchtlingswelle zum Teil in den Grifft bekommen. Europa altert, deshalb braucht es mehr 
legale Einwanderungsmöglichkeiten.

Migration und Entwicklungshilfe sind eng miteinander verzahnt. Deshalb bemüht sich 
Deutschland verstärkt um politische Lösungen. Auch die Entwicklungshilfe wurde aufgestockt. 
Die Außenwirtschaftsförderung muss mit den Prinzipien der Entwicklungszusammenarbeit ab-
gestimmt werden. 

Um die Integration der Flüchtlinge erfolgreich zu gestalten, ist es dringend erforderlich, dass 
die Landesregierungen eine ressortübergreifende Integrations-Strategie entwickelt.

Die organisatorischen Herausforderungen der Flüchtlingspolitik sind groß, aber wir müssen 
es schaffen.

Karlsruhe, im Mai 2016
Alois Kapinos

1 Quelle: Statistische Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 021 vom 20.01.2016
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a.a.O.	 am angegebenen Ort 
Abs.	 Absatz
a.E.	 am Ende
AGG 	 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
ÄndG	 Änderungsgesetz 
AO	 Abgabenordnung
AOK	 Allgemeine Ortskrankenkasse
ARD	 Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen
 	 Rundfunkanstalten der Bundesrepublik
	 Deutschland
Art.	 Artikel
Ast	 Antragsteller
AsylbLG	 Asylbewerberleistungsgesetz 
AufenthG	 Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätig-
	 keit und die Integration von Ausländern im 
	 Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz)
AufenthV	 Aufenthaltsverordnung
Az.	 Aktenzeichen

BA	 Bundesagentur für Arbeit 
BAfög	 Bundesausbildungsförderungsgesetz
BAMF	 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
BBiG	 Berufsbildungsgesetz
Bd.	 Band
Bek.	 Bekanntgabe, Bekanntmachung
BerzGG 	 Bundeserziehungsgeldgesetz  
Beschl.v.	 Beschluss vom
BFD 	 Bundesfreiwilligendienst 
BFG	 Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz 
BGBl	 Bundesgesetzblatt
BGB	 Bürgerliches Gesetzbuch
BGH	 Bundesgerichtshof
BGHSt	 Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in
	 Strafsachen
BGHZ	 Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in
	 Zivilsachen
BIBB	 Bundesinstitut für Berufsbildung
BiZ 	 Berufsinformationszentrum der Agentur für 
	 Arbeit
BMAS	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales
BMBF 	 Bundesministerium für Bildung und Forschung 
BMF	 Bundesminister der Finanzen
BMG	 Bundesministerium für Gesundheit 
BMI	 Bundesminister des Innern 
BMJ	 Bundesminister der Justiz 
BMWA 	 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
BQFG 	 Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz
BR	 Deutscher Bundesrat

BSG	 Bundessozialgericht
BStBl.	 Bundessteuerblatt
BT	 Deutscher Bundestag
BVA	 Bundesverwaltungsamt 
BVerfG	 Bundesverfassungsgericht
BVerfGG	 Bundesverfassungsgerichtsgesetz
BVerfGE	 Entscheidungen des Bundesverfassungs-
	 gerichtes 
BVerwG	 Bundesverwaltungsgericht
BVerwGE	 Entscheidungen des Bundesverwaltungs-
	 gericht
B W	 Baden-Württemberg 
bzw.	 beziehungsweise

Ca.	 circa = ungefähr
CDU	 Christlich Demokratische Union Deutschlands
chin.	 chinesisch

DB	 Durchführungsbestimmungen
DDR	 Deutsche Demokratische Republik
DGB	 Deutscher Gewerkschaftsbund
d.h.	 das heißt
DIHK	 Deutscher Industrie- und Handelskammer
Diss.	 Dissertation
DV, DVO	 Durchführungsverordnung
DVV	 Deutscher Volkshochschulverband

E	 Entscheidung
EFF	 Europäischer Flüchtlingsfonds
EIF	 Europäischer Fonds für Integration
EP	 Europäisches Parlament
etc.	 et cetera
EU	 Europäische Union
Euro	 Name der europäischen Währung
ev.	 evangelisch

f	 die folgende Seite
ff	 die folgenden Seiten
FRG	 Fremdrentengesetz
Fußn.	 Fußnote

G	 Gesetz
gem.	 gemäß
GenG	 Gesetz betr. die Erwerbs-und Wirtschafts-
	 genossenschaften
GG	 Grundgesetz für die Bundesrepublik 
	 Deutschland vom 23.05.1949
ggf.	 gegebenenfalls

I. Abkürzungsverzeichnis
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Abkürzungsverzeichnis

GmbH	 Gesellschaft mit beschränkter Haftung

hA	 herrschende Ansicht
HGB	 Handelsgesetzbuch
Hg.	 Herausgeber /in
h.M.	 herrschende Meinung

i.d.F.	 in der Fassung
i.d.R.	 in der Regel
IntV	 Verordnung über die Durchführung von 
	 Integrationskursen für Ausländer und 
	 Spätaussiedler (Integrationskursverordnung)
i.S.	 im Sinne
i.V.	 in Verbindung 
i.V.m.	 in Verbindung mit
i.w.S.    	 im weiteren Sinne 

Jh.	 Jahrhundert
jur.	 juristisch

kath.	 katholisch
Kj.	 Kalenderjahr

KMK	 Kultusministerkonferenz

lfdB	 laufende Beihilfe
lt.	 laut

MdB	 Mitglied des Bundestages
MdL	 Mitglied des Landtages
mE 	 meines Erachtens 
Min.	 Minister
MinPräs.	 Ministerpräsident
Mio.	 Millionen
Mitgl.	 Mitglied
m.w.N.	 mit weiteren Nachweisen 

Nachtr.	 Nachtrag
n.Chr.	 nach Christi Geburt	
Nds.	 Niedersachsen
Nr. 	 Nummer 

OB	 Oberbürgermeister
OBS	 Otto Benecke Stiftung e.V.
od.	 oder
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OHG	 Offene Handelsgesellschaft
OLG	 Oberlandesgericht
ÖR	 öffentliches Recht
OVG	 Oberverwaltungsgericht

PflegeVG	 Pflege-Versicherungsgesetz
PH	 Pädagogische Hochschule
polit.	 politisch
Prot.	 Protokoll

RA	 Rechtsanwalt
Rechtspr.	 Rechtsprechung
RL	 Richtlinie

S	 Satz, Seite
s	 siehe
Saarl.	 Saarland
sämtl.	 sämtlich
Schl.-H	 Schleswig-Holstein
schweizer.	 schweizerisch
s.d.	 siehe dort
SGB	 Sozialgesetzbuch
SGG	 Sozialgerichtsgesetz
SPD	 Sozialdemokratische Partei Deutschlands
sog.	 sogenannte
StAG	 Staatsangehörigkeitsgesetz
StGB	 Strafgesetzbuch
StR	 Steuerrecht

str.	 streitig

u.	 und
übl.	 üblichen
UN	 United Nations
Univ.	 Universität
Urt.v.	 Urteil vom 

verh.	 verheiratet
VG	 Verwaltungsgericht
VGH	 Verwaltungsgerichtshof
vgl.	 vergleiche
VO	 Verordnung
Vorst.	 Vorstand
VwGO	 Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG	 Verwaltungsverfahrensgesetz

wiss.	 wissenschaftlich

z.B.	 zum Beispiel
ZPO	 Zivilprozessordnung
z.T.	 zum Teil
ZuwG	 Zuwanderungsgesetz 
zzt.	 zurzeit

Abkürzungen sollten beim Gespräch mit Flüchtlingen ver-
mieden werden. In jedem Fall sind die zu erklären.
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Internetadressen

www.willkommwnABC.de
www.ankommenapp.de
www.ich-will-deutsch-lernen.de
www.planet-schule.de
www.bundespraesident.de/
www.bundeskanzler.de/
www.bundetag.de/
www.bundestag.de/geschichte
www.bundestag.de/grundgesetz
www.europarl.eu.int/
www.bundesrat.de/
www.bundesregierung.de/
www.bmi.bund.de
www.einbuergerung.de/
www.bmi.bund.de/schnell-zu/Einbuergerungstest.de
www.bmj.bund.de/
www.datev.de/
www.integrationsbeauftragte.de/
www.bamf.de
www.integration-in-deutschland.de
www.zuwanderung.de
www.caritas.de/
www.diakonie.de/
www.drk.de/
www.obs-ev.de/
www.arbeitsagentur.de/
www.politische-bildung.de/
www.goethe.de/

www.bpb.de/
www.migration-religion.net/
www.schule-in-bw.de/
www.deutsche-rentenversicherung-bund.de/
www.sprache-am-arbeitsplatz.de/
www.integration-durch-sport.de/
www.talentimland.de/
www.migration-online.de
www.service-bw.de/
www.deutschland-online.de/
www.i-punkt-projekt.de/
www.ba.neues-lernen.de/
www.existenzgruender.de/
www.integration-in-deutschland.de/
www.handwerk-nrw.de/index.htm
www.zuwanderer-in-der-stadt.de/
www.familienfreundliche-kommune.de/
www.eine-welt-netz.de/
www.planet-beruf.de/
www.swr.de/international
www.gesetze-im-internet.de/
www.deutsch-am-arbeitsplatz.de/
www.berufe.tv/
www.zuwanderung.hamburg.de/
www.frauen-aktiv.de/

Internetangebote/ Suchmaschinen für Kinder: 
„Blinde Kuh“, „Helles Köpfchen“, „Kindersache“ 

II. Internet‑Adressen mit Informationen zur Integration

• Gerichte für unterschiedlichste Esskulturen,
 garantiert ohne Alkohol und Schweinefleisch.
• Frische, gelingsichere Zubereitung vor Ort, 
 inkl. Bereitstellung von Geräten.
• Sehr einfache, zeitsparende Handhabung
• Vom Spezialisten für Verpflegung
• Mit umfassender Unterstützung, auch kurzfristig realisierbar.

Informieren Sie sich:  
Tel: 0 59 71 / 7 99 - 18 30  •  E-Mail: info@apetito.de  •  www.apetito.de

VERPFLEGUNG
als Komplettlösung

einfach,wirtschaftlich, sicher!

Trotz sorgfältiger inhaltlicher Kontrolle übernehmen wir keine Haftung für die Inhalte externer Links. Für den Inhalt der verlinkten Seiten sind aus-

schließlich deren Betreiber verantwortlich.
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Bertelsmann Stiftung, Bundesministerium des Innern, Erfolgreiche Integration ist kein Zufall, 
Gütersloh 2005
Bertelsmann Stiftung: Integration – aber wie? Forum 1/2005
Bertelsmann Stiftung: change, Integration durch Bildung 2/ 2008
Bertelsmann Stiftung: change, Menschen bauen Brücken, 4/ 2011
Bommes, Michael, Migration und die Veränderung der Gesellschaft, APuZ 35-36/ 2008, S.20 ff
Budzinski, Manfred (Hrsg.): Interkulturelle Öffnung in der öffentlichen Verwaltung und Wohlfahrts-
verbänden, Dokumentation einer Tagung der Evangelischen Akademie Bad Boll 2007
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Mehrsprachigkeit: Motor oder Hindernis für die Integ-
ration? Blickpunkt Integration Quartal 03/2008
Bundesgesundheitsblatt, Migration und Gesundheit, Bd.49, Heft 9, September 2006
Feil, Robert/ Hesse, Wolfgang: Schule plus, Eltern stärken – Kinder fördern, Landeszentrale für 
politische Bildung, 2010
Hausschild, Christoph: Die Integrationskurse des Bundes, ZAR 2005 S. 56 ff 
Kapinos, Alois: Praxishandbuch für Sozialbetreuer als CD-ROM, 16. Auflage Karlsruhe 2016 Info-
Börse, Karlsruhe, ISBN 3-9807609-0-1
ders., ABC für Flüchtlinge als CD-ROM, Karlsruhe 2016; verlag.infoboerse@gmail.com
ders., Das Kleine Wirtschaftslexikon als CD-ROM, Karlsruhe 2016 Info-Börse, Karlsruhe
ders., Staatsrechtliches Lexikon als CD-ROM, Karlsruhe 2016 Info-Börse, Karlsruhe
ders., Arbeitsrechtliches Lexikon , als CD-ROM, Karlsruhe 2016 Info-Börse, Karlsruhe ISBN 3-00-
005569-X
ders., Das Studienlexikon als CD-ROM, Karlsruhe 2016 Info-Börse, Karlsruhe ISBN 3-9807609-2-8
ders., Staatsrechtliches Lexikon als CD-ROM, Karlsruhe 2016 Info-Börse, Karlsruhe
ders., Schülerlexikon als CD-ROM, Karlsruhe 2016 Info-Börse, Karlsruhe
ders., Integration von Zuwanderern, in: IFLA 2002, S.116 ff
ders., Aktuelles Zuwanderungsrecht, in: IFLA 2004, S.86 ff 
ders., Integration durch Information und Wissen, in: IFLA 2004, S.98 ff
ders., Zuwanderung und Integration– Das neue Zuwanderungsgesetz, in: IFLA 2004, S. 109 ff
ders., Chancen des neuen Zuwanderungsgesetzes, in: IFLA 2005, S. 44 ff
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Zuwanderer lernen Deutsch für den Beruf
Der Bund finanziert ab Juli 2016 berufsbezogene Deutschkurse für Zuwanderer und Flücht-

linge. Diese Kurse schließen an die Integrationskurse an. Sprache ist das A und O für die Integ-
ration in den Arbeitsmarkt sowie in die Gesellschaft. Der Bund erweitert daher ab 1. Juli 2016 
die Sprachförderung für die Flüchtlinge, die eine gute Bleibeperspektive haben. Aber auch EU-
Bürger sowie deutsche Staatsangehörige mit Migrationshintergrund können an berufsbezoge-
nen Sprachkursen teilnehmen. 

Das Erlernen der deutschen Sprache wird so besser mit der Arbeitsmarkt- oder Ausbildungs-
förderung abgestimmt. Mit der Übernahme der berufsbezogenen Sprachförderung löst der 
Bund schrittweise das bisher vom Europäischen Sozialfonds (ESF) unterstützte Programm ab.

Asylpaket II und Verschärfung des Ausweisungsrechts 
Am 17. März 2016 sind das Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylverfahren („Asylpaket 

II“)1 und das Gesetz zur erleichterten Ausweisung ausländischer Straftäter in Kraft getreten2.
Der Bundesrat billigte bereits am 26.2.2016 zahlreiche Gesetzesbeschlüsse des Deutschen 

Bundestages. Sowohl das Asylpaket II als auch das Gesetz zur erleichterten Ausweisung straf-
fälliger Ausländer passierten die Länderkammer nur einen Tag nachdem der Bundestag die 
Gesetze beschlossen hatte. 

Es sieht spezielle Aufnahmezentren vor, in denen bestimmte Gruppen von Asylbewerbern 
beschleunigte Verfahren durchlaufen. Dazu gehören Asylbewerber aus sicheren Herkunfts-
staaten, Folgeantragsteller sowie Asylbewerber, bei denen man davon ausgeht, dass sie ihrem 
Asylverfahren nicht mitwirken. Innerhalb einer Woche soll das gesamte Verfahren für diesen 
Personenkreis künftig abgeschlossen sein. 

Aussetzung des Familiennachzuges
Zudem wird der Familiennachzug für Flüchtlinge mit einem sogenannten subsidiären Schutz 

für zwei Jahre ausgesetzt. Subsidiären Schutz erhalten Menschen, die nicht individuell verfolgt 
werden, denen in ihrem Herkunftsland aber dennoch ernsthafte Gefahren drohen – beispiels-
weise die Todesstrafe, Folter oder eine Bedrohung durch Krieg. Diesen subsidiären Schutz be-
kommen folglich Menschen, denen weder Asyl3 noch die Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaft gewährt werden kann, die aber aus humanitären Gründen nicht abgeschoben werden 
sollen.

Weitere sichere Herkunftsstaaten
Darüber hinaus hat sich das Kabinett darauf geeinigt, die Liste der sicheren Herkunftsstaaten 

um Marokko, Algerien und Tunesien zu erweitern. Asylbewerber aus diesen Ländern sollen so 
schneller wieder in ihre Heimat zurückgeschickt werden. 

1 Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylverfahren v. 11. März 2016, BGBl. 2016, S. 390 ff
2 Gesetz zur erleichterten Ausweisung von straffälligen Ausländern und zum erweiterten Ausschluss der Flüchtlingsanerkennung bei straffälligen Asylbewer-

bern v.  11.03.2016, BGBl. S. 394 ff
3 Asylrecht: Politisch Verfolgte genießen Asylrecht so steht es in Artikel 16a Absatz 1 GG. Damit wird das Asylrecht in Deutschland nicht nur – wie in vielen 

anderen Staaten – auf Grund der völkerrechtlichen Verpflichtung aus der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 gewährt, sondern hat als Grundrecht 
Verfassungsrang.

IV. Aktuelles
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Beschleunigtes Verfahren
Das Gesetz bestimmt Gruppen von Asylbewerbern, bei denen das beschleunigte Verfahren 

durchgeführt werden kann: Dazu gehören Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten, Fol-
geantragsteller sowie Asylbewerber, die beim Asylverfahren nicht mitwirken. Das wird beispiels-
weise angenommen, wenn sie über ihre Identität täuschen oder die Abnahme der Fingerab-
drücke verweigern. Die zeitlichen Abläufe werden so weit gestrafft, dass das Asylverfahren 
innerhalb einer Woche durchgeführt werden kann. Falls Flüchtlinge gegen eine Ablehnung ihres 
Asylantrages Rechtsmittel einlegen wollen, soll dieses juristische Verfahren innerhalb von zwei 
Wochen abgeschlossen sein. 

Für die Dauer des beschleunigten Verfahrens muss der Asylbewerber in der Aufnahmeeinrich-
tung wohnen. Die Person erhält nur dann Leistungen, wenn die Aufnahme in der zuständigen 
Aufnahmeeinrichtung erfolgt ist und die verschärfte Residenzpflicht eingehalten wird.

Leistungen werden angepasst
Die monatlichen Geldbeträge für den persönlichen Bedarf nach dem Asylbewerberleistungs-

gesetz werden angepasst. Dabei werden die verfassungsrechtlichen Vorgaben für die Siche-
rung des Existenzminimums beachtet. Für einen alleinstehenden Leistungsberechtigten bedeu-
tet dies eine Absenkung der monatlichen Leistung um zehn Euro.

Es ist weiter vorgesehen, dass Asylbewerbern künftig erst dann ein voller Anspruch auf gesetz-
liche Leistungen zusteht, wenn sie sich vor Ort registriert haben und den neuen Flüchtlingsaus-
weis besitzen. 

Abbau von Abschiebungshindernissen
Oft legen abgelehnte Asylbewerber ärztliche Atteste vor, um ihre Abschiebung zu verhindern. 

Um einem Missbrauch von Attesten entgegenzuwirken, schreibt das Gesetz Anforderungen da-
für fest. Eine Abschiebung kann auch dann durchgeführt werden, wenn die medizinische Ver-
sorgung im Zielstaat nicht gleichwertig mit der Versorgung in Deutschland ist. 

Außerdem werden nur noch lebensbedrohliche oder schwerwiegende Erkrankungen, die sich 
durch die Abschiebung wesentlich verschlechtern würden, berücksichtigt. Die Erkrankung muss 
künftig durch eine qualifizierte ärztliche Bescheinigung glaubhaft gemacht werden.

Ersatzdokumente beschaffen
Häufig kann eine Person nicht abgeschoben werden, weil sie keine Papiere hat. Für die Pas-

sersatzbeschaffung wird eine neue Organisation geschaffen. Dadurch kann die Bundespolizei 
die Länder bei der Abschiebung effektiver unterstützen.

Junge Flüchtlinge besser integrieren
Die Integration junger Asylbewerber soll verbessert werden. Für auszubildende Flüchtlinge 

und ausbildende Betriebe sollen die Rechtssicherheit erhöht und die Verfahren vereinfacht 
werden. 

Minderjährige, die in Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften untergebracht 
sind, werden besser geschützt. Personen, die in diesen Einrichtungen tätig sind, müssen zu-
künftig ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen4. 

4 Quelle: bundesregierung.de,  Mitteilung v. 3.2.2016
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Ebenfalls am 17.03.2016 trat das Gesetz zur erleichterten Ausweisung ausländischer Straftä-
ter in Kraft. Freiheits-, Jugend- oder Bewährungsstrafe können damit grundsätzlich alle Anlass 
für eine Ausweisung sein. Unter anderem Straftaten gegen das Leben, die körperliche Unver-
sehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das Eigentum oder der Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte begründen zukünftig ein so genanntes schwerwiegendes Ausweisungsinteres-
se, sofern ein Ausländer hierfür zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe (gleich welcher Höhe) 
verurteilt wurde. Dies gilt auch, wenn diese zur Bewährung ausgesetzt wird. Die Verschärfungen 
waren auch als eine Konsequenz aus den Vorfällen in der Silvesternacht in Köln und anderen 
Städten beschlossen werden.5

Flüchtlingsausweis – Ankunftsnachweis
Asylsuchende erhalten künftig einen einheitlichen Flüchtlingsausweis. Das Bundeskabinett 

hat dazu einen entsprechenden Gesetzentwurf beschlossen. Mit diesem Ausweis – in der Fach-
sprache „Ankunftsnachweis“ genannt – werden wichtige Daten einheitlich erfasst. Registrie-
rung und Identifizierung werden dadurch leichter.

Nachdem das Bundeskabinett den Entwurf zum Datenaustauschverbesserungsgesetz be-
schlossen hat, wird die Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchende, den sogenannten 
Ankunftsnachweis, vorgestellt. Das Gesetz steuert und ordnet das Asylverfahren. Das Gesetz 
soll die einheitliche Erfassung relevanter Informationen des Asylantragsstellers regeln. Dazu 
gehören beispielsweise Angaben zu begleitenden minderjährigen Kindern und Jugendlichen. 

Die Flüchtlingsdaten werden einheitlich erfasst. Auch sollen durchgeführte Gesundheitsun-
tersuchungen und Impfungen aufgeführt werden. Zudem sollen Daten, die für eine schnelle 
Integration und Arbeitsvermittlung erforderlich sind, gespeichert werden. Dazu gehören Daten 
über Schulbildung, Berufsausbildung und sonstige Qualifikationen. Die erfassten Informationen 
sollen dann den öffentlichen Stellen, mit denen die Schutzsuchenden regelmäßig in Kontakt 
treten, einheitlich zur Verfügung stehen. 

Schnelle Erfassung, Doppelregistrierungen verhindern
Die Daten von Asylsuchenden sollen so früh wie möglich erfasst werden - also nicht erst, wenn 

ein Asylantrag gestellt wird, sondern bereits beim Erstkontakt mit den Asyl- und Schutzsuchen-
den. „Künftig erfassen alle Behörden bei der ersten Begegnung mit Flüchtlingen standardisiert 
Daten in einem zentralen System“, so Bundesinnenminister Thomas de Maizière. 

Auch Doppelregistrierungen sollen mit dem Flüchtlingsausweis verhindert werden. Dazu wer-
den Stellen, die bislang noch nicht mit einem Fingerabdruck-Schnell-Abgleichsystem – dem 
sogenannten Fast-ID – ausgestattet sind, entsprechend ausgerüstet. Mithilfe der Fast-ID kön-
nen alle Registrierungsbehörden über eine Sofortabfrage unverzüglich feststellen, ob zu einer 
Person bereits Daten vorhanden sind.

Papierbasiertes Dokument
Ausgestellt wird der Flüchtlingsausweis von der für den Asylsuchenden zuständigen Aufnah-

meeinrichtung oder Außenstelle des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF). Ohne 
diesen Ausweis wird es keine Asylbewerberleistungen und kein Asylverfahren geben. Das Asyl-
verfahren wird in Zukunft an dem Ort in Deutschland durchgeführt, der von den Behörden be-
stimmt wird. Das ist nötig, um eine gleichmäßige Verteilung in Deutschland zu erreichen. Diese 
sei auch wichtig, um Integrationsmaßnahmen gezielt durchführen zu können. 

5 Pressemitteilung des BMI v. 16.03.2016
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Schnelle Umsetzung
Das Gesetz soll schnell umgesetzt werden. Seit Februar hat das Verfahren begonnen. Die 

vollständige Umsetzung soll möglichst bis Mitte 2016 abgeschlossen sein

„Ankommen“ per App für Flüchtlinge
Neuankömmlinge können künftig alle wichtigen Infos für die ersten Wochen in Deutschland 

auf ihr Smartphone laden. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), die Bundes-
agentur für Arbeit (BA), das Goethe Institut und der Bayerische Rundfunk haben gemeinsam 
eine App entwickelt, die Asylbewerberinnen und -bewerbern mit guter Bleibeperspektive in den 
ersten Wochen nach Ankunft in Deutschland beim – so auch ihr Name: „Ankommen“ unter-
stützen möchte. Sie ist die erste App, die bundesweit und von den zuständigen Institutionen 
entwickelt wurde und künftig die Lücke zu bereits vorhandenen, meist lokal ausgerichteten 
Flüchtlings-Apps schließt.

Sprache, Regeln und praktische Lebenstipps
Welche Schritte beinhaltet das Asylverfahren? Wann darf mein Kind in die Schule? Was muss 

ich tun, um arbeiten oder eine Ausbildung beginnen zu können? Diese und andere ganz prak-
tische Lebensfragen, die sich Geflüchtete besonders in den ersten Wochen stellen – hierzu 
befragten die Macher Neuankömmlinge in Flüchtlingsunterkünften –, werden in der App beant-
wortet. Auch die Regeln und Werte des Zusammenlebens in Deutschland – beispielsweise die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau, das Diskriminierungsverbot und die Religionsfreiheit 
– sind Thema. Wichtig war den Initiatoren jedoch, dass dies „ohne erhobenen Zeigefinger“ 
geschieht – an vielen Stellen finden sich daher Antworten und Erfahrungen von Migrantinnen 
und Migranten, die schon länger in Deutschland leben. In die App ist zudem ein kostenloser, 
multimedialer Sprachkurs integriert, der eine alltagsnahe Unterstützung für die ersten Schritte 
auf Deutsch bietet und eine Brücke zwischen Ankunft und Integrationskurs bietet.

Kostenlos und mehrsprachig
„Ankommen“ ist kostenlos und steht in den Sprachen Arabisch, Englisch, Farsi, Französisch 

und Deutsch für Smartphones mit dem Betriebssystem Android zur Verfügung (in Kürze auch 
für iOS). Der Download erfolgt über die jeweiligen App Stores, die anschließende Nutzung ist 
auch ohne Internetverbindung möglich6.

→ Mehr Information gibt es hier: https://www.ankommenapp.de.

Berufsanerkennung bei Migranten – Ausbildung meist gleichwertig 
Die Zahl der Anerkennungsverfahren steigt: 2014 gab es rund 20 000 Verfahren, bei denen 

überwiegend (78 Prozent) volle Gleichwertigkeit anerkannt wurde. 2013 waren es 20 Prozent 
weniger Verfahren.

Seit 2012 ist das Anerkennungsgesetz des Bundes in Kraft. Ebenso sind mittlerweile alle 
Länder-Anerkennungsgesetze in Kraft. Asylsuchende und Flüchtlinge haben einen Rechtsan-
spruch darauf, dass die Gleichwertigkeit ihres Abschlusses mit dem jeweiligen deutschen Beruf 
geprüft wird.

Der Bund tut einiges, um die Anerkennung zu erleichtern. Das Internetportal www.anerken-
nung-in-deutschland.de des Bundesbildungs-ministeriums (BMBF) und des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BiBB) informiert über den jeweiligen Beruf. Der „Anerkennungsfinder“ führt In-

6 Quelle: BMI Nachricht v.13.01.2016
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teressierte mit wenigen Klicks zur zuständigen Stelle. Das Portal wird bisher in acht Sprachen 
angeboten. Rund 60 Prozent der Zugriffe erfolgen aus dem Ausland. Das Sprachangebot wird 
speziell für Asylsuchende und Flüchtlinge auf Arabisch ausgeweitet. 

Mit dem Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung“ (IQ) finanziert der Bund etwa 95 
regionale Beratungsstellen. Die Mitarbeiter dort helfen und schulen Beschäftigte bei den Ar-
beitsagenturen und Jobcentern. 2016 sollen 5.000 Mitarbeiter geschult werden. Von Juni 2015 
bis Dezember 2015 wurden rund 2.900 Asylsuchende, überwiegend aus Syrien, beraten.

Das www.bq-portal.de des Bundeswirtschaftsministeriums (BMWi) gibt Hilfen, damit Kam-
mern und Unternehmen ausländische Aus- und Fortbildungsabschlüsse besser bewerten und 
einschätzen können. Über 1.650 Berufsprofile und Informationen zu den Berufsbildungssys-
temen von 75 Ländern sind abrufbar. Die Plattform soll auf die wichtigsten Herkunftsstaaten 
ausgedehnt werden. Ebenso bietet das vom BMBF finanzierte Verbundprojekt der DIHK und der 
Zentralstelle für Weiterbildung im Handwerk (ZWH) den Unternehmen zahlreiche Informationen 
zur Berufsanerkennung.

Das Bundesfamilienministerium (BMFSFJ) finanziert Beratungsstellen für junge Flüchtlinge, 
wenn sie eine akademische Laufbahn anstreben oder fortsetzen wollen. Voraussetzung ist ein 
gesicherter Aufenthaltsstatus.

Fachgespräch und Arbeitsprobe, wenn etwas fehlt
Viele Asylsuchende und Flüchtlinge haben keine für die Anerkennung notwendigen Unterla-

gen. Mit Fachgesprächen und Arbeitsproben können die vorhandenen Kompetenzen festge-
stellt werden. Diesen Weg eröffnen die Anerkennungsgesetze von Bund und Ländern. Vor allem 
in Gesundheitsberufen wird die Möglichkeit, Kenntnisse zu prüfen, von Land zu Land sehr un-
terschiedlich gehandhabt. Die Bundesregierung wird auf eine einheitliche Praxis hinwirken7.

Assistierte Ausbildung – Eine Chance für Jugendliche und Betriebe
Nicht immer lassen sich Ausbildungsstellen sofort besetzen. Dennoch bietet der Ausbildungs-

markt ungenutzte Potentiale, zum Beispiel Jugendliche ohne oder mit schwächerem Schulab-
schluss oder mit Migrationshintergrund. Sie alle haben oft mehr zu bieten, als es auf den ersten 
Blick scheint. Die Jugendlichen brauchen eine Chance, ihr Können unter Beweis zu stellen. 

Hier setzt die Assistierte Ausbildung (AsA) der Agentur für Arbeit Karlsruhe-Rastatt an. Konkret 
bedeutet das: Schwächere Jugendliche werden noch vor Beginn und während der gesamten 
Ausbildungszeit begleitet. Gleichzeitig werden die Betriebe organisatorisch und administrativ 
bei der Ausbildung benachteiligter Jugendlicher unterstützt. 

Bei der Assistierten Ausbildung bietet ein durch die Agentur für Arbeit beauftragter Bil-
dungsträger als dritter Partner in der Ausbildung allen Seiten passende Dienstleistungen an. 
Berufsvorbereitung und Ausbildung werden verknüpft, die Ausbildung wird flexibilisiert und 
individualisiert. Das Konzept der Assistierten Ausbildung überwindet die Kluft zwischen den 
Anforderungen der Betriebe auf der einen und den Voraussetzungen der Jugendlichen auf der 
anderen Seite, indem es eine reguläre betriebliche Berufsausbildung durch umfassende Unter-
stützungsangebote flankiert.

Für 2016 stehen im Bezirk der Agentur für Arbeit Karlsruhe-Rastatt rund 60 Teilnehmerplätze 
zur Verfügung. 

Zwischen vier und neun Stunden in der Woche erhalten die Auszubildenden Hilfen zum Abbau 
von Sprach- und Bildungsdefiziten, zur Förderung fachtheoretischer Fertigkeiten sowie auf die 
persönliche Situation zugeschnittene individuelle Unterstützung und Begleitung. Die Arbeits-

7 BPA Bundesregierung Aktuell: Newsletter vom 11.03.2016
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agentur verspricht sich von diesem Ansatz, dass mehr betriebliche Ausbildungsverträge zustan-
de kommen, Ausbildungsverhältnisse stabilisiert und Abbrüche verhindert werden. Die dadurch 
entstehenden Zusatzkosten werden durch die Agenturen für Arbeit bzw. Jobcenter vollständig 
getragen8.

Gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
Die Erwerbstätigkeit ist weiter gestiegen.  Im April 2016 ist damit die Arbeitslosenquote erneut 

gesunken und beträgt 6,3 Prozent . Im Vormonat betrug die Arbeitslosenquote in Deutschland 
6,5 Prozent. Bei den Arbeitsagenturen sind über 640.000 offene Stellen gemeldet. Besonders 
gesucht sind Arbeitskräfte in den Berufsfeldern Mechatronik, Energie- und Elektrotechnik, in 
Verkehr und Logistik sowie im Verkauf .

Der Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg bleibt weiter in der Erfolgsspur. Im April 2016 sank 
die Arbeitslosenquote auf 3,8 Prozent. Außerdem weist Baden-Württemberg mit einer Jugend-
arbeitslosenquote von 2,8 Prozent im Bundesvergleich weiterhin den niedrigsten Wert auf9.

Schulische Integration junger Flüchtlinge
Die Landesregierung von Baden-Württemberg hat im Bildungsbereich erhebliche zusätzliche 

Ressourcen bereitgestellt, um die große Anzahl junger Menschen, die in Baden-Württemberg 
Schutz vor Gewalt und Verfolgung suchen, gut an den Schulen aufnehmen zu können.

Bei der weiteren Planung stehen nun verstärkt die Weiterentwicklung der Qualität sowie zu-
sätzliche Maßnahmen im Mittelpunkt, mit denen die jungen Flüchtlinge und ihre Familien – 
aber auch die Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen – noch besser bei dieser Herausforde-
rung unterstützt werden können.

Elternbrief
Mit einem Brief des Kultusministers in Englisch, Französisch, Persisch und Arabisch erhalten 

Eltern seit Kurzem grundlegende Informationen, ab wann ihre Kinder in Baden-Württemberg 
zur Schule gehen können bzw. müssen. 

Bildungsbiografische Ersterfassung (BBE)
Nach Ankunft in Baden-Württemberg erfolgt die Bildungsbiografische Ersterfassung. Neben 

persönlichen Angaben zu den Kindern und Jugendlichen werden dabei beispielsweise Kennt-
nisse im Lesen und Schreiben (Alphabetisierung), zur Muttersprache und weiteren Sprachen 
sowie zur Dauer des bisherigen Schulbesuchs im Herkunftsland erfasst.

Anhand dieser Informationen werden Schulverwaltung und Schulen entscheiden, an wel-
cher konkreten Schule und in welcher Vorbereitungsklasse (VKL) bzw. VABO-Klasse ein junger 
Flüchtling seinen Bildungsweg in Baden-Württemberg fortsetzen kann. VABO steht dabei für 
„Vorqualifizierungsjahr Arbeit/Beruf mit Schwerpunkt Erwerb von Deutschkenntnissen“. Schul-
leiterinnen und Schulleiter werden diese Informationen aus einer elektronischen Datenbank 
entnehmen und nutzen können.

Die BBE soll im Laufe des Januar 2016 im Registrierungszentrum Heidelberg im Regelbetrieb 
starten; erprobt wurde sie bereits seit Mitte November 2015 in der Landeserstaufnahmeein-
richtung Meßstetten. Der Probelauf hat gezeigt, dass die gewählte Art der Erfassung eine prag-
matische und erfolgversprechende Methode ist.

8 Quelle:  Agentur für Arbeit Karlsruhe-Rastatt, 160126 Presseinformation 05/16 
9 Quelle: baden-Württemberg.de, Pressemitteilungen v.29.04.2016
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Potenzialanalyse für Flüchtlinge
Nachdem die jungen Flüchtlinge in einer Vorbereitungs- oder VABO-Klasse aufgenommen wur-

den, soll eine vom Kultusministerium neu konzipierte „Potenzialanalyse für Flüchtlinge“ künftig 
dazu beitragen, dass der Übergang in eine Regelklasse durch gezielte individuelle Förderung 
auf der Grundlage validierter und fundierter Tests möglichst schnell und reibungsfrei gelingt. 
Bei der Potenzialanalyse werden einerseits sprachliche und mathematische Fähigkeiten, an-
dererseits überfachliche Kompetenzen erfasst. Die Potenzialanalyse erfolgt in verschiedenen 
Bausteinen, die Ergebnisse sollen laufend für die individuelle Förderung der Schülerinnen und 
Schüler genutzt werden. Der Start ist für Mitte Februar vorgesehen.

Für die Umsetzung stellt das Bundesministerium für Bildung und Forschung dem Land Mittel 
in Höhe von zwei Millionen Euro für den Zeitraum 2016 bis 2018 bereit.

Fortbildungsangebote für Lehrerinnen und Lehrer
Der Erfolg der schulischen Integration junger Flüchtlinge hängt vor allem von der guten Arbeit 

der Lehrerinnen und Lehrer ab. Deshalb werden die Pädagoginnen und Pädagogen in hohem 
Maße durch Fortbildungen in verschiedenen Bereichen unterstützt.

Seit 2011 sind im Sprachförderbereich insgesamt 160 Lehrerinnen und Lehrer als Multiplika-
toren ausgebildet worden, die entsprechende Fortbildungen für andere Lehrerinnen und Lehrer 
anbieten und organisieren. Für 2016 ist die Qualifizierung von 60 weiteren Multiplikatoren mit 
den inhaltlichen Schwerpunkten Sprachförderung und aktuelle Herausforderungen der Flücht-
lingsthematik geplant. Diese bieten ab Herbst 2016 zusätzlich regionale Fortbildungen für Lehr-
kräfte im allgemein bildenden und beruflichen Bereich an und beraten Schulen.

Für den Einsatz in VKL und VABO-Klassen wurden 2014 insgesamt rund 140 Fortbildungen 
durchgeführt, an denen über 1.400 Lehrerinnen und Lehrer teilgenommen haben. Bis zum 31. 
Juli 2015 wurden weitere 100 Veranstaltungen mit über 1.000 Teilnehmenden realisiert.

Angehende Lehrerinnen und Lehrer haben auch im Rahmen ihrer Ausbildung die Möglichkeit, 
Zusatzqualifikationen für einen künftigen Einsatz in VKL und VABO- Klassen zu erwerben. Hier-
bei geht es auch um die Erweiterung der interkulturellen Kompetenz der künftigen Lehrerinnen 
und Lehrer.

Weitere Unterstützungsangebote für Pädagogen
Neben der pädagogischen Aufgabe bringt der Umgang mit Flüchtlingskindern für Lehrerinnen 

und Lehrer auch weitere Herausforderungen mit sich.
Um die Lehrerinnen und Lehrer auf diese zusätzliche Herausforderung vorzubereiten, hat das 

Kultusministerium verschiedene Maßnahmen entwickelt. Beispielsweise haben die Schulpsy-
chologischen Beratungsstellen ihre Angebote in diesem Bereich ausgebaut.

Für Lehrerinnen und Lehrer aller Schularten werden von den Schulpsychologischen Beratungs-
stellen verstärkt die Fortbildung „Flüchtlinge in der Schule – Umgang mit belasteten Kindern 
und Jugendlichen“ und themenspezifische Supervisionsgruppen für VKL- und VABO-Lehrkräfte 
angeboten. Zum Umgang mit traumatisierten Schulkindern standen im Schuljahr 2014/2015 
Fortbildungs- und Supervisionsangebote mit circa 1.200 Plätzen zur Verfügung. Im Schuljahr 
2015/2016 sind dies circa 2.050 Plätze. Die Fortbildungs- und Supervisionsangebote sollen 
bei entsprechen-dem Bedarf weiter ausgebaut werden.

Grundlegende Informationen zu dieser Thematik bietet außerdem eine aktuelle Broschüre 
zum Umgang mit Flüchtlingskindern in der Schule, die auch aus anderen Bundesländern nach-
gefragt wird. Die erste Auflage mit 35.000 Exemplaren war bereits nach wenigen Monaten ver-
griffen. Ende 2015 wurden weitere 10.000 Exemplare aufgelegt.

Die Landesregierung unterstützt verstärkt auch Erzieherinnen und Erzieher bei der Integration 
der Flüchtlingskinder. Im Zweiten Nachtragshaushalt wurden 500.000 Euro für Supervisions- 
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und Coaching-Kurse ab dem Jahr 2016 bereitgestellt. Es wird von rund 250 Gruppen mit jeweils 
zehn bis zwölf Erzieherinnen und Erziehern ausgegangen, die pro Gruppe mit rund 2.000 Euro 
bezuschusst werden. Zurzeit läuft bereits ein Pilotprojekt mit zwei Kursen, deren Ergebnisse 
ausgewertet und für weitere Verbesserungen genutzt werden sollen.

Entlastung von Schulleitungen
Der Anstieg der Schülerzahlen in VKL und VABO-Klassen verursacht über das ganze Schuljahr 

unter anderem bei den Schulen und den geschäftsführenden Schulleiterinnen und Schullei-
tern einen erheblichen zusätzlichen Aufwand. Deshalb wird bei den Schulaufsichtsbehörden 
ein Stundenpool von insgesamt 50 Deputaten eingerichtet, um die besonderen Belastungen 
bei den allgemein bildenden und beruflichen Schulen mit vielen jungen Flüchtlingen flexibel 
abfedern zu können.

Ressourcen und Personal
Seit Beginn des Schuljahrs 2014/2015 wurden zusätzliche Personalressourcen im Umfang 

von 1.162 Deputaten geschaffen, circa 2.160 VKL bzw. VABO-Klassen sind derzeit im allgemein 
bildenden und beruflichen Schulbereich eingerichtet. Rund 30.000 junge Menschen lernen in 
diesen Klassen – etwa 40 Prozent von ihnen mit Fluchthintergrund. Auch nach Wechsel in eine 
Regelklasse können – zum Beispiel im Rahmen des Ergänzungsbereichs oder des sog. HSL-
Bereichs (Hausaufgaben-, Sprach- und Lernhilfe) – zusätzliche Angebote zur Sprachförderung 
gemacht werden. Im vorschulischen Bereich wurden – etwa für die Sprachförderung – für 2015 
und 2016 insgesamt 4,8 Millionen Euro zusätzlich bereitgestellt. Im Zweiten Nachtragshaushalt 
kamen für 2016 weitere drei Millionen Euro hinzu. Für den weiteren Ausbau der Fortbildungs-
angebote hat die Landesregierung im Zweiten Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 2015/2016 
zusätzlich 340.000 Euro sowie rund zehn Deputate bereitgestellt.

Bislang ist es gelungen, alle Stellen zeitnah zu besetzen. Um auch für die weitere Entwicklung 
gut gerüstet zu sein, hat der Kultusminister Ende 2015 insgesamt 30.000 pensionierte Leh-
rerinnen und Lehrer angeschrieben und um Unterstützung gebeten. Von diesen haben bislang 
515 ihre Bereitschaft erklärt, befristet – im Durchschnitt im Umfang von 6,8 Wochenstunden 
– wieder im Schuldienst tätig zu werden. Durch die Schulverwaltung bereits abgeschlossen 
wurden 65 Verträge10.

Rahmenvereinbarung zur Berufsorientierung für junge Flüchtlinge  
an beruflichen Schulen

Berufsorientierung ist eine wichtige Grundlage für junge Menschen ist, um eine erfolgreiche 
Ausbildung zu absolvieren: Durch eine kontinuierliche und bedarfsorientierte Zusammenarbeit 
von beruflichen Schulen und Arbeitsagenturen nutzen wir die Chance, jungen Flüchtlingen früh-
zeitig Einblicke in die für sie passenden Ausbildungsberufe zu geben. Die Rahmenvereinbarung 
regelt, dass Schule und Arbeitsagentur vor Ort künftig ein Tandem bei der Berufsorientierung 
bilden. Dazu treten die 500 Beratungsfachkräfte der Arbeitsagenturen mit den beruflichen 
Schulen mit VAB-O-Klassen (Vorqualifizierungsjahr Arbeit und Beruf mit Schwerpunkt Erwerb 
von Deutschkenntnissen) in Kontakt. Sobald die Schülerinnen und Schüler über ausreichend 
Deutschkenntnisse verfügen, bieten die Arbeitsagenturen in den VAB-O-Klassen und den häufig 
im Anschluss besuchten VAB-Klassen Berufsorientierungsveranstaltungen an. Diese können 
durch Besuche im Berufsinformationszentrum (BiZ) und durch Onlinemedien der Bundesagen-
tur ergänzt werden. Individuelle Berufsberatungsgespräche der Arbeitsagentur können in den 

10 Quelle: baden-Würtemberg.de, Mitteilung v. 11.01.2016
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Räumen der Schule geführt werden. Bei Bedarf kann der Berufspsychologische Service der 
Agentur für Arbeit zugeschaltet werden. In regelmäßigen Gesprächen zwischen der VAB-O- oder 
VAB-Lehrkraft und der Beratungsfachkraft wird abgestimmt, welche Schülerinnen und Schüler 
in die Vermittlungsdatei der Arbeitsagentur aufgenommen werden und damit regelmäßig Ver-
mittlungsangebote erhalten. 

Aktuell besuchen rund 5.800 Schülerinnen und Schüler eine VAB-O-Klasse in Baden-Württem-
berg. Derzeit sind an beruflichen Schulen mehr als 370 VAB-O-Klassen eingerichtet. Jugendli-
che und junge Erwachsene ohne Deutschkenntnisse erhalten dort eine intensive Deutschförde-
rung und erwerben parallel erste berufliche Vorqualifikationen. Der Besuch einer VAB-O-Klasse 
ist deshalb ein entscheidender Schritt zur beruflichen und gesellschaftlichen Integration dieser 
jungen Menschen. Eine wichtige Anschlussmöglichkeit nach Besuch des VAB-O bieten die VAB-
Klassen, in denen unter anderem ein Hauptschulabschluss erworben werden kann11.

Verkehrsregeln für Flüchtlinge – mehrsprachige Broschüren
Die in Deutschland geltenden Verkehrsregeln sind vielen Flüchtlingen nicht vertraut. Soweit 

in den Herkunftsregionen der Flüchtlinge das Verkehrsgeschehen weniger komplex ist, ist die 
hohe Verkehrsdichte in Deutschland unvertraut und mit Gefahren verbunden.

Andere Gründe können die höhere Bedeutung individueller Umsicht am Verkehrsgeschehen 
in den Herkunftsländern von Flüchtlingen sein. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn in 
den Herkunftsländern Verkehrsregeln nicht von staatlichen Behörden im erforderlichen Umfang 
durchgesetzt werden.

Die Unfallforschung der Versicherer (UDV), die Deutsche Verkehrswacht e. V., der Deutsche 
Verkehrssicherheitsrat e. V. und die Unfallkassen der Berufsgenossenschaften werden die 
wichtigsten Verkehrsregeln allgemein und die wichtigsten Verkehrsregeln für das Fahrradfahren 
in Deutschland als mehrsprachige Broschüren herausgeben.

Die Broschüren werden in vier Varianten unentgeltlich erhältlich sein:
• Deutsch/Englisch/Arabisch
• Deutsch/Farsi bzw. Dari/Paschtu
• Deutsch/Französisch/Tigrinisch
• Deutsch/Albanisch/Kurdisch
Die Auswahl der Sprachen erfolgte unter anderem in Rücksprache mit dem Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge. Die beiden Broschüren zu allgemeinen Verkehrsregeln einerseits 
und zum Thema Radfahren andererseits sollen in Kürze elektronisch auf der Website http://
www.germanroadsafety.de verfügbar sein. Derzeit sind die Broschüren unter der genannten 
Adresse auf Deutsch erhältlich. 

Ergänzende Angebote rund um die Verkehrssicherheit, die für flüchtende und zugewanderte 
Menschen sowie Multiplikatoren von Interesse sind, können als Hinweis an die Website http://
www.germanroadsafety.de weitergeleitet werden12.

Partner der Allianz für Fachkräfte
Die Partner der Allianz für Fachkräfte setzen sich dafür ein, dass private wie öffentliche Arbeit-

geber Beschäftigungsmöglichkeiten für Flüchtlinge bereitstellen. „Das Beschäftigungspotenzial 
von Flüchtlingen sollte von privaten und öffentlichen Arbeitgebern so umfangreich wie möglich 
ausgeschöpft werden“, heißt es in einer gemeinsamen Erklärung der Allianz. 

11 Quelle: baden-württemberg.de, Pressemitteilung v. 08.12.2015
12 Quelle: Städtetag Baden-Württemberg, Mitteilung v. 01.02.2016
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Dabei haben die Partner vor allem anerkannte Flüchtlinge im Blick, bei deren Einstellung Ar-
beitgeber weitgehend Rechts- und Planungssicherheit haben. Im Oktober 2015 sind in Baden-
Württemberg mehr als 4.000 Menschen allein aus den Asylherkunftsländern Irak und Syrien 
arbeitslos gemeldet gewesen. Die Partner der Allianz erklären sich bereit, private und öffent-
liche Arbeitgeber bei der Integration von Flüchtlingen zu unterstützen – etwa durch Beratung, 
Informationsveranstaltungen und Best-Practice-Beispiele. 

Beschäftigung ist immens wichtig für die Integration
In den vergangenen Jahren sei nicht nur die Zahl der in Baden-Württemberg Beschäftigten 

aus den fünf typischen Asylherkunftsländern Syrien, Irak, Afghanistan, Eritrea und Somalia ge-
stiegen, auch die Zahl der Arbeitslosen habe zugenommen. Im März 2015 waren circa 4.800 
Menschen aus den genannten Flüchtlingsländern in Baden-Württemberg sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt. 

Angebot an Sprach- und Integrationskursen ausbauen
Nach Angaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) mangelt es vielen 

Arbeitslosen aus den typischen fünf Asylzugangsländern an Deutschkenntnissen. Mangelnde 
Sprachkenntnisse gehören nach wie vor zu den größten Integrationshemmnissen. In ihrer ge-
meinsamen Erklärung begrüßen die Allianzpartner deshalb die bestehenden Möglichkeiten der 
Sprachförderung. Das Angebot an Sprach- und Integrationskursen solle aber noch deutlich aus-
gebaut werden. Auch hat nach Angaben des IAB ein großer Teil der Arbeitslosen aus den wich-
tigen Asylzugangsländern keinen formalen Berufsabschluss. Diejenigen jedoch aus den fünf 
Ländern, die bereits einer Beschäftigung nachgehen, sind vielfach und auch ohne formalen 
Berufsabschluss als Fachkraft tätig. Das zeigt, dass Chancen bestehen. 

Allianz für Fachkräfte
Die verstärkte Integration von Menschen mit Migrationshintergrund in den Arbeitsmarkt ge-

hört zu den erklärten Zielen der Fachkräfteallianz. Die Allianz wurde im November 2011 ge-
schlossen. Erstmals sind darin alle Partner vereint, die an der Fachkräftesicherung im Land 
mitarbeiten. Sie haben sich auf einen Zielkatalog mit zehn Handlungsfeldern und regelmäßi-
ger Evaluierung geeinigt. Außerdem setzt die Fachkräfteallianz ein gemeinsames Programm 
zur Fachkräftesicherung um. Das Fachkräfteprogramm wir regelmäßig fortgeschrieben13.  
 

13 Quelle: baden-württemberg.de, Pressemitteilung v. 30.11.2015
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1. Grundsätzliches
Seit 60 Jahren leben unterschiedliche Nationen, gleich welcher Herkunft, Weltanschauung 
oder Religionszugehörigkeit, in unserem Land friedlich zusammen. Damit es auch weiterhin so 
bleibt, müssen wir uns stärker mit dem Thema Integration beschäftigen. Der gesellschaftliche 
Wertewandel, die Veränderungen in der demographischen Entwicklung der Bevölkerung sowie 
der wirtschaftliche, soziale und kulturelle Strukturwandel stellen heute und auch in der Zukunft 
eine Herausforderung für die Bundesrepublik Deutschland dar. Die gesellschaftliche Entwick-
lung in Deutschland steht mehr und mehr im Zeichen von Integration.

Noch nie seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs waren so viele Menschen auf der Flucht. 
Zurzeit sind es laut UNHCR weltweit 60 Millionen. Flucht heißt für die Betroffenen, ihre Heimat 
hinter sich zu lassen, sich mit dem Notwendigsten auf den Weg machen. Flucht heißt Entbeh-
rung und Not – (Über-)leben in Zeltstädten, Notunterkünften, auf freiem Feld, auf der Straße … 
Flucht heißt, nicht zu wissen, was morgen, übermorgen, in einem Jahr ist. 

Syrer werden derzeit als „A-Flüchtlinge“ eingestuft und haben in der Regel die beste Chance 
auf Anerkennung. Sie werden auf die Kommunen verteilt. Menschen aus dem Balkan gelten als 
„B-Flüchtlinge“ und alle übrigen (Afrika, Afghanistan...) werden als „C-Flüchtlinge“ eingestuft. 
B-Flüchtlinge werden eher abgeschoben.

Wir müssen jetzt die Weichen für die Zukunft stellen. Deutschland verändert sich. Es hat 2015 
mehr als eine Million Menschen aufgenommen, den Großteil davon aus Syrien14. Durch die 
dynamische Entwicklung in der wir gegenwärtig stehen, wird der Wandel zur Grundeinstellung 
unseres Daseins. Bis zum Jahr 2060 werden nach den Vorausberechnungen des Statistischen 
Bundesamtes in Deutschland rund 17 Millionen Einwohner weniger als heute in Deutschland 
leben. Jeder Dritte wird dann über 65 Jahre alt sein. Jeder Siebte – also rund zehn Millionen 
Menschen – wird sogar über 80 Jahre alt sein. Die Gesellschaft in Deutschland altert, deshalb 
brauchen wir gesteuerte Zuwanderung. Bereits heute ist absehbar, dass der künftige Arbeits-
kräftebedarf weder durch verstärkte Anstrengungen im Bereich der Aus- und Weiterbildung 
noch durch eine intensivere Aktivierung des inländischen Arbeitskräftepotentials gedeckt wer-
den kann. 

Zuwanderung und Eingliederung sind zukunftsweisende Themen, die es jetzt zu gestalten gilt. 
Der demografische Wandel betrifft alle Bereiche. Angesichts der Alterspyramide, die in Zukunft 
auf dem Kopf stehen wird, sollten wir die gesteuerte Zuwanderung als Chance verstehen. Nach 
Aussage des Statistischen Bundesamtes könnten die zuletzt sehr hohen Wanderungsgewinne 
das Tempo und das Ausmaß der Alterung mindern15. Um diesen Rückgang der Bevölkerungs-
Alterung  zu kompensieren, wäre dauerhaft ein Wanderungsgewinn in dieser Altersgruppe (20- 
bis 66-Jährigen) von jährlich etwa 470.000 Menschen erforderlich.

Aktuell wird in Deutschland hitzig darüber diskutiert, wie die Integration der Flüchtlinge gelin-
gen kann. Wie werden wir künftig leben, wohnen und arbeiten? Welche Hoffnungen, Bedürf-

14 Mehr als vier Millionen sind allein aus Syrien geflüchtet.
15 Quelle: Statistische Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 021 vom 20.01.2016
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nisse haben die zugewanderte Flüchtlingsfamilien? Welche Forderungen hat die Gesellschaft 
an die Flüchtlinge? Was sind unsere Erwartungen im Zusammenhand mit der Integration der 
Flüchtlinge? 

Eines der wichtigsten Themen unserer Städte und Gemeinden ist ein friedliches Zusammen-
leben von Flüchtlingen, anderen Ausländern und Deutschen. 

Wir sollten auch die Risiken einer Nicht-Integration sehen. Gewalt auf Straßen, Plätzen und in 
Schulen dürfen wir nicht zulassen. Straftaten müssen mit der ganzen Härte des Gesetzes be-
straft werden. Flüchtlinge, die schweren Straftaten begangen haben, sind stets abzuschieben. 
Sie haben ihr Bleiberecht verwirkt. Um dem vorzubeugen sollten Flüchtlinge geschult werden, 
wie sie  mit Konfliktsituationen umgehen und gewaltfrei durchs Leben kommen.

Die Integration von Menschen, die aus anderen Ländern und oft aus anderen Kulturkreisen 
zu uns kommen, ist eine essentielle Voraussetzung, um der Gewalt, der Gefahr von Rassismus 
und rassistisch motivierten Taten entgegen zu treten. Integration hat an Bedeutung gewonnen, 
braucht aber einen langen Atem. 

Öffne der Veränderung deine Arme, 
aber verliere dabei deine Werte nicht aus den Augen.

Dalai Lama

2. Integration in die Gesellschaft
Vieles verändert sich und immer rascher. Nichts ist beständiger wie der Wandel. Ein Wandel 
ist niemals abgeschlossen, sondern immer im Gang. Wandel erfolgt zweifellos bei jedem Ein-
zelnen und in der globalen Welt täglich oder lebenslang, oft sichtbar und spürbar, zuweilen 
kaum bemerkt. So  verändert sich auch die Gesellschaft stetig. Die Verhältnisse ändern sich 
fortwährend, deshalb ist es notwendig immer wieder neu zu entscheiden und auch anderes zu 
handeln. Deutschland befindet sich zurzeit in einem Spannungsfeld zwischen Hilfsbereitschaft 
und Distanz. Das Engagement und die Hilfsbereitschaft der Bevölkerung ist  gegenwärtig groß.

Der Zuzug in ein Land, der Wechsel in eine andere Sprache und Kultur ist ein Wagnis. Gestern 
noch als wichtig anerkannt und hoch geschätzt, scheinen Kenntnisse sowie berufliche und so-
ziale Kompetenzen, Erfahrungen und Studium heute in fremder Umgebung nichts mehr Wert 
zu sein. Es sollte sich niemand Illusionen machen. Der Neuanfang ist nicht einfach. Vor allem 
braucht es Zeit und gute Sprachkenntnisse. Deutsch zu lernen ist eine unverzichtbare Vor-
aussetzung dafür, dass Menschen unterschiedlicher Herkunft in Kontakt treten und einander 
verstehen können. Der Weg zum Arbeitsmarkt kann unterschiedlich sein, manchmal dauert es 
sehr lange. Aber man darf wiederum nicht den Mut verlieren.

Der gesellschaftliche Wertewandel, die Veränderungen in der demographischen Entwicklung 
der Bevölkerung sowie der wirtschaftliche, soziale und kulturelle Strukturwandel stellen eine 
Herausforderung für die Bundesrepublik Deutschland dar. Integration fängt nicht bei Null an. 
Jedoch muss Integrationspolitik auf neue Herausforderungen reagieren, so wie jetzt bei der 
Flüchtlingsproblematik.

Was bedeutet Integration?
Integration16 bedeutet die Eingliederung einzelner in eine Gruppe und schließlich in die deut-

16 In einem Interview antwortete der frühere  Bundesinnenminister Schily auf die Frage „Heißt Integration Assimilierung?“ „Die beste Form der Integration ist 
Assimilierung. Das heißt aber nicht, dass dies die ausschließliche Form der Integration sein muss. Nehmen Sie die polnische Zuwanderung im Ruhrgebiet. 
Die polnischen Einwanderer sind vollständig assimiliert, haben aber ihre Namen behalten – ein Blick in die Telefonbücher zeigt es –. Diese Polen haben 
teilweise noch ihre Liederkreise, besuchen die Verwandten in Polen, sind ansonsten aber ununterscheidbar, also assimiliert. Sie haben aber, wie die 
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sche Gesellschaft. Die Eingliederung von Flüchtlingen kann man nicht verordnen. Sie entwickelt 
sich in einem jahrelangen Prozess und hängt vor allem auch von dem Willen des einzelnen 
ab. Jedoch kann verordnet werden, dass ein bleibeberechtige Flüchtling einen Integrations-
kurs besucht, damit er dann die Chance bekommt einen Arbeitsplatz zu erhalten. Integration 
setzt wechselseitiges Kennenlernen, Verständnis und Akzeptieren voraus. Die Akzeptanz der 
Kulturen der Herkunftsländer ist Grundlage des Integrationsprozesses. Integration ist ein bei-
derseitiger Prozess, d.h. von beiden Seiten gewollt und aktiv gestaltet. Voraussetzung für eine 
optimale Integration ist die Integrationswilligkeit. Aber auch die Unsicherheit und die Ängste der 
Zuwanderer sollten wir versuchen zu verstehen. Eine Integration muss von innen angestoßen 
und getragen sein. Die Aufgaben müssen zusammen mit den Flüchtlingen angepackt werden. 
Nicht über Aufgaben reden; sondern gemeinsam handeln. 

Integration ist zu einem der gesellschaftspolitischen bedeutendsten Themen geworden. 
Die Integration von Asylberechtigten und (anerkannten) Flüchtlingen stellt die Bundesrepub-
lik Deutschland vor zahlreiche soziale, wirtschaftliche und verwaltungsmäßige Probleme. Die 
hohe Anzahl von Flüchtlingen die gegenwärtig nach Deutschland kommen, sind insbesondere 
für vielen Kommunen eine große Herausforderung. Integration von Flüchtlingen ist eine riesige 
Aufgabe, die jedoch in kleinen Schritten erfolgt. Sie ist ein mehrjähriger Entwicklungsprozess, 
dessen Erfolg von vielen Faktoren und Akteuren abhängig ist. Die ansässigen Bürger müssen 
der Integration der Flüchtlinge positiv gegenüberstehen. Die Flüchtlinge wiederum sollten auch 
die Integration wollen. Die Integration der Flüchtlinge ist zu fördern, sie ist aber auch einzufor-
dern. Die Flüchtlinge sollten auch in die Pflicht genommen werden. Sie könnten bereits in der 
Landesaufnahmestelle in der Küche helfen oder sie könnten putzen, Schnee räumen oder dol-
metschen. Dabei bekommen sie 1,05 Euro pro Stunde. Dies gilt als gemeinnützige Arbeit und 
ist bei den Flüchtlingen durchaus gefragt.

Die gesellschaftliche Entwicklung in Deutschland steht mehr und mehr im Zeichen von Integ-
ration. Das zentrale Ziel aller Integrationsaktivitäten besteht vor allem darin, Hilfe zur Selbsthil-
fe zu bieten, also Integration in sozialer und wirtschaftlicher Sicht, um somit den Flüchtlingen 
den Weg zur gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ebnen. 

Die Förderung der Sprachkenntnisse, die Verbesserung der Bildungsabschlüsse oder der Um-
gang mit unterschiedlichen Wertvorstellungen sind weitere Aufgaben, die besonders dringlich 
angepackt werden müssen. Bildungsdefizite sind ein gravierendes Integrationshemmnis.

Die Flüchtlingskrise verschärft den Druck auf dem Wohnungsmarkt. Durch Zuwanderung und 
Bevölkerungswachstum ergibt sich ein höherer Flächenbedarf. Aber auch bisher fehlten So-
zialwohnungen. Mindestens 350.000 neue Wohnungen pro Jahr sind nötig, um den sozialen 
Zusammenhalt nicht zu gefährden17. Rund 50.000 Wohnungen müssten in Baden-Württem-
berg zusätzlich in den nächsten Jahren gebaut werden, um die Menschen unterzubringen. Um 
Flüchtlinge unterbringen zu können, sind bereits einige Bestimmungen gelockert worden18. 
Flüchtlinge werden von der hiesigen Bevölkerung besser akzeptiert, wenn sie in dezentralen 
Wohneinheiten statt in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind - das ist eines der zent-
ralen Ergebnisse der von der Robert-Bosch-Stiftung durchgeführten Studie19. Diese Erkenntnis 
ist nicht neu, sie sollte aber umgesetzt werden

Bei der Gestaltung der heutigen Politik für unsere Städte und Gemeinden können wir wech-

Hugenotten, ihre Spuren in der deutschen Kultur hinterlassen. Was ich dagegen auf keinen Fall will, ist die Etablierung neuer homogener Minderheiten in 
Parallelgesellschaften. Einige wollen das. Das müssen wir mit allen politischen Mitteln verhindern“, abgedruckt in der FASoZ v.4.8.02

17  Quelle: bmub.bund.de/presse/pressemitteilungen v. 3.3.2016, Hendricks zur Eröffnung eines wohnungspolitischen Kongresses in Berlin
18 Quelle: Stuttgarter Zeitung  v. 22.12.2015
19 Die Aufnahme von Flüchtlingen in den Bundesländern und Kommunen – Behördliche Praxis und zivilgesellschaftliches Engagement, 04.11.2015.
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selseitig von Erfahrungen profitieren, die in verschiedenen Kommunen gesammelt werden. Wir 
müssen aber auch neue Wege gehen und die alten Trampelpfade verlassen. 

Zum Beispiel: Persönlicher Kontakt mit den Flüchtlingen
So könnte einmal in der Woche ein Treffen mit Flüchtlingen und Bürgerinnen und Bürgern 

stattfinden, bei dem die Flüchtlinge ihr Schicksal schildern können und von ihren Heimatlän-
dern erzählen. Hier knüpfen die Menschen Kontakte und kommen ins Gespräch.

3. Ziele bei der Integration
Eines der wichtigsten Ziele unserer Städte und Gemeinden ist ein friedliches Zusammenleben 
von Flüchtlingen und Deutschen. Ein weiteres Ziel aller Integrationsaktivitäten besteht vor allem 
darin, Hilfe zur Selbsthilfe zu bieten, also Integration in sozialer, wirtschaftlicher und kultureller 
Sicht um somit den Flüchtling den Weg zur gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben zu ebnen.

Weitere Ziele sind: 
→ Zurechtfinden in Deutschland erleichtern 
→ Sprachprobleme überwinden 
→ Unabhängigkeit von öffentlichen Leistungen
→ Lernbereitschaft und Lernfähigkeit der Flüchtlinge fördern
→ Qualifizierung insbesondere junger Flüchtlinge 
→ neue Kenntnisse und Fähigkeiten erwerben 
→ neue Freundschaften schließen
→ Netzwerk schaffen bzw. ergänzen
→ Die Vielfalt und Unterschiedlichkeit akzeptieren und schätzen

Die Flüchtlinge sind ein Teil dieser Gesellschaft. Unsere Gesellschaft ist auf den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt angewiesen. Daher hat sie auch ein gesellschaftliche Verpflichtung. In 
vielen Gemeinden wird bürgerschaftliches Engagement gelebt. Das bürgerschaftliche Engage-
ment ist eine wertvolle Stütze der Gesellschaft. Die gesellschaftliche Entwicklung in den Städ-
ten und Gemeinden steht zunehmend im Zeichen von Zuwanderung und Integration. Hier findet 
die konkrete Begegnung von Menschen unterschiedlicher Herkunft, Religionen und Kultur statt. 
Deshalb ist eine ideenreiche Integrationspolitik der Städte und Gemeinden von besonderer 
Wichtigkeit. Wenn wir von bürgerschaftlicher Mitwirkung sprechen, so sind insbesondere die 
Bürgervereine und die Migratenvereine in die Integrationsarbeit systematisch einzubeziehen. 
Das Engagement der Bürger ist Grundlage des Erfolgs bei der Integration der Flüchtlinge und 
sollte hohe Piorität, insbesondere in der Kommunalpolitik haben. 

4. Frühkindliche Förderung 
In der frühkindlichen Bildung werden die entscheidenden Weichen für den späteren Bildungser-
folg gestellt. Je frühzeitiger und zielgenauer die Förderung einsetzt, desto größer sind die Chan-
cen jedes einzelnen Kindes auf bessere Schulleistungen und höhere Bildungsabschlüsse.20

Integration beginnt folglich bereits im Kindergarten. Schon den zugewanderten Kindern muss 
das Gefühl gegeben werden, dass sie hier willkommen sind. Es ist ganz wichtig, früh – also am 

20 Quelle: Kultusportal Baden-Württemberg, Vorstellung der Eckpunkte für eine Handlungsstrategie 2020 zur frühkindlichen Bildung und Grundschulbildung 
v. 24.02.2011
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besten im Kindergarten – mit Integration zu beginnen, denn, wenn Integration gelungen ist, 
muss hinterher nichts ‘repariert’ werden. Wer als Kind lernt, Anderssein zu respektieren, ist 
später weniger anfällig für Parolen des Hasses und der Gewalt.

Zunächst brauchen Kinder eine feste Bindung an ihre Eltern. Es ist für die Kinder wichtig, die 
deutsche Sprache zu erlernen. Vorschulkinder müssen besser Deutsch lernen. Daher muss die 
Förderung ausgebaut werden. Die Einführung verbindlicher Sprachstandserhebungen für alle 
Kinder im 4. Lebensjahr sowie die Deutschförderung für jene mit Sprachdefiziten ist wichtig, 
damit alle gleiche Chancen bei der Einschulung haben.

Gute Kindergärten tragen maßgeblich zur sprachlichen Einwicklung der Kinder bei. Im Kinder-
garten kann das „Miteinander“ am besten eingeübt werden. Hier heißt es: gemeinsam spielen, 
zusammen lernen. Das Kind lernt bereits hier, das Anderssein zu achten. Maßgebend ist hier 
die Ausbildung der Erzieherinnen. Gerade im Kindergarten ist es wichtig, Verständnis für die 
anderen zu wecken. 

Die Kinder müssen von den Eltern am neuen Wohnort im Kindergarten angemeldet werden. 
Die Eltern sollten dann den Kontakt zu den Erziehern  aufrechterhalten.

5. Situation jugendlicher Flüchtlinge 
Bei dem ersten Zurechtfinden in unserer Gesellschaft haben es vor allem jugendlichen Flücht-
linge nicht einfach. Daher müssen wir uns verstärkt um Jugendliche als besondere Zielgruppe 
kümmern. Wegen der fehlenden Deutschkenntnisse haben sie nur geringe Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt und fühlten sich überflüssig. Die Lebens- und Arbeitsbedingungen sind hier ganz 
anders als in ihren Herkunftsländern. Diese Schwierigkeiten treffen die Jugendlichen oft in 
einer ohnehin schwierigen Lebensphase (Kriegshandlungen,Traumatisierung, Flucht). Bei den 
Jugendlichen gibt es Verstrickungen mit Gewaltbereitschaft, Jugendkriminalität sowie mit Al-
kohol und Drogen. Junge Flüchtlinge wollen gleich Geld verdienen. Aber ein großer Teil der Ju-
gendlichen will sich ausbilden lassen und dann arbeiten. Die zügige Eingliederung jugendlicher 
Flüchtlinge ist ein brisantes gesellschaftspolitisches Bedürfnis der Kommunen. Flüchtlinge sind 
bei der beruflichen Integration in den Arbeitsmarkt oft benachteiligt, da sie sich auf dem Ar-
beitsmarkt nicht auskennen, in Berufen gearbeitet haben, die es bei uns häufig nicht gibt und 
kaum deutsch können. Daher müssen die Sprachkenntnisse durch schulische und außerschu-
lische Sprachförderung verbessert werden. Insoweit werden auch die beruflichen Startchancen 
bzw. die Arbeitsvermittlung positiv beeinflusst. 

Das Herstellen von Verbindungen zu einheimischen Jugendlichen in der Schule oder auf dem 
Fußballplatz ist immens wichtig. Beim Sport, beim Fußball sind Sprache und Herkunft zweitran-
gig. Die Kontaktaufnahme zwischen Jugendlichen unterschiedler Nationalität und zu hier gebo-
renen Jugendlichen muss noch verstärkt werden. Es ist zu fordern, dass Netzwerke zu (Sport-)
Vereinen sowie zu Bildungs-und Freizeitinstitutionen entstehen. So werden die Interessen der 
jungen Flüchtlinge gebündelt und wahrgenommen. 
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6. Integration in Schule 
Schule ist das Tor zur Welt und zugleich ein Ort der Integration. Ihr kommt bei den Integrations-
bemühungen eine maßgebende Rolle zu. Die Schulen sollten Orte des Verständnisses und des 
Miteinanders, nicht Ort der Ausgrenzung sein. Alle Kinder sollten die gleichen Chancen haben. 
Die Schüler müssen ihre Potenziale voll entwickeln können. Sie sollten auch Respekt vor an-
deren Kulturen zeigen und gegenseitige Achtung erlernen. Die Schule hat ihnen zu helfen, den 
Weg ins Leben zu finden. Die Jugendlichen sind mit dem Erfolg der anderen zu motivieren, dass 
eine gute Schulbildung viele Türen öffnet. 

Die Schule sind die wichtigsten Träger systematischer Bildung. Ihnen kommt bei den Integra-
tionsbemühungen eine bedeutende Rolle zu. Schule ist der Ort, an dem sich Schülerinnen und 
Schüler unterschiedlicher Herkunft begegnen. Erfolgreich in Schule, Ausbildung und Beruf – 
das sind die besten Voraussetzungen für eine gelungene Integration. 

Die Bildungssituation der Kinder und der Jugendlichen aus Flüchtlingsfamilien ist unbefriedi-
gend. Um diese Chancengleichheit im Bildungssystem zu gewährleisten, ist es notwendig, diese 
Förderung auf dem Schul-und Bildungsweg zu intensivieren. Wir müssen die schwachen Schü-
ler fördern, aber auch die Starken stärken. Die Sprachförderung muss an den sprachlichen Pro-
blemen der Schüler ansetzen. Jedoch sollte neben den Sprachleistungen auch die persönliche 
Entwicklung der Kinder gefördert werden. So brachten wir eine Lernkultur, die das Anschauliche 
in den Vordergrund stellt sowie eine effektivere Hausaufgabenbetreuung.

Kinder und Jugendliche aus Flüchtlingsfamilien haben zum Teil hervorragende künstlerische 
Begabungen und sind sehr sportlich. Es ist sicherlich ein Fehler, Schulfächer, in denen die 
Kinder und Jugendlichen gut oder hervorragend sind, als nicht so wichtig zu klassifizieren und 
ihnen nur Deutschförderung anzubieten. So haben die Jugendlichen keine Chance, Anerken-
nung bei den anderen Kindern und Jugendlichen zu finden. Es geht darum, diesen Kindern und 
Jugendlichen in ihrer Identität ein neues Selbstwertgefühl zu vermitteln. Ein wichtiger Erfolgs-
faktor bei der Integration ist der junge Mensch, der Anerkennung braucht, insbesondere durch 
den Lehrer.

Der Kontakt zu deutschsprachigen Kindern ist zu unterstützen. Die Integration von Kindern 
und Jugendlichen in die Gesellschaft ist verstärkt zu fördern. Die Schüler müssen Anerkennung 
erhalten beispielsweise aufgrund ihrer künstlerischen, sportlichen oder musischen Leistungen.

6.1 Einbindung der Eltern
Die Kinder müssen unverzüglich am neuen Wohnort eingeschult werden. Den Eltern ist zu 

empfehlen, engen Kontakt zu den Lehrkräften zu suchen.

Ein weiteres Ziel ist neben der Schülerförderung die Einbeziehung der Eltern, um diese für 
die Bildungschancen ihrer Kinder zu gewinnen. Der Lernerfolg der Kinder hängt weniger vom 
Einkommen als vielmehr vom Bildungsstand der Eltern ab. Bildung braucht Vorbilder. Daher 
müssen die Eltern auch Vorbilder für die Kinder sein. Die Kinder sind in der Schule erfolgreicher, 
wenn in den Familien Deutsch gesprochen wird. Der Spracherfolg von Kindern und Jugendlichen 
ist erheblich von der Sprachkompetenz der Eltern abhängig. Deshalb müssen wir die Eltern mo-
tivieren, die deutsche Sprache zu lernen. Da die Bedürfnisse der Familien ganz unterschiedlich 
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sind, sind verschiedene Angebote für die Eltern anzubieten. Mütter und Väter müssen sich Zeit 
für ihre Kinder nehmen. Sie sollten zum Vorlesen – auch in ihrer Muttersprache – spannende 
und interessante Texte aussuchen, denn durch Vorlesen wird das Lesen des Kindes gefördert. 
Eine weitere Steigerung wird erreicht, wenn die Eltern mit dem Kind im Anschluss ans Vorlesen 
über den Text reden. Hier könnten auch Lesepaten für die Eltern einspringen.

6.2 Elternbildung
In der Elternbildung der Flüchtlinge liegt ein wichtiger Schlüssel für bessere Bildungsvoraus-

setzungen ihrer Kinder und Jugendlichen. Dabei ist es sinnvoll, Eltern möglichst früh auf die 
verlässliche Teilnahme ihrer Kinder im Schulalltag vorzubereiten. Unentbehrlich ist daher die 
Elternarbeit.

Die Eltern sollen in den Prozess der Sprachförderung ihrer Kinder mit eingebunden werden. 
Die Sprachkompetenz der Mütter und Väter ist prägend für die ihrer Kinder. Daher muss die 
Sprachkompetenz der Eltern ebenfalls durch geeignete Angebote gefördert werden. Den Eltern 
muss klar gemacht werden, dass sie gefordert sind, die Schule bei der Ausbildung ihrer Kinder 
zu unterstützen. Die Eltern können nur mithelfen, wenn sie auch verstehen, was die Kinder in 
der Schule machen. Deshalb würden spezielle Integrationskurse für Eltern angeboten, wo Müt-
ter auch ihre Kinder mitbringen und dort in Betreuung geben könnten.

Die Eltern müssen Deutsch lernen, da die Sprachkompetenz der Mütter und Väter prägend für 
die persönliche und schulische Entwicklung der Kinder ist. Eltern müssen sich aktiv an der Bil-
dung ihrer Kinder beteiligen und die Förderangebote für die Kinder nutzen. Sie sollten wissen: 
Wenn ihr Kind kein Deutsch spricht, sich nicht anstrengt und keinen Schulabschluss besitzt, 
hat es auch keine Perspektive. 

→	 Die Schule braucht für ihre tägliche Arbeit verstärkt die Unterstützung der Eltern. (verbildli-
che Sprachtest vor der Einschulung sowie Zielvereinbarungen zwischen der Bildungseinrich-
tungen und den Eltern)

→	 Die Eltern wiederum brauchen den Einblick in die konkrete Arbeit der Schule. Die Eltern, 
müssen in den Prozess der Sprachförderung ihrer Kinder mit eingebunden werden. 

→	 Spezielle Elternabende mit zugewanderten Eltern sind anzubieten. Durch diese Elternaben-
de sollen die Eltern hinsichtlich der Probleme ihrer Kinder, aber auch über Maßnahmen für 
die Eltern selbst, wie über Integrations-/ Sprachkurse oder über das deutsche Schulsystem 
informiert werden.

→	 Eltern haben auch die Möglichkeit, über die schulischen Gremien Fragen der Unterrichtsor-
ganisation mitzubestimmen. 

→	 Die Sprachkompetenz der Eltern ist prägend für die ihrer Kinder; daher muss die Sprach-
kompetenz der Eltern ebenfalls durch geeignete Angebote gefördert werden.

Was kann die Schule konkret unternehmen? 
Diversity21 ist eine Herausforderung an die Schule und die Lehrer. Daher braucht die Schule 

neue Impulse. Die Schülerzahlen gehen massiv nach oben. In den vergangenen Jahren ist der 
Bedarf an individueller Förderung in der Schule größer geworden. Daher muss die Aus- und 
Fortbildung der Lehrer intensiviert werden. So braucht der Lehrer heute Interkulturelle Kompe-
tenz. Heute sind Lehrkräfte oft nicht mehr nur für die Vermittlung von Wissen, sondern auch für 
die Erziehung der Schüler verantwortlich. Drogen, Mobbing oder auch die Vernachlässigung in 

21 Diversity (Vielfalt) bekräftigt den Anspruch jedes einzelnen (hier: Schülers) auf Teilhabe, auf individuelle Entfaltung und Förderung.
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der Familie sind nur ein Teil der Themen, mit denen sich Schulsozialarbeit22 befasst. Sie küm-
mert sich auch um die Verbesserung des Lern- und Sozialverhaltens, den Abbau von Schwierig-
keiten beim Übergang von der Schule in die Ausbildung, aber auch um Konflikte im Elternhaus.  
Auf diese veränderten gesellschaftlichen Herausforderungen sollten auch die Lehrerinnen und 
Lehrer in Aus- und Fortbildung intensiv befähigt werden. Der Lehrer muss die Fähigkeit besit-
zen, das Fachwissen methodisch und individuell dem Schüler zu vermitteln. Er sollte auch die 
Schüler ermutigen statt zu entmutigen. Frontalunterricht sollte in der Schule der Vergangen-
heit angehören. Es ist eine Lernform, die nicht sonderlich effektiv ist. Stattdessen sollten die 
Lehrer auf das „kooperative Lernen” setzen. Beim gemeinschaftlichen Lernen ist der Lehrer 
nicht mehr Alleinunterhalter, der sein Wissen über die Schüler ausbreitet. Er sollte vielmehr die 
Schüler beraten und ihnen helfen. Erfolge des Schülers sollten belohnt werden. Dadurch wird 
die Lernmotivation der Schüler gestärkt.

Die Schule müsste sich mehr öffnen und die individuelle Persönlichkeitsentwicklung der Schü-
ler besser in den Blick nehmen. Wir müssen das Potenzial junger Flüchtlinge durch künstlerische 
Projekte sichtbar machen beispielsweise durch Theatervorführungen und Bilderausstellun-
gen. Auch ein Schulgarten bietet zahlreiche Möglichkeiten, den Unterricht und das Schulleben 
zu bereichern. Oft kommt auch das Fachwissen beim Schüler nicht an. Der Unterricht sollte 
spannender werden. Lebendiger Unterricht beispielsweise mit Medien ist gefragt. Daher ist 
die Lehrerausbildung auch insoweit weiterzuentwickeln. Alle Lehramtsstudiengänge in Baden-
Württemberg werden zum Wintersemester 2015/16 auf Bachelor- und Masterstudiengänge 
umgestellt. Universitäten, Pädagogische Hochschulen und weitere Hochschulen sollen künftig 
stärker bei der Lehrerausbildung zusammenwirken, um neue Konzeptionen der Lehramtsstu-
diengänge umzusetzen.

Der Lehrer signalisiert dem Schüler, wo er steht, wie seine Leistungen im Unterricht, in den 
Klassenarbeiten sind und wie er sich verbessern und entwickeln kann. Dem Schüler ist ins-
besondere Mut zu machen. Von Bedeutung ist auch die in der Schule, im Klassenzimmer  ge
pflegte Art, miteinander zu kommunizieren. Der Lehrer sollte folgende vier Prinzipien den Schü-
ler gegenüber beachten: Wertschätzung, Anerkennung, Aufmehrsamkeit und Achtsamkeit. Der 
Lehrer sollte das Lernen erleichtern, die Schüler ermutigen statt zu entmutigen und mehr Lob 
verteilen. Er soll auf die Stärken und Schwächen jedes einzelnen Schülers einzugehen und sie 
gezielt fördern. Ein lobendes Wort kann Wunder bewirken. Begeisterung verlangt ein „Wofür“. 
Die Gesellschaft muss auch Anreize schaffen, um den Schüler zu motivieren. Motivation ist al-
les. Jugendliche brauchen Perspektiven, brauchen Ausbildungs- und Praktikumsplätze. Auf der 
Ebene der Werte und Normen ist es wichtig, an der Entwicklung eines Leitbildes der Schule zu 
arbeiten. So hat eine Schule sich folgendes Leitbild gegeben:

„Unser Leitbild: Im Mittelpunkt stehen die Schülerinnen und Schüler und die Lehrerinnen und 
Lehrer. Wir setzten uns realistische Ziele, sind stolz auf das Erreichte und stellen uns neuen 
Herausforderungen“….

Leitbilder sind Abbilder einer noch nicht Schulstruktur gewordenen Zukunft. Je früher Leh-
rer, Schüler und Eltern in die Konstruktion dieser zukünftigen Wirklichkeit eingebunden wer-
den, desto eher werden sie sich als ein Teil davon begreifen und diese auch akzeptieren. 
Auf diese Weise werden sich auch grundlegende Forderungen schrittweise verändern. Mit ei-
ner symbolischen Gestaltung von Handlungen, Werten oder Normen werden den Lehrer und 
Schüler die in der Schule geltenden Lernziele immer transparenter. Dies führt dann letztlich 

22 So ist es in B-W gelungen, Schulsozialarbeit flächendeckend zu verankern.
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zu einer Selbststeuerung über Identifikation.

Es muss gelingen, die Identifikationsangebote in der Schule zu verankern und Lehrer und 
Schüler zu Selbstmotivation anzuregen. So ist Friedenserziehung eine zentrale Aufgabe der 
Schule. Verantwortlich sind nicht nur die einzelnen Lehrer oder Schüler, sondern vielmehr die 
strukturellen Rahmenbedingungen in der Schule, die noch immer auf der Vorstellung einer 
Regel‑ und Kontrollkultur aufbauen. Für den Übergang zu einer Vertrauens- und Verantwor-
tungskultur muss die Schule sowohl bei den Lehrern als auch bei den Schülern, Eltern und dem 
Schulleiter weiter entwickelt werden.

Identifikation kann nicht einfach verordnet, sondern es muss individuell eine Lösung gefun-
den werden. Schüler und Lehrer sind Individuen mit eigenen Werten und Einstellungen, die 
sich nicht für jedwedes Ziel durch ausgeklügelte Anreizsysteme beeinflussen lassen. Ansatz-
punkte dafür finden sich in einer Verknüpfung inhaltlicher Ziele der Schule mit beruflichen und 
persönlichen Vorhaben und Erfolgen der Lehrer und der Schüler. Zielvereinbarungen einer-
seits mit dem Schüler, mit der der Klasse, anderseits Schulleiter mit Lehrern beispielsweise 
Führungsfunktion auf Zeit zu verknüpfen, gehen in die richtige Richtung.

In Zukunft wird es verstärkt Aufgabe der Schulleitung sein, Angebote zur Verwirklichung von 
Werten für Lehrer und Schülern durch Identifikation ihrer eigenen Ziele mit denen der Schule zu 
schaffen. Vor allem muss die Schulleitung die Lehrer zum Handeln im Sinne der Ziele des Gan-
zen ermutigen. Wir brauchen einen gemeinsamen Aufbruch zum Miteinander in der Schule. Nur 
ermutigte Lehrer sind in der Lage, die Zukunft der Schule zu gestalten und somit die Schüler 
zu leiten. Wir müssen es erreichen, in der Schule zu einem Klima zu kommen, in dem es jedem 
Lehrer persönlich wichtig ist, hervorragende Leistungen zu erbringen. Im Übrigen erkennen die 
Schüler und die Eltern sehr wohl das Bemühen des Lehrers. Für den Lehrer sollte es eine Beru-
fung sein, Kinder fürs Leben vorzubereiten. Er sollte es nicht als Last empfinden, sondern mit 
Freude dem Schüler entgegentreten. 

Eine erfolgreich abgeschlossene Schulbildung eröffnet mehr Chancen auf dem Ausbildungs-
markt und ist ein wertvoller Ausgangspunkt für die berufliche Karriere. Daher muss alles ver-
sucht werden, damit der Schüler den Schulabschluss schafft. Wichtig wäre die Durchführung 
von Feriensprachkursen für Schüler/ Schülerinnen.

Der Bildungsübergang von Schule in die Arbeitswelt ist für Jugendliche von Flüchtlingen oft 
schwierig. Sie sind auf individuelle Unterstützung angewiesen (z.B. Bewerbungstraining, Berufs-
beratung, Schnupperpraktikum). Diese Übergänge sollen noch besser verzahnt werden.
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7. Integration durch Sprache

7.1 Grundsätzliches
Gutes Deutsch ist die wichtigste Voraussetzung für Integration. Sprachkompetenz ist der 
Schlüssel zum beruflichen Erfolg. Gute Sprachkenntnisse sind nicht nur für die Gewährung 
eines dauerhaften Aufenthaltsrechts (Niederlassungserlaubnis) oder auch für die Einbürgerung 
der Ausländer Voraussetzung, sondern stellen auch ein wichtiges Kriterium zur beruflichen und 
sozialen Eingliederung dar.

Der Ausgangspunkt jeden Denkens ist die Sprache. Sie vermittelt zwischen den Menschen. 
Sprache ist Ausdruck dessen, was wir denken. Die Sprache ist die Quelle aller Integrationsbe-
mühungen. Sie verbindet die Menschen und ist der Ursprung aller kulturellen und zivilisatori-
schen Prozesse. Mit der Sprache gestalten wir unser Miteinander. Der Erwerb ausreichender 
Sprachkenntnisse stellt den Schlüssel zur Integration dar. 

Erst durch Beherrschen der Sprache der Aufnahmegesellschaft wird eine Teilhabe der Flücht-
linge am gesellschaftlichen wirtschaftlichen, kulturellen und politischen  Leben möglich. Für 
den Erfolg in Schule, Ausbildung und für den Zugang und die Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
ist eine gute Kenntnis der deutschen Sprache unerlässlich. Sprachliche Kompetenz der Flücht-
linge ist daneben für die Akzeptanz in der Bevölkerung von zentraler Bedeutung. Diese steigt 
mit zunehmender Sprachqualifikation. 

Ein besonderes Problem bei der Eingliederung ist die unzureichende Sprachkenntnis. Hun-
derttausenden Flüchtlingen mangelt es an Deutschkenntnissen. Fehlende Sprachkenntnisse 
gehören zu den größten Integrationshemmnissen. Bedingt durch die Sprachsituation weisen 
Flüchtlinge ein beträchtliches Kontaktdefizit zu der hiesigen Bevölkerung auf.

Die Flüchtlinge sollen rasch in ihr neues Lebensumfeld integriert werden. Der erste Schritt zur 
Integration ist das Erlernen der deutschen Sprache. Integrationskurse wurden mit dem zum 
24.10.2015 in Kraft getretenen Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz für Asylbewerber sowie 
Geduldete mit guter Bleibeperspektive geöffnet. Das Angebot an Sprach- und Integrationskur-
sen muss weiter ausbaut werden.

Gute Sprachkenntnisse stellen ein wichtiges Kriterium zur beruflichen und sozialen Einglie-
derung dar. Letztlich führen gute Deutschkenntnisse auch zu einer erhöhten Akzeptanz der 
Bevölkerung hinsichtlich der zu integrierenden Flüchtlingen. Die Sprachförderung setzt an den 
sprachlichen Problemen der Flüchtlinge an und fördert die Sprachleistungen, sowie deren per-
sönliche Entwicklung.

Eine der wichtigsten innenpolitischen Aufgaben ist die Förderung der Integration von Flücht-
lingen. Erst durch Beherrschen der Sprache der Aufnahmegesellschaft wird die Teilnahme der 
Flüchtlinge am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben möglich. 

7.2 Sprach- und Integrationskurse
Den Kern staatlicher Integrationsmaßnahmen bilden die Integrationskurse. Durch die Integra-

tionskurse hoffen die Kommunen auf einen Schub bei der Integration der Flüchtlinge.
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Integrationskurse
600 oder 900 Unterrichtsstunden Sprachkurs und 

60 Unterrichtsstunden Orientierungseinheit
ZIEL: Prüfung B1 = Zertifi kat Deutsch

Anspruch auf 
Integrationskurs für 
bleibeberechtigte
Neuzuwanderer

Möglichkeit der
Zulassung zu einem

Integrationskurs auch 
für Altzuwanderer, EU-
Bürger und Deutsche

Verpfl ichtung durch 
Jobcenter/

Arbeitsagentur

Verpfl ichtung durch
Ausländeramt

Integrationskurse andere Sprachkurse 
z.B. berufsbezogene 

Sprachkurse, Konversa-
tionskurse, „nieder-

schwellige“ Sprachkurse
Sprachkurs
600 (1200) 
Unterrichts-

einheiten (UE) 

Orientierungs-
kurs

60 UE

Basiskurs
300 UE 

Aufbau-
sprach-

kurs
300 UE 

Übersicht 

7.3 Integrationskurse
Herzstück des Zuwanderungsgesetzes sind die Integrationskurse für Ausländer, Spätaussied-

ler und nunmehr auch Flüchtlinge. Sie sollen in den Kommunen, in den Stadtteilen die Integra-
tion von Flüchtlingen voranbringen. 

Asylbewerber und andere Personengruppen mit jeweils guter Bleibeperspektive können gem. 
§ 44 Abs. 4 S. 2 Nr. 1-3 AufenthG im Rahmen verfügbarer Kursplätze zum Integrationskurs 
zugelassen werden.

Die Kurse müssen zeitnah durchgeführt werden, lange Wartezeiten sind zu vermeiden. Um 
dem enormen Andrang zu den Integrationskursen gerecht zu werden, bedarf es einer erhebli-
chen Zahl an zusätzlichen Lehrkräften.

Der Orientierungskurs zur Vermittlung von Wissen zur Rechtordnung, Geschichte und Kultur in 
Deutschland wurde von bisher 45 Stunden auf 60 Stunden aufgestockt.

Im Allgemeinen dauert der Integrationskurs zwischen sechs und zwölf Monate. Er umfasst 
einen Basis- und einen Aufbausprachkurs sowie einen Orientierungskurs. Der Integrationskurs 
umfasst insgesamt 660 Stunden Unterricht. Davon entfallen 600 (1200) Stunden auf den 
Sprachunterricht und 60 Stunden auf den Orientierungskurs zur Vermittlung von Wissen zur 
Rechtordnung, Geschichte und Kultur in Deutschland. Der Orientierungskurs wird mit einem 
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bundeseinheitlichen Test abgeschlossen. Ziel der Sprachkurse ist das Erreichen „ausreichen-
der Sprachkenntnisse“. Dies entspricht dem Niveau B1 nach dem gemeinsamen europäischen 
Referenzrahmen, der ersten Stufe der selbständigen Sprachverwendung23. Diese Vorgabe errei-
chen bundesweit jedoch nur etwa 50 % der Teilnehmenden. Um den  Teilnehmern eine berufli-
che Perspektive zu ermöglichen, ist ein Sprachniveau B 2 bzw. C1 erforderlich.

Die Integrationsverordnung sieht nunmehr die Einführung flexibler Stundenkontingente bis 
zu einer maximalen Förderdauer von 1200 Stunden sowie Wiederholungsmöglichkeiten vor. 
Die Orientierungskurse wurden von 45 Unterrichtstunden auf 60 Unterrichtstunden erweitert, 
damit die Teilnehmer auch mehr über unseren demokratischen Rechtsstaat erfahren.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ist für die formale und inhaltliche Ausge-
staltung der Integrationskurse verantwortlich. Es beauftragt private und öffentliche Träger mit 
der Durchführung des Integrationskurses. Dennoch sollten die Kommunen unterstützend und 
steuernd in die Prozesse eingreifen.

7.4 Zielgruppenangebote 
Die Teilnehmer der Integrationskurse sind regelmäßig sehr heterogen. Daher ist es notwendig 

über ein differenziertes Angebot an Sprachkursen zu verfügen.

Für bestimmte Gruppen können nach § 13 IntV folgende Integrationskurse angeboten werden:
→ Jugendintegrationskurse
	 Für Jugendliche, die nicht mehr schulpflichtig sind und das 27. Lebensjahr noch nicht voll-

endet haben, zur Vorbereitung auf den Besuch weiterführender Schulen oder Hochschulen 
oder auf einen andere Ausbildung.

→ Eltern- bzw. Frauenintegrationskurs
	 die aus familiären oder kulturellen Gründen keinen allgemeinen Integrationskurs besuchen 

können.
→ Elitekurse
	 Hier wäre ein regionales Anbieten sinnvoll, damit die Kurse auch zeitnah besucht werden 

könnten. Neu eingeführt wurden Intensivkurse mit 430 Stunden für lerngewohnte Zuwande-
rer.

→ Integrationskurs für Behinderte
	 Auch hier wäre ein regionales Anbieten sinnvoll. Dadurch könnte spezieller auf die Behinde-

rungen eingegangen werden.
→ Integrationskurs mit Alphabetisierung
	 die nicht oder nicht ausreichend lesen und schreiben können.
→ Abendkurse für Berufstätige am Samstag oder abends
	 Für Frauen und arbeitende Migranten werden spezielle Sprachkurse angeboten beispiels-

weise abends oder samstags.
→ Seniorenkurse
→ Nachmittagskurse für Frauen
	 Für Frauen mit Kinderbetreuung müssen spezielle Sprachkurse angeboten werden.

23 Die Kurse enden mit der Prüfung “Zertifikat Deutsch”, einem vom Goethe-Institut entwickelten Sprachdiplom (entspricht B1), das von den Industrie- und 
Handelskammern als qualifizierte Sprachprüfung anerkannt wird. Die Abschlusssprachprüfung (Zertifikat Deutsch) findet erst nach dem Orientierungskurs 
statt. In der schriftlichen Prüfungen müssen die Teilnehmer im Leseverstehen, Hörverstehen, in der deutschen Grammatik über Sprachbausteine und beim 
Schreiben eines Briefes unter Beweis stellen, ob sie das Niveau der Stufe B 1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen (GERR) erreicht haben 
und ihnen dieses mit dem “Zertifikat Deutsch” bescheinigt werden kann. Die mündliche Prüfung hat den Charakter einer Konversation.
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Ab dem 1. Januar 2009 wird ein skalierter Sprachtest eingesetzt. Er differenziert das erreichte 
Sprachniveau von A2 bis B1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen.

Zurzeit fehlen Lehrkräfte für Integrationskurse. Daher werden aktuell auch Lehrkräfte zuge-
lassen, bevor sie ihre Qualifikation vom BAMF erhalten. Die Zugangs-bedingungen wurden er-
leichtert und die Zertifizierung erfolgt nun auch schneller. Es muss nur noch ein Nachweis eines 
C-Sprachniveaus vorliegen.

Aktuell wurde die Teilnehmerzahl von 20 auf 25 Teilnehmer pro Kurs aufgestockt. Der Eigen-
anteil für Zuwanderer, die keine Flüchtlinge sind, wird ab dem 01.01.2016 auf mindestens 1,47 
€ pro Stunde erhöht. Diese Kurse gibt es jetzt auch für Flüchtlinge aus Syrien, Eritrea, Iran und 
Irak. Aktuell gibt es 500-800 Anträge auf Integrationskurse pro Tag. Flüchtlinge müssen für 
diese Kurse nichts zahlen (vorausgesetzt es sind genügend Plätze zur Verfügung). Sie erhalten 
auch eine Fahrtkostenerstattung. Jeder Flüchtling kann künftig wählen, wohin er zu den Kursen 
gehen möchte. Er erhält eine feste Pauschale von 0,30€/km. Insgesamt wurden die Gelder er-
höht (auf derzeit 34 Millionen €, 2016 erfolgt nochmals eine Erhöhung um 5  Millionen €). Die 
ESF-Kurse (berufsbezogene Kurse) sind momentan wenig nachgefragt, da die Flüchtlinge hier-
für Sprachniveau A1 benötigen und das nur wenige haben. Ab 2018 soll es ein durchgängiges 
Sprachkurskonzept bis B2 geben. Das Konzept wird derzeit hierzu erarbeitet.

Gefragt ist die Entwicklung spezieller Konzepte und zweckmäßiger Lösungsstrategien, um 
die Integration effektiver auszurichten. Die Integrationskurse sind individueller anzubieten und 
müssen effektiver sein. Nach dem Integrationskurs sollten insbesondere Jugendlichen oder 
jüngeren Flüchtlingen, die wegen ihrer schlechten Sprachkenntnisse nicht vermitteln werden 
können, berufsbezogene Sprachkurse mit Praktika angeboten werden. 

7.5 Berufsbezogene Sprachkurse
Die berufliche Qualifikation der von Arbeitslosigkeit betroffenen Flüchtlinge ist zu verbessern. 

Das Niveau B 1 ist jedoch nicht ausreichend, um nach dem Integrationskurs einen Ausbildungs-
platz zu bekommen oder in Arbeit vermittelt zu werden. Der Arbeitgeber sucht sich Arbeitneh-
mer aus, mit denen er keine Probleme hinsichtlich der Sprache hat. Er hat ja eine genügende 
Anzahl von Bewerbern zur Auswahl. Dies ist Realität. Deshalb müssen die Grundkenntnisse 
der deutschen Sprache vertieft werden. Sprachförderung mit berufsorientierten Inhalten und 
Sprachkurse mit integrierten Berufspraktika sollten energischer und wirksamer angeboten wer-
den. Der Erfolg liegt sichtbar auf der Hand. Wenn der Arbeitgeber seinen zukünftigen Mitarbei-
ter schon vom Praktikum kennt, ihn schätzt und mit seiner Leistung zufrieden ist, wird er ihn 
eher einstellen.

Berufsorientierte Sprachförderung mit Praktika sollte insbesondere für die Teilnehmer ange-
boten werden, die bereits einen Integrationssprachkurs besucht haben, aber noch keine Arbeit/ 
Ausbildungsplatz gefunden haben. Diese berufsorientierte Sprachkurse werden durch die Agen-
tur für Arbeit /Jobcenter/ ARGEN finanziert. Diese Kurse bauten auf den Integrationskursen auf. 
Wenig sinnvoll es jedoch, Integrationskurse mit Arbeitslosengeld II -Empfänger „aufzufüllen“. 
Die Sprachförderung muss gleich nach der B 1 Prüfung weitergehen, um die erworbene Sprach-
kompetenz zu festigen: Sie kann auch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Berufspraktika, 1 € 
Jobs u. ä. umfassen. Sonst sind die vorher aufgewandten Mühen umsonst gewesen, weil im Nu 
alles vergessen wird. Ohne gezielte Weiterbildungsangebote verringern sich die Chancen der 
Flüchtlinge erheblich, auf dem Arbeitsmarkt eine adäquate Beschäftigung zu finden.
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Ein Sprachkonzept ist immer wieder neu fortzuentwickeln. Neben einzelnen Kursen sollte eine 
langfristige Konzeption nicht nur angedacht, sondern auch in die Praxis umgesetzt werden. Um 
einen ganzheitlichen Integrationsprozess zu erreichen, ist eine Vernetzung der einzelnen Kur-
sträger und unerlässlich. Dabei entwickelt sich ein Sprachkonzept in verschiedenen Schritten 
und auf unterschiedlichen Ebenen. Bei der Eingliederung der Flüchtlinge arbeitet die Kommu-
ne mit den Kursträgern, der Migrationserstberatung, den Schulen und dem BAMF sowie den 
anderen Akteuren zusammen. Nur aufgrund einer vertrauensvollen  Zusammenarbeit ist eine 
erfolgreiche Integration möglich.

Als Folge der aktuellen Diskussion über die Integration von Flüchtlingen sollten „Integrations-
netzwerke“ aufgebaut. Dies würde eine zunehmende Verzahnung der Integrationskurse sowie 
der Ausbau von anderen Sprachkursen u.a. niederschwelligen Kursangeboten bedeuten. Das 
Netzwerk nimmt sich der Anliegen der Flüchtlinge an und unternimmt Schritte, um ihnen das 
Erlernen der deutschen Sprache zu erleichtern. Die Mitglieder des Netzwerks treffen sich drei- 
bis viermal im Jahr.

7.6 Zusammenfassung
Ziel der Integrationskurse ist das Erreichen „ausreichender Sprachkenntnisse“. Dies entspricht 

dem Niveau B1 nach dem gemeinsamen europäischen Referenzrahmen, der ersten Stufe der 
selbständigen Sprachverwendung. Das Niveau B 1 ist jedoch nicht ausreichend um nach dem 
Integrationskurs einen Ausbildungsplatz zu bekommen oder in qualifizierte Arbeit vermittelt zu 
werden. Um den Teilnehmern eine berufliche Perspektive zu ermöglichen, ist ein Sprachniveau 
B2 bzw. C1 erforderlich. Die sprachliche und berufliche Weiterbildung sollte verbessert werden. 
Notwendig ist eine Steuerung, die die besonderen lokalen Gegebenheiten entsprechend be-
rücksichtigen. Individuelle Integrationskurse in kleinen Gruppen sind empfehlenswert. 

8. Elektronisches Lernen

8.1 Einleitung
Wenn man vom Elektronischen Lernen oder vom E‑Learning (Electronic Learning) spricht, meint 
man die Verknüpfung neuer Medien und Technologien in dem Lernprozess. E-Learning ist eine 
Möglichkeit Ziele schnell und effektiv zu erreichen und ist mehr als nur eine Zeitströmung. 
Inzwischen hat es sich zu einer festen Stürzte von Bildungskonzepten entfaltet. E‑Learning ist 
neues Lernen und integraler Bestandteil des modernen Bildungsprozesses. Internet und PC 
sollten dazu beitragen, die Integration von Zuwanderern entscheidend zu verbessern. 

Wie können wir eine aktive Steuerung und erfolgreiche Gestaltung des Integrationsprozesses 
bestimmen? Wie sieht die Zukunft des Lernens in der Bildung und Weiterbildung aus? Die 
Strukturen der Wissensvermittlung haben sich gewandelt. Heute veranlasst die Kommunika-
tionstechnologie moderne Formen des Lernens. So sollte das Lernen flexibler und motivierter 
werden. In den Schulen werden in den kommenden Jahren verstärkt digitale Tafeln eingesetzt. 
Dazu benötigt man keine Kreide mehr, es wird mit den Anwendungen  der interaktiven Tafeln 
gearbeitet.

E‑Learning wird das bisherige Lernangebot für Flüchtlinge nicht ersetzt, vielmehr ergänzt. 
Computer und Internet können erheblich dazu beitragen, die Integration der Flüchtlinge nach-
haltig zu verbessern. Den Flüchtlingen wird ein individuelles Instrument an die Hand geben, 



36

Aktuelles Praxishandbuch Flüchtlinge

um ihr Wissen ständig zu vertiefen und zu aktualisieren. Moderation und Interaktion sind das A 
und 0 des virtuellen Raumes. Punktgenaue Wissensvermittlung im Bedarfsfall ist ein zentrales 
Thema.

8.2 E-Learning
E-Learning steht für Innovation, Motivation und ist Teil ganzheitlicher Bildungskonzepte. Ler-

nen sollte auch Spaß machen. Motivation ist der Schlüssel zum E-Learning Erfolg.  Daher 
setzen wir auf E-Learning und brauchen flexiblere Konzepte. So werden durch die digitalen 
Medien neue Wege beim Lernen und in der Integrationsarbeit aufgezeigt. Der Einsatz des 
Internets für die Bereitstellung von Lernmaterial, die Betreuung und den Austausch unter den 
Lernenden bietet die Möglichkeit für zeit- und ortsunabhängiges Lernen. Dies ist besonders 
für jene Flüchtlinge von Vorteil, die aus beruflichen oder privaten Gründen eine bewegliche 
und individuelle Form des Lernens bevorzugen. E-Learning benötigt qualitativ hochwertige 
Inhalte, die passgenau auf die Zielgruppe zugeschnitten ist. 

Die Vorzüge dieser Methode des Lernens sind offensichtlich. Zeitliche und räumliche Flexi-
bilität ermöglichen selbstbestimmtes Lernen sowohl am Arbeitsplatz wie auch am  Compu-
ter zu Hause. Der Lernvorgang lässt sich mühelos an den individuellen Neigungen oder der 
persönlichen Situation anpassen. Mit E‑Learning haben die  Flüchtlinge jedes Mal Zugriff 
auf die Informationen, die sie in Augenblick brauchen. E‑Learning ermöglicht einen guten 
Lernerfolg durch das Angebot, sich interaktiv mit Lerninhalten auseinanderzusetzen. Lernen 
am Computer birgt jedoch die Gefahr der Isolation. Die Lösung heißt soziales Lernen in virtu-
ellen Lerngruppen. Kooperatives Lernen besagt, dass Arbeitsgemeinschaften nicht nur mit-
einander kommunizieren, sondern Aufgaben und Problemlösungen gemeinsam bearbeiten. 
In Lerngruppen kann man Fragen klären, die man nicht verstanden hat oder kollektiv auf 
Prüfungen lernen. E-Mail, Foren, Chat und live Online-Konferenzen stehen den Studierenden 
als Arbeitsmittel zur Verfügung.

Wesentlich ist, dass der Lehrstoff mediengerecht aufbereitet wurde. Nutzer des Lernpro-
gramms können sich den Lernstoff aktiv erarbeiten. Grafische Darstellungen und illustrie-
rende Fotos machen die Inhalte anschaulich und einprägsam. Wichtig ist eine gute visuelle 
Darstellung des Lernstoffs. Der Unterrichtsinhalt sollte auf das Wesentliche reduziert wer-
den, aber so, dass ihn die Zuwanderer auch verstehen. Die direkte Übertragung traditioneller 
Lernformen, etwa ein Vortrag per Videotechnik zu senden, ist nicht sonderlich effektiv. Es 
sollte auch die Möglichkeit bestehen beim Lernen weiter ins Detail zu gehen, beispielsweise 
durch Verlinken. Heute werden für Lernzwecke immer öfter ortsunabhängig und mobil Table-
Computer verwendet. So stellt mobiles Lernen eine schnelle und individuelle Alternative dar.

8.3 Blended Learning
Blended Learning ist eines der besten Formate im digitalen Lernen. Gegenwärtig geht es 

bei der Fortbildung in Richtung Blended Learning, einer Mischform aus E‑Learning und klas-
sischem Präsenzlernen. Es ist eine zweckmäßige Verknüpfung beider Formen der Wissens-
vermittlung und ergänzt die Weiterbildung im Rahmen von Präsenztrainings und Schulungen.

„Blended“ bedeutet, dass Lerninhalte aus den Präsenzveranstaltungen durch E-Learning-
Module ergänzt werden können. Der Einsatz eines intelligenten Tutorensystems ergänzt das 
E-Learning. Wichtig ist hier die Zusammenarbeit mit anderen Lernenden. Der Austausch an 
Informationen und Meinungen motiviert auch die Teilnehmer in besonderem Masse. So kön-
nen auch Lerngemeinschaften gegründet werden, müssen aber auch im Netz erfolgreich 
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angeleitet und betreut werden. E-Moderation ist eine besondere Herausforderung an die Be-
teiligte. Die Lernenden müssen unterstützt werden, um sie nicht zu überfordern. Sie sind 
beispielsweise zu fragen, an welchen Themen sie besonders interessiert sind. 

Die Betreuer beraten die Flüchtlinge, sie begleiten und motivieren. Soziale Netzwerke er-
möglichen die besten Möglichkeiten Verbindungen zu Gleichgesinnten zu knüpfen. Statt 
straffen Schulungseinheiten mit festgesetztem Inhalt zu geregelten Zeiten an vereinbaren 
Orten, können Nutzer des E-Learnings sich flexibel weiterbilden. E-Learning hat sich auch auf 
die Entwicklung von virtuellen Praxisanwendungen (Trainings) spezialisiert. Entscheidend ist 
hier insbesondere die Simulation einer praxisnahen Situation im beruflichen Umfeld. Der gute 
Eindruck sollte aber nicht durch unschöne grafische Inhalte gestört werden. 

Besonders hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang Konzepte und Modelle, die ein 
aktives, anwendungsorientiertes und möglichst systematisches Lernen von Personen, Grup-
pen und Organisationen sicherstellt. E-Learning lässt sich sehr gut für Trainingszwecke ein-
setzen. So können wir auch feststellen, wo Lerndefizite sind, um dagegen gezielt vorgehen. 

Weiterbildungsangebote für Flüchtlinge wurden bisher fast ausschließlich als konventio-
nelles Präsenzlernen angeboten. Wir brauchen mehr Lernprogramme und Online- Tests für 
Flüchtlinge sowie Ehrenamtliche.

Die Aus‑ und Weiterbildung verlangen geradezu nach einer Einführung der neuen Medien in 
die bisherigen Konzepte. E-Learning könnte mit einem kleinen Projekt starten und einfache 
sowie effektive Lernmedien anbieten. Erst, wenn die Anfangsphase erfolgreich verlaufen ist, 
sollte das E-Learning-Angebot nach und nach ausgebaut werden.

E-Learning ergänzt die Weiterbildung im Rahmen von Präsenztrainings und Schulungen 
oder dient als Auffrischung begleitend zu einer Weiterbildungsmaßnahme. Lernen bleibt auch 
künftig ein sozialer Prozess. Er wird nur durch digitale Medien vervollständigt. E-Learning ist 
als Ergänzung zu sehen, da der persönliche Kontakt weiterhin das  A und O ist.  Kontakte zu 
Lehrern oder anderen Teilnehmern zu pflegen ist wichtiger denn je. 

8.4 Wissen, das bei den Flüchtlingen ankommt
Menschen, die zu uns kommen, wollen auf eigenen Füßen stehen. Welche Verständnispro-

bleme stellen sich ihnen? Geben wir den Flüchtlingen Wissen, das sie brauchen. Wir müssen 
ihnen auch das Wissen so darstellen, dass sie es verstehen und auch mitreden können. Von 
der Sprache her sollte „ Wissen“ so verfasst sein, dass es jeder verstehen kann.

Wir leben in einer Zeit, in der Informationen zum Erfolgsfaktor Nummer Eins geworden sind. 
Informationen sind nicht mehr nur Ergänzungen der Kernleistungen einer Organisation. Infor-
mationen haben ihren eigenen Wert als originäre Bestandteile des Leistungsmanagements. 
Informationen müssen fließen. Es ist eine notwendige Pflicht aller in einer Organisation für 
einen zielgerichteten Informationsfluss zu sorgen. Dieser ist in Umfang, Qualität, Darstel-
lungsform und Zeit an den Prozessanforderungen auszurichten. Die Informationsweitergabe 
sollte als Chance gesehen werden. Wer Informationen weitergibt, bekommt die Chance, ihre 
Richtigkeit zu überprüfen. Weitergabe führt zur gemeinschaftlichen Reflektion der Inhalte. 
Nur wer Informationen weitergibt, kann deren Bedeutung für die Organisation erkennen. Die 
Übermittlung von Informationen muss jedoch einfach, sicher und bedarfsgerecht sein.
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Das Bildungsangebot ist durch kommunale Maßnahmen beispielsweise durch Vermittlung 
von Praktika und Training von berufsbezogenen Sprachkenntnissen zu ergänzen24. Der Sprach-
unterricht und Fachunterricht kann und sollte miteinander verbunden werden. 

8.5 Zusammenfassung
Die Integrationspolitik muss auf neue Herausforderungen reagieren. Die bevorstehenden Ver-

änderungen durch die demographische Entwicklung der Bevölkerung sowie den wirtschaftli-
chen und sozialen Strukturwandel unserer Städte, Kreise und Gemeinden müssen wir offen 
und miteinander bewältigen.

Die Informations- und Kommunikationsmedien bieten Chancen für sozialen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Wertewandel. Die Städte, Kreise und Kommunen befinden sich in einem stän-
digen Wandel und sind immer wieder mit neuen Herausforderungen konfrontiert. Bei digitalen 
Medien hat der reguläre persönliche Gedankenaustausch einen besonderen Stellenwert. Wir 
sollten in Dialog treten, also miteinander denken und reden. E-Integration oder digitale Integ-
ration wird das bisherige Leistungsangebot für Flüchtlinge nicht ersetzt, vielmehr ergänzt. Man 
muss sich auf das „Neue“ einlassen.

9. Integration in Bildung, Ausbildung und Wiederbildung
Bildung ist Schlüssel zum Erfolg, im persönlichen wie auch im beruflichen Bereich. Erfolgreich 
in Schule, Ausbildung und Beruf – das sind die besten Voraussetzungen für eine gelungene 
Integration. Bildung ist mehr als Wissen und Lernen. Erst Bildung ermöglicht die soziale Teil-
habe. Gegenwärtig bekommt Bildung einen immer höheren Stellenwert und bereichert unser 
Leben. Wir müssen Bildung als dauernden Prozess begreifen. Im Mittelpunkt der Bildung sollte 
die Verbesserung der fachlichen Qualifikation der Flüchtlinge sein. Hierbei ist die Beherrschung 
der deutschen Sprache für den beruflichen Erfolg eine elementare Voraussetzung. Sprachför-
derung ist ein zentraler Gesichtspunkt, damit Bildung gelingt.

Bildung und Ausbildung sind Pfeiler einer erfolgreichen Integration. Auf dem Weg in die In-
formationsgesellschaft heißt es heute: Lebenslang lernen! Die Bereitschaft sich fortzubilden 
ist daher eine unverzichtbare Voraussetzung, den Herausforderungen der kommenden Jahre 
offensiv zu begegnen. 

Bildung ist für Flüchtlinge äußerst wichtig, Es ist nicht zu verstehen, dass Migranten die Ge-
legenheit dazu haben, aber sie nicht nutzen. Bildungsdefizite sind bei den Flüchtlingen ein 
gravierendes Integrationshemmnis. Es gibt aber auch beträchtliche Potenziale unausgeschöpf-
ter Leistungsbereitschaft. Der Blick der Akteure sollte sich auf die Potenziale der Flüchtlinge 
richten. Diese Potenziale müssen wir aktivieren. Es muss verstärkt nachgedacht werden wie 
wir diese Arbeitskräfte gezielt fördern könnten. Hier stellt sich die Frage, wie junge Flüchtlinge 
qualifiziert bzw. nachqualifiziert und zu einem anerkannten Berufsabschluss geführt werden 
können.

Berufliche Fortbildung gewinnt zunehmend an Bedeutung: Zum einen verändern sich durch 
technische und wirtschaftliche Entwicklungen, Berufe, Tätigkeiten und Anforderungen. Zum an-
deren sichert die Erweiterung der beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten den Arbeitsplatz und 

24 Beitrag der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, Drucksache 16/62819 S.27. Im Nationalen Integrationspan ist auf Empfehlung der 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände ein eigenständiger kommunaler Beitrag enthalten.
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bietet Möglichkeiten zum beruflichen Aufstieg. Jeder muss sich heutzutage fortbilden, um mit 
den Anforderungen im Beruf zurechtzukommen. Dies gilt auch für Migrantinnen und Migranten, 
insbesondere bei Flüchtlingen. 

Aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit der Flüchtlinge gilt es, ihre berufliche Qualifikation zu 
verbessern. Berufliche Qualifizierung im Betrieb ist der ausschlaggebende Faktor für den Er-
folg. Neben einer fundierten Erstausbildung wird es immer wichtiger, den eigenen Arbeitsplatz 
durch Zusatzqualifikationen zu sichern. Ein Weg ist die gezielte berufliche Fortbildung. Für Un-
ternehmen sind qualifizierte Mitarbeiter ein entscheidender Wettbewerbsfaktor. Konzepte der 
beruflichen Fort‑ und Weiterbildung müssen stärker auf die Interessen der Menschen mit Mi-
grationshintergrund ausgerichtet werden. Interkulturelle Kompetenzen sind für Unternehmen 
wichtige Ressourcen, um die Kundenzufriedenheit und die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
zu erhöhen. Wichtig ist, dass Migranten die Eigeninitiative ergreifen. Sie dürfen nicht warten bis 
die notwendige Information von selbst zu ihnen kommt. Aktives Handeln ist gefragt.

Ohne gezielte Weiterbildungsangebote verringern sich die Chancen der Flüchtlinge erheblich, 
auf dem Arbeitsmarkt eine adäquate Beschäftigung zu finden. Betriebliche Förderkonzepte 
sind notwendig, um Benachteiligungen auszugleichen und Potenziale zu nutzen. 

Flüchtlinge müssen sich über Einstiegs- und Entwicklungsperspektiven in verschiedenen Be-
rufsfeldern informieren. Da gibt es bei der Arbentur für Arbeit Hinweise und Beratung von der 
richtigen Planung über Praktika bis hin zur richtigen Bewerbung für eine Ausbildungs- bzw. Ar-
beitsplatz. Unternehmen und Kommunen müssen das Praktikum als eine wichtige Aufgabe be-
trachten. Die öffentliche Verwaltung ist zu verpflichten, Praktikanten aus dem Migrantenbereich 
zu beschäftigen und auszubilden. Sie sind in die unterschiedlichen Aufgaben des Amtes oder 
Betriebes einführen. Die Bezugspersonen sollten sowohl optimale fachliche wie auch interkul-
turelle Kompetenz besitzen. 

So sollten Bildungsangebote durch Anwendung der Methoden „Learning by doing“ eine höhere 
Lerneffizienz erzielen. Integration durch Training hat zum Ziel, dass Flüchtlinge, ihre beruflichen 
Kenntnisse erweitern. In einem Praktikum testen sie ihre Fähigkeiten. Durch das Herausarbei-
ten von Stärken, Beratung und Bewerbungstraining, durch individuelle berufliche Qualifizierung 
oder auch durch die Erweiterung ihrer beruftlichen Sprachkompetenz können sie einen Arbeits-
platz eher erhalten.

10. Integration durch Ausbildung
Ausbildung ist ein Pfeiler einer erfolgreichen Integration. Wir müssen möglichst alle Jugendliche 
in eine Ausbildung zu bringen. Oft informieren sich Schüler und Eltern nur schlecht. Die Eltern 
wissen zu wenig über das deutsche Berufsbildungssystem und die Bildungswege ihrer Kinder.  
Informationen und Orientierungshilfen erhalten Schülerinnen und Schüler sowie die Eltern im 
Berufsinformationszentrum (BiZ) der Agentur für Arbeit. 

Die Ausbildungsbetriebe erhöhen die Ausbildungsanforderungen und wählen immer öfters 
Bewerber mit mittleren und höheren Schulabschlüssen aus. Für Hauptschulabsolventen ist 
der Ausbildungsmarkt sehr schwierig, besonders für Absolventen ohne Schulabschluss und Ab-
solventen von Förderschulen. Jugendliche mit Migrationshintergrund sind bei der Suche nach 
Ausbildungsverhältnissen seltener erfolgreich als ihre Altersgenossen. Ausnahmen gibt es al-
lerdings in einigen Bereichen, beispielsweise bei Zweisprachigkeit. Aber ihre Chancen auf dem 
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Ausbildungsmarkt steigen, denn im Jahr 2015 waren 37.100 Ausbildungsstellen unbesetzte.

Was kann ich besonders gut?
Neben den Schwierigkeiten, die Jugendliche mit Migrationshintergrund haben, müssen jedoch 

ihr Interesse und ihre Fähigkeiten stärker berücksichtigt werden. Ihre interkulturelle Kompetenz 
sollte mehr beachtet und gefördert werden. Die Beherrschung der deutschen Sprache für den 
beruflichen Erfolg eine elementare Voraussetzung. Ich bin sprachbegabt und kann mehrere 
Sprachen. Zweisprachigkeit stellt einen Marktvorteil von jugendlichen Migranten dar.  Dies gilt 
beispielsweise für den Beruf der Arzthelferin und der Reisekauffrau. Bin ich zielorientiert und 
entscheidungsfreudig? Ich kann auf den anderen zugehen und bin kommunikativ.

Wie sind die Arbeitsmarktprognosen?
Bereits heute besteht in bestimmten Berufen ein Fachkräftemangel und Auszubildende wer-

den wieder gesucht. Das Angebot an Ausbildungsstellen ist im Vergleich zum Vorjahr noch mal 
gestiegen. Für die Jugendlichen ist dies eine positive Entwicklung. Sie haben dadurch eine 
größere Auswahl auf dem Ausbildungsmarkt. Auf der anderen Seite  aber können manche Un-
ternehmen  nicht mehr alle Ausbildungsstellen besetzen25. Auszubildende haben zurzeit gute 
Chancen - vor allem im Handwerk. Etliche Stellen sind unbesetzt. Allein in den Online-Börsen 
der Handwerkskammern sind 23.000 Angebote verzeichnet. Auch andere Branchen suchen 
händeringend nach Nachwuchs.

Ausbildung gewinnt immer mehr an Bedeutung: Zum einen verändern sich durch technische 
und wirtschaftliche Entwicklungen, Berufe, Tätigkeiten und Anforderungen. Zum anderen si-
chern gute berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten den Arbeitsplatz und bietet Möglichkeiten 
zum beruflichen Aufstieg. 

Trotz einem guten Schulabschluss ist der Übergang von Schule in die Arbeitswelt für Jugend-
liche mit Migrantenhintergrund oft schwierig. Sie sind auf individuelle Unterstützung angewie-
sen. Es gibt viele Angebote der Berufsorientierung und Förderung, aber diese Verfahren der 
Förderung sind oft zu kompliziert.

Viele Schüler sind zunächst nicht fähig, das im Heimatland in der Schule Gelernte im Betrieb 
umzusetzen. In der Schule erfolgt eine jahrelange Wissensanhäufung. Insofern müssten die 
Schüler beim Start ins Berufsleben optimal vorbereitet sein. Aber leider ist es nicht immer so: 
Teilweise standen die wirklich wichtigen Themen nicht auf dem Stundenplan. Es fehlen dem 
Schüler die erforderlichen Sprachkenntnisse und der Bezug zur Praxis sowie die Fähigkeit im 
Team zu arbeiten. Wir müssen die Übergänge in den Beruf verbessern.

Die richtige Berufswahl ist der erste Schritt in eine erfolgreiche berufliche Zukunft. Berufsaus-
bildung26 in Deutschland ist ein “duale  Ausbildung“. Beim dualen System teilt sich die Berufs-
ausbildung in die praktische Ausbildung in einem Betrieb und in die begleitende theoretische 
Unterweisung in einer Berufsschule. Die Vorteile bestehen darin, dass sich durch theoretisches 
Wissen und aktives Handeln, durch Kennenlernen der Arbeitsprozesse sowie der sozialen Zu-
sammenhänge eine Bewährung in “echten Arbeitssituationen” einstellt. Die Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt werden wesentlich bestimmt durch die vorhandenen Kenntnisse und Qualifikati-

25 131104-Presseinformation 60/13 Ausbildung sichert Zukunft - Bilanz des Berufsberatungsjahres 2012/2013, Agentur für Arbeit Karlsruhe-Rastatt
26 Die betriebliche Ausbildung erhalten die Auszubildenden in einem Unternehmen, einer Praxis der freien Berufe oder im öffentlichen Dienst. Hier werden 

die in der Ausbildungsordnung festgelegten beruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse in der betrieblichen Wirklichkeit vermittelt. Darüber hinaus lernen die 
Auszubildenden im Betrieb auch soziale Fähigkeiten und werden nicht zuletzt dadurch in der persönlichen Entwicklung gefördert. Zusätzlich zu diesem 
praxisorientierten Lernen wird den Jugendlichen in der Berufsschule berufstheoretisches und allgemeinbildendes Wissen vermittelt. Im Durchschnitt sind 
die Auszubildenden an drei bis vier Tagen in der Woche im Betrieb und an ein bis zwei Tagen in der Schule.
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onen sowie nachweisbare Bildungsabschlüsse. Heute ist eine qualifizierte Berufsausbildung 
Grundvoraussetzung für ein erfolgreiches Erwerbsleben. Aber es dient auch dazu, Vertrauen in 
die eigene zu Leistungskraft zu gewinnen und die Persönlichkeit zu entfalten.

Welche Ausbildungsberufe gibt es überhaupt? In Deutschland gibt es über 350 Ausbildungs-
berufe. Bei der Agentur für Arbeit gibt es Informationen zu den einzelnen Ausbildungsberufen 
und Beratung von der Planung über Praktika bis hin zur richtigen Bewerbung für einen Ausbil-
dungsplatz.

Ziel zeitgemäßer Ausbildung ist es, neben der Vermittlung von Fachwissen auch die persön-
liche, Sozial- und Methodenkompetenz zu entwickeln. Eine gute Ausbildung ist auch die beste 
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit. Die Bereitschaft sich zu bilden ist daher eine unverzicht-
bare Voraussetzung, den Herausforderungen der kommenden Jahre offensiv zu begegnen. Dies 
gilt auch oder gerade im Migrantenbereich. Die Eltern und Lehrer müssen den Kinder und Ju-
gendlichen Mut, Hoffnung und auch Freude am Lernen geben. 

Erneut stehen mehr Ausbildungsstellen zur Verfügung als Bewerberinnen und Bewerber. Zu-
gleich gehen Deutschland aber die Fachkräfte aus.27 Ein erfolgreiches Berufsleben beginnt mit 
der richtigen Berufswahl. Ausbildung gewinnt immer mehr an Bedeutung: Zum einen verändern 
sich durch technische und wirtschaftliche Entwicklungen, Berufe, Tätigkeiten und Anforderun-
gen. Zum anderen sichern gute berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten den Arbeitsplatz und 
bietet Möglichkeiten zum beruflichen Aufstieg. So bietet das Handwerk mehr als 140 Ausbil-
dungsberufe. Berufsausbildung28 in Deutschland basiert auf der “dualen Ausbildung“. Das Du-
ale System ist fast einmalig in der Welt. Beim dualen System teilt sich die Berufsausbildung in 
die praktische Ausbildung in einem Betrieb und in die begleitende theoretische Unterweisung 
in einer Berufsschule. Die Vorteile bestehen darin, dass sich durch theoretisches Wissen und 
aktives Handeln, durch Kennenlernen der Arbeitsprozesse sowie der sozialen Zusammenhänge 
eine Bewährung in “echten Arbeitssituationen” einstellt. Heute ist eine qualifizierte Berufsaus-
bildung Grundvoraussetzung für ein erfolgreiches Erwerbsleben. Aber es dient auch dazu, Ver-
trauen in die eigene zu Leistungskraft zu gewinnen und die Persönlichkeit zu entfalten.

Eine gute Ausbildung ist auch die beste Versicherung gegen Arbeitslosigkeit. Die Ausbildungs-
betriebe erhöhen die Ausbildungsanforderungen und wählen immer öfters Bewerber mit mittle-
ren und höheren Schulabschlüssen aus. Für Hauptschulabsolventen ist der Ausbildungsmarkt 
schwierig, besonders für Absolventen ohne Schulabschluss und Absolventen von Förderschu-
len. Auch Jugendliche von Flüchtlingen sind bei der Suche nach Ausbildungsverhältnissen sel-
tener erfolgreich als ihre Altersgenossen. Ausnahmen gibt es allerdings in einigen Bereichen, 
bei denen die Zweisprachigkeit einen Marktvorteil von jugendlichen Flüchtlingen darstellen 
kann. Dies gilt beispielsweise für den Beruf der Arzthelferin und der Reisekauffrau. Neben den 
Schwierigkeiten, die Jugendliche mit Migrationshintergrund haben, müssen jedoch ihre Fähig-
keiten (Zweisprachigkeit) stärker berücksichtigt werden. Auch ihre interkulturelle Kompetenz 
sollte mehr beachtet und genutzt werden. 

27 Quelle: Rundbrief der Bundesregierung Ausbildung Nr. 2 vom 12. 06. 2012
28 Die betriebliche Ausbildung erhalten die Auszubildenden in einem Unternehmen, einer Praxis der freie n Berufe oder im öffentlichen Dienst. Hier werden 

die in der Ausbildungsordnung festgelegten beruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse in der betrieblichen Wirklichkeit vermittelt. Darüber hinaus lernen die 
Auszubildenden im Betrieb auch soziale Fähigkeiten und werden nicht zuletzt dadurch in der persönlichen Entwicklung gefördert. Zusätzlich zu diesem 
praxisorientierten Lernen wird den Jugendlichen in der Berufsschule berufstheoretisches und allgemeinbildendes Wissen vermittelt. Im Durchschnitt sind 
die Auszubildenden an drei bis vier Tagen in der Woche im Betrieb und an ein bis zwei Tagen in der Schule.
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Der Ausbildungsmarkt entwickelt sich zunehmend zu einem Bewerbermarkt. In vielen Berufen  
werden Auszubildende wieder gesucht. Diese gute Ausgangslage müssen wir nutzen, um auch 
Flüchtlingesjugendliche in betriebliche Ausbildungen zu bringen. Einige Berufe - vor allem im 
Dienstleistungssektor – werden zwar stark nachgefragt, in anderen Bereichen sind aber offene 
Stellen vorhanden. Bereits heute besteht in bestimmten Berufen ein Fachkräftemangel. Gut 
ausgebildete Flüchtlinge werden für eine Kommune ein Standortvorteil sein, wenn aufgrund 
der demografischen Entwicklung in absehbarer Zukunft um Arbeitskräfte noch stärker gewor-
ben wird. Auch für das Image einer Stadt ist ein qualifiziertes Ausbildungsangebot wichtig. Die 
praxisbezogene Ausbildung ist auch eine ideale Grundlage für ein späteres Studium. 

11. Weiterbildung
Berufliche Weiterbildung wird aufgrund des raschen Wandels und der demographischen Ent-
wicklung in der Arbeitswelt zunehmmmmend wichtiger. Die ansteigende Globalisierung der 
Wirtschaft führt in vielen Branchen zu einem verstärkten Strukturwandel. So reichen auch die 
Inhalte der beruflichen Ausbildung nicht für eine lebenslange Berufsausübung aus. Flüchtlinge 
sollten sich kontinuierlich weiterbilden. 

Aufgrund der hohen Zuzugszahlen bei den Flüchtlingen gilt es heute, die berufliche Qualifika-
tion insbesondere der Jugendlichen zu verbessern. Wir müssen die vielen Potenziale entfalten. 
Berufliche Qualifizierung im Betrieb ist der ausschlaggebende Faktor für den Erfolg. Neben ei-
ner fundierten Erstausbildung wird es immer wichtiger, den eigenen Arbeitsplatz durch Zusatz-
qualifikationen zu sichern. Ein Weg ist die gezielte berufliche Fortbildung. Für Unternehmen 
sind qualifizierte Mitarbeiter ein entscheidender Wettbewerbsfaktor. Es stellt sich die Frage, wie 
junge Flüchtlinge nachqualifiziert und zu einem anerkannten Berufsabschluss geführt werden 
können. Betriebliche Förderkonzepte sind notwendig, um Benachteiligungen auszugleichen 
und Potenziale zu nutzen. Konzepte der beruflichen Fort‑ und Weiterbildung müssen stärker 
auf die Interessen der künftigen Arbeitgeber und der Flüchtlinge ausgerichtet werden. Die Zwei-
sprachigkeit kann ein großer Gewinn für Unternehmen sein, leichter mit ausländischen Ge-
schäftspartnern zu kommunizieren. Interkulturelle Kompetenzen sind für Unternehmen wich-
tige Ressourcen, um die Kundenzufriedenheit und die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen. Wichtig ist, dass Flüchtlinge die Eigeninitiative ergreifen. Sie dürfen nicht warten bis 
die notwendige Information, das Fortbildungsangebot von selbst zu ihm kommt. Aktives Han-
deln ist gefragt.

Zur Sicherung der Stellung im Weltmarkt müssen aber auch die Unternehmen und auch der 
Staat erheblich mehr in Ausbildung und Weiterbildung investieren. Die Unternehmer sollten 
sich bereits heute auf den künftigen Fachkräftebedarf einstellen und Flüchtlinge verstärkt mo-
tivieren. 

11.1 Praktika und Training
Flüchtlinge müssen sich über Einstiegs- und Entwicklungsperspektiven in verschiedenen Be-

rufsfeldern informieren. Da gibt es bei der Arbentur für Arbeit Hinweise und Beratung von der 
richtigen Planung über Praktika bis hin zur richtigen Bewerbung für eine Ausbildungs- bzw. Ar-
beitsplatz. Unternehmen und Kommunen müssen das Praktikum als eine wichtige Aufgabe be-
trachten. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind zu verpflichtet, Praktikanten/ Praktikantinnen 
aus dem Migrantenbereich zu beschäftigen und auszubilden. Sie sind in die unterschiedlichen 
Aufgaben des Amtes/ Betriebes einführen. Die Bezugspersonen sollten sowohl optimale fach-
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liche wie auch persönliche und interkulturelle Kompetenz besitzen. Heute ist eine Auslandser-
fahrung von großer Bedeutung. Erfahrungen, die hierbei gesammelt werden, sind in jedem Fall 
für das Berufsleben von Vorteil.

Integration durch Training hat zum Ziel den Arbeitsuchenden, die eine Weiterbildungs‑ oder 
Umschulungsmaßnahme suchen, ihre beruflichen Kenntnisse zu erweitern. In einem Praktikum 
testen sie Fähigkeiten. Durch das Herausarbeiten von Stärken, Beratung und Bewerbungstrai-
ning, durch individuelle berufliche Qualifizierung oder auch durch die Erweiterung ihrer beruftli-
chen Sprachkompetenz können die Ziele erreicht werden. 

11.2 Maßnahmen
→ Netzwerkbildung: Damit soll gewährleistet werden, dass die Zusammenarbeit unter diesen  

Einrichtungen effektiv verläuft und beispielsweise die Elternarbeit mit Migranten optimiert 
werden kann.

→ Gezielte Bildung: Die Flüchtling sind über Bildungsangebote und eigene Fortbildungspro-
gramm zu informieren. 

→ Beratung und Begleitung des Bildungsprozesses von Kindern und Jugendlichen unter Einbe-
ziehung und Aktivierung ihrer Eltern 

→ Fortbildung am Arbeitsplatz (Training on the job)
→ Fortbildung zur Teamentwicklung 
→ Nachbereitung der einzelnen Fortbildungsmaßnahmen 
→ Was hat diese Bildungsmassnahme dem Flüchtling persönlich/ der Betrieb gebracht?  
→ Gespräch mit den unmittelbaren Vorgesetzten über die Ergebnisse der
     Fortbildungsmaßnahme/-veranstaltung durchführen. 
→ Leistungsvergleiche vorher/nachher.
→ Optimale Lern- und Arbeitsbedingungen schaffen (z. B. im Team lernen).
→ Ausbildungsbereiche in der Organsiation festlegen
→ Einführungsunterricht organisieren
→ vollwertige Ausbildungsplätze bei der Kommune bereitstellen (Rotation)
→ die notwendigen Arbeits- und Ausbildungsmittel bereitstellen
→ Ausbildungsbeauftragten bzw. Paten durch die Leitung bestimmen
→ Definition der Ausbildungstätigkeiten einschließlich Verantwortung

11.3 Zusammenfassung
Bildung ist Zukunft und macht Kinder und Jugendliche zu selbständigen Persönlichkeiten. 

Daher ist Integration durch Bildung als Herausforderung an die Bürgergesellschaft zu sehen. 
Bildungsausgaben sind sinnvolle Investitionen in unsere gemeinsame Zukunft. Wir sollten Hil-
fen und Angebote zur Verfügung stellen, die den Flüchtlingen in angemessener Zeit die Pers-
pektiven einer Integration in Ausbildung, Beruf und somit auch in unser Gemeinwesen eröffnet. 
Den Flüchtlingen müssen wir Mut zu neuen Perspektiven vermitteln – aber auch das Gefühl 
willkommen zu sein.
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12. Integration in Arbeit
Asylsuchende und Geduldete dürfen in den ersten drei Monaten in Deutschland keine Beschäf-
tigung aufnehmen (Wartefrist). Die Chancen auf dem Arbeitsmarkt werden wesentlich bestimmt 
durch die vorhandenen Kenntnisse und Qualifikationen sowie nachweisbare Bildungsabschlüs-
se. Den Flüchtlingen ist die Eingliederung in das berufliche Leben zu erleichtern. Berufliche 
Integration ist nicht nur Voraussetzung für ein positives Selbstwertgefühl, sondern erhöht auch 
die Anerkenntnis in der Bevölkerung. 

Integration ist dann gelungen, wenn der Flüchtling einen akzeptablen Arbeitsplatz gefunden 
hat. Ein Integrationsschwerpunkt wird die Beschäftigung der Flüchtlinge sein. Arbeiten ist eine 
fundamentale Voraussetzung für die Teilhabe der Flüchtlinge mit einer Bleibeperspektive am 
gesellschaftlichen Leben. Wir wollen Flüchtlinge dauerhaft erfolgreich in unsere Gesellschaft 
integrieren. Ein Kriterium für eine erfolgreiche Integration von Flüchtlingen ist die Eingliederung 
in den Arbeitsmarkt. Die berufliche Integration ist die Basis für eine soziale wie gesellschaftli-
che Integration und muss damit zentraler Baustein jeder Integrationsförderung sein. 

Erschwert wird die Eingliederung in das Arbeitsleben durch die hohen Zahlen von Flüchtlingen, 
aber auch durch steigende Qualitätsanforderungen auf dem Arbeitsmarkt sowie sprachliche 
und berufliche Defizite. Nur über eine gute berufliche Erstausbildung als Fundament sowie per-
manente berufliche Weiterbildung können wir der Arbeitslosigkeit begegnen.

Die ansteigende Globalisierung der Wirtschaft führt in vielen Branchen zu einem verstärkten 
Strukturwandel. So reichen auch die Inhalte der beruflichen Ausbildung nicht für eine lebens-
lange Berufsausübung aus. Die Forderung lautet: Zuwanderer bilden sich kontinuierlich weiter. 
Zur Sicherung der Stellung im Weltmarkt müssen die Unternehmen und auch der Staat erheb-
lich mehr in Forschung und Entwicklung aber auch in Ausbildung und Fortbildung investieren. 
Die Wirtschaft sucht qualifizierte Fachkräfte und darf dabei diejenigen nicht unberücksichtigt 
lassen, die bereits hier leben. Mit der Anwerbung von höchstqualifizierten Arbeitskräften aus 
Drittstaaten werden sich in Zukunft diese Probleme nicht lösen lassen. Vielmehr sind die be-
reits hier lebenden Flüchtlinge zu qualifizieren. Die Flüchtlinge sind die Fachkräfte von morgen 
oder auch von übermorgen. Eine nachhaltige Bildungsinitiative ist von Bund, Ländern und Kom-
munen zu fordern. Es sind Perspektiven zu schaffen, insbesondere sind jungen Flüchtlingen 
Ausbildungsplätze anzubieten. Im Mittelpunkt der Bildung sollte die Verbesserung der fachli-
chen Qualifikation der Flüchtlinge stehen. Hierbei ist die Beherrschung der deutschen Spra-
che für den beruflichen Erfolg eine elementarer Voraussetzung. Sprachkompetenz ist somit der 
Schlüssel zum beruflichen Erfolg. Gute Sprachkenntnisse öffnen Türen zum Arbeitsmarkt. 

Die Qualifizierung der Flüchtlinge hat also erste Priorität. Integration durch Training hat zum 
Ziel den Flüchtlingen ihre beruflichen Kenntnisse zu erweitern. In einem Praktikum testen sie 
ihre Fähigkeiten. Durch das Herausarbeiten von Stärken, Beratung und Bewerbungstraining, 
durch die Erweiterung ihrer beruflichen Sprachkompetenz sowie durch individuelle berufliche 
Qualifizierung können die Ziele erreicht werden.

Gesucht werden unter anderem (w/m):
Büro- und Sekretariatskräfte, Bediener von Hebeeinrichtungen (Helfer), Fachkräfte und Helfer 

für Lagerwirtschaft, Medizinische Fachangestellte, Fachkräfte für Bauelektrik, Fachkräfte für 
Kraftfahrzeugtechnik
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Berufsorientierung

Integration durch Kultur
Jugendliche Flüchtlinge sollen mehr von unserer Kultur, unserem demokratischen Gemeinwe-

sen erfahren.

13. Interkulturelle Kompetenz  
Die kulturelle Vielfalt ist in der Bundsrepublik längst Realität geworden. Migrationsprozesse 
verändern die Bevölkerungsstruktur und stellen Gewohntes in Frage. Das Zusammenleben zwi-
schen Angehörigen verschiedener Kulturen setzt bei allen Beteiligten besondere Fähigkeiten 
und Lernprozesse im Sinne einer „lnterkulturellen Kompetenz“ voraus. Auch soziale und an-
dere Dienste müssen sich auf diese Entwicklung einstellen. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
brauchen deshalb erweiterte Kompetenzen, um den Bedürfnissen und Interessen ihrer Klientel 
mit verschiedenen rechtlichen und sozialen Hintergründen, verschiedener Herkunft und Mut-
tersprache gerecht zu werden. 

Jugendliche 
Migrantinnen und 

Migranten auf dem Weg ins 
Berufsleben begleiten

guten Schulabschluss 
erreichen

Lebensperspektive
entwickelnWunschberuf/

Ausbildungs-
möglichkeiten

Private und berufl iche 
Probleme lösenAusbildungsstelle 

suchen

Jugendliche fördern

Beziehung zu 
Gleichaltrigen gestalten 

– Freunde fi nden 

Integrations-
Qualifi zierungskurs 

annehmen

Familie, Freunde
Bundesagentur für Arbeit

Beratungsstellen 
aufsuchenPaten

Berufsschule Bildungsträger

(Sport-) Vereine
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Interkulturelle Kompetenz bedeutet, sich in die Weltanschauung des Gegenüber hineinden-
ken zu können, ohne die eigene vielleicht unterschiedliche Sichtweise zu verleugnen. Somit 
lernt man, den anderen eher zu verstehen und auch schwierige Situationen wirksamer zu steu-
ern. Die Förderung der Interkulturellen Kompetenz trägt zu einem besseren Miteinander bei 
und zum dauerhaften sozialen Frieden. Die Interkulturelle Kompetenz verhindert die Ausgren-
zung des Anderen. Das ist die Herausforderung der Zukunft an die Gesellschaft. Interkulturelle 
Kompetenz ist als Schlüsselkompetenz für die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu 
verstehen. 

Das gedeihliche Zusammeneben von Menschen unterschiedlicher Kulturen bedingt bei allen 
Beteiligten besondere Fähigkeiten und Lernprozesse im Sinne einer Interkulturellen Kompe-
tenz.

Interkulturelle Kompetenz  ist zu einem Schlüsselkompetenz geworden und gilt als Qualifika-
tion für den Umgang mit kultureller Vielfalt. Es hat was mit sozialer Kompetenz zu tun. Sozialer 
Kompetenz stellt sich die Frage: Wie gehe ich mit Menschen um?

Interkulturell Kompetenz hat auch mit Gleichbehandlung und Einfühlungsvermögen zu tun. 
Wir müssen Interkulturelle Kompetenz lernen und lehren. Mitarbeiter brauchen Interkulturelle 
Kompetenzen, um den Interessen ihrer Kunden mit unterschiedenen rechtlichen und sozia-
len Hintergründen, verschiedener Herkunft und Muttersprache gerecht zu werden. Soziale und 
andere Dienst müssen sich auf diesen Prozess einstellen. Kulturelle Vielfalt im Unternehmen 
ist inder Zwischenzeit Wirklichkeit geworden. Interkulturelle Kompetenz ist als selbstständiges 
Thema verbindlich in die Ausbildung der Lehrer aufzunehmen. Aber auch in die Fortbildung der 
Lehrer sollte dieser Bereich stärker behandelt werden.

13.1 Interkulturelle Öffnung 
Interkulturelle Öffnung (IKÖ) ist eine wichtige Rahmenbedingung für den 
Integrationsprozess und führt u.a. zum Abbau von Zugangsbarrieren in Verwaltung und öffent-

lichen Institutionen. 

Die eigene Sicht eines Menschen, seine eigene Wertvorstellungen sowie die in einer Gesell-
schaft gültigen Normen mit den dazugehörigen Verhaltensmustern sind kulturell geprägt. Diese 
Prägung bei sich selbst und die Prägung bei anderen wahrzunehmen ist die Voraussetzung zur 
Entwicklung eines friedlichen Zusammenlebens. So verstehen wir Interkulturelle Öffnung. Sie 
ist eine dauernde Aufgabe in allen Bereichen unseres Gemeinwesens. Es ist unabdingbar, dass 
sich die Einheimischen, vor allem aber auch Schulen, Vereine, Verbände und Institutionen aktiv 
den Flüchtlingen zuwenden.

Wie können Verwaltungen, insbesondere die kommunale Verwaltung gezielter auf die Bedürf-
nisse der Flüchtlinge eingehen?

Die interkulturelle Verwaltung ist ein wichtiges Thema zur Verbesserung des kulturellen Mitei-
nanders. Die ersten Kontakte mit Behörden formen maßgebend das Gesicht, mit dem unsere 
Gesellschaft den Flüchtlingen begegnet. Die Mitarbeiter in den Kommunen und anderen In-
stitutionen müssen durch Fortbildung interkulturelle Kompetenz erlangen. Gerade das Erzie-
hungspersonal in Kindertagesstätten ist insoweit zu schulen. Bereits im Kindergarten ist es 
dringend geboten, Verständnis für die anderen zu wecken. Wer schon als Kindergartenkind 
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lernt, Anderssein zu akzeptieren, ist später weniger anfällig für Aufrufe zur  Gewalt. Heute ist 
Interkulturelle Öffnung zu Qualitätskriterien sozialer Arbeit geworden. 

Hierzu gehöre auch die Bereitschaft der Migranten, die Qualifikation für die Einstellung im 
öffentlichen Dienst oder bei Unternehmen zu erwerben.

Die Behördensprache ist für viele Flüchtlinge nicht verstehbar. Auch die Formulare müssen 
besser verständlicher und klarer werden.

Eine Willkommenskultur ist im Amt, im Unternehmen einzuführen. Ziel ist es neben den Füh-
rungsebenen der Verwaltung, Mitarbeiter, Gemeinderäte, Schulleitungen und auch  Kommunal-
verbände für eine interkulturellen Öffnung zu gewinnen. 

13.2 Interkulturelle Öffnung der Verwaltung sowie anderer Institutionen
Alle Ämter, Dienststellen und Einrichtungen sensibilisieren ihre Mitarbeiter für die Belange 

der Integration. Die Verwaltung ist Abbild der Gesellschaft. So wie sich die Bürgergesellschaft 
öffnet, so öffnet sich die Verwaltung.

Ein wichtiger Beitrag zur Verbesserung des kulturellen Miteinanders ist die interkulturelle Öff-
nung der kulturellen Einrichtungen. Theater, Bibliotheken, Volkshochschulen, Musikschulen 
oder auch Verlage sollten prüfen, ob ihr Angebot auch die Interessen und Wünsche der Zuwan-
derinnen und Zuwanderer zufrieden stellt. 

Die Mitarbeiter in den Kommunen müssen durch Fortbildung interkulturelle Kompetenz erlan-
gen genauso wie das Erziehungspersonal in Kindertagesstätten. Wichtig sind beispielsweise 
Schulungen der Ausländerbehörde, des Einwohnermeldeamtes. Wer als Kind lernt, Anderssein 
zu respektieren, ist später weniger anfällig für Parolen des Hasses und der Gewalt. Interkultu-
relle Orientierung und Öffnung ist zu Qualitätskriterien sozialer Arbeit geworden. 

14. Integration planen
Integrationspolitik sollte nicht vom Zufall abhängig gemacht werden. Erforderlich ist eine Steu-
erung, die die besonderen lokalen Gegebenheiten entsprechend  berücksichtigen. Nachhaltige 
Integrationspolitik ist gefragt.  Daher müsen wir unsere gemeinsame Zukunft selbst planen. Wir 
stellen die Weichen für die Zukunft. Wie können wir das Miteinander besser gestalten? Welche 
Bedürfnisse haben zugewanderte Familien? Welche Forderungen hat die Gesellschaft an die 
Zugewanderten? Welche Angebote müssen den Zuwanderern zur Verfügung gestellt werden? 
Was ist wirklich notwendig und wichtig?

Integration bedeutet die gleichberechtigte Teilhabe am sozialen, kulturellen, gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Leben und somit die Eingliederung Einzelner in eine Gruppe und 
schließlich in die deutsche Gesellschaft. Es ist ein gesamtgesellschaftlicher Prozess, der den 
Integrationswillen der zugezogenen Personen und die Unterstützung der Gesellschaft erfor-
dert29. Integration ist keine Einbahnstraße, sondern ein zweigleisiger Prozess. Dieser Prozess 
setzt auf gegenseitiges Verstehen und Akzeptieren voraus. 

29 Integration bedeutet, dass die Mehrheitsgesellschaft und die Minderheiten die Bereitschaft zeigen, sich gegenseitig zu akzeptieren, sich für Neues zu 
öffnen. Die Minderheiten müssen darüber hinaus bereit sein, die Grundwerte und Normen der Mehrheitsgesellschaft zu akzeptieren und zu teilen, siehe 
Regierungserklärung von Ministerpräsident Günter H. Oettinger, “Integration fördern, Zusammenhalt stärken”.
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Integration setzt die Anerkennung freiheitlich demokratischer Normen voraus und muss auf 
immer neue Situationen reagieren. Die Eingliederung der Flüchtlinge und anderen Ausländer 
in die deutsche Gesellschaft lässt sich jedoch nicht „verordnen“. Sie entwickelt sich in einem 
jahrelangen, widerspruchsreichen Prozess. Die Aufgaben müssen zusammen angepackt wer-
den, d.h. Integration ist sowohl Aufgabe der Zugewanderten als auch der Aufnahmegesellschaft 
gemeinsam daran zu arbeiten. Entscheidend ist, dass Veränderungen vereinbart und nicht ok-
troyiert werden. Allerdings ist das Konzept nichts Statisches, sondern ein Prozess, vielleicht 
liegen die Schwerpunkte schon bald ganz woanders.

15. Integrationskonzept
Die Integrationspolitik muss auf neue Herausforderungen schnell reagieren. Wir dürfen das Auf-
gabenfeld Integration nicht mehr der Beliebigkeit überlassen. Nachhaltige Integration bedeutet, 
das friedliche Zusammenleben zu sichern, indem wir vorausplanen. Daher ist ein innovatives 
Integrationskonzept notwendig. Wir müssen versuchen, mit kurzen deutlichen Sätzen das Inte-
grationskonzept darstellen. Ein eigenes Profil, das auch abgrenzt von dem, was man nicht will, 
ist wichtig. 

Ein erster Schritt ist die Planung der Sprach- und Integrationskurse. Dieses Sprachkonzept 
sollte in das Gesamtkonzept „Integration von Flüchtlinge“. Es stellt einen wesentlich Teil des 
Gesamtkonzepts dar. Integration von Zuwanderern ist ein mehrjähriger Entwicklungsprozess, 
dessen Erfolg von vielen Faktoren und Akteuren abhängig ist. 

Wenn Visionen Wirklichkeit werden, dann sind wir auf dem richtigen Weg. Wirkliche Reformen 
sind gefragt, statt auf ausgetretener Pfade weiter zu stampfen.

Integrationskurse, neue Sprachkurse, bessere Bildung, Fortbildung, neue  ..: Wie werden wir 
in fünf, zehn oder 15 Jahren miteinander leben, plant die Stadt … natürlich schon heute. Ein 
Streifzug durch die Zukunftswerkstatt der Stadt ..

Etwas Fantasie gehört dazu, sich die Zukunft des Zusammenlebens der Gesellschaft vorzu-
stellen. Gefragt ist die Entwicklung spezieller Konzepte um die Integration effektiver auszurich-
ten.

Heute darf Integration keine Projektpolitik mehr sein, sondern muss zu Regelpolitik werden. 
Wir müssen Visionen, Leitlinien entwickeln, dezentrale Entscheidungskompetenzen in den Mig-
rationsverwaltung einführen. Ein wichtiger Schritt ist die Erstellung eines Integrationskonzepts. 
Die Verwaltungspitze und der Gemeinderat sollte zusammen mit den Mitarbeitern und unter-
schiedlichen Aktueren die generelle Zielsetzung der Integration von Zuwanderern in Leitlinien 
darstellen. Die Leitlinien müssen in die Führungsleitlinien des Stadt, Kommune einfließen bzw. 
auf der operationalen Ebene umgesetzt werden. 

Zur Umsetzung der Leitlinien ist ein Integrationskonzept oder Umsätzungsvorschläge zu entwi-
ckeln, das schrittweise umgesetzt und fortgeschrieben wird. Die Leitlinien zeigten Ziele auf, die 
Maßstab für das Handeln der Mitarbeiter sein sollen. Mit den Leitlinien hat die Kommune die 
Chance, dass das Wollen und Handeln glaubwürdig in der Öffentlichkeit wahrgenommen wird. 
Das Konzept enthält Leitlinien zur Integration sowie ein Handlungskonzept für Strukturen und 
Maßnahmen kommunaler Integrationsprozesse. Das Integrationskonzept ist mit den (wichtigs-
ten) Akteuren zu erarbeiten, dem Migrations-oder Ausländerrat zur Diskussion zu stellen und 
vom Gemeinderat zu verabschieden. Der Integrations-/ Ausländerbeirat und die freien Träger 
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der Wohlfahrtspflege sind aktiv in dieser Projektgruppe zu beteiligen. Ebenso dabei sind Ehren-
amtliche, Aussiedler und Ausländer. Wichtig ist hierbei eine breite Bürgerbeteiligung. Das Inte-
grationskonzept entwickelt sich in verschiedenen Schritten und auf unterschiedlichen Ebenen. 
Dieses Gesamtkonzept ist nicht statisch, sondern auf Veränderung angelegt. Es handelt sich 
um einen fortwährenden Prozess. 

Die Förderung des Spracherwerbs bereits im Vorschulalter, in der Schule für Kinder und Ju-
gendliche sollte auch in dieses Konzept einfließen.. 

Ein Integrationskonzept ist aber nur so gut, wie die Menschen, die dahinter stehen. Es muss 
also gelebt, d.h. umgesezt werden. Die Entwicklung der Städte und Kommunen sollte durch ein 
Integrationskonzept neue Impule bekommen. Das Integrationskonzept ist nicht nur zu erstel-
len, sondern es ist umgehend mit der Umsetzung beginnen

16. Kommunizieren, vernetzen und integrieren
Heute ist Kommunikation global. Vielfach sind wir vernetzt und Informationen können in Se-
kunden um den Erdball laufen. Kommunikation verlangt Offenheit und Vertrauen (ehrliche und 
faire Kommunikation). Wer nicht kommuniziert, verliert. Kommunikation bedeutet auch Körper-
sprache bewusst einsetzen und auch kritische Gespräche führen. Wir sollten auch kulturelle 
Kommunikationshürden erkennen und versuchen sie abbauen.  Kommunikation erleben wir 
überwiegend im Dialog - im Zwiegespräch. Unter Dialog versteht man gewöhnlich Meinungsaus-
tausch, Gedankenaustausch oder Aussprache. Die Gewaltfreie Kommunikation (GfK) ist das 
Ideal der Stunde, das von Marshall B. Rosenberg entwickelt wurde.

Der Flüchtling sollte lernen kleine Gespräche zu führen, beispielsweise beim Einkaufen über 
das Wetter reden oder dass die Straßenbahn wieder Verspätung hat. So wichtig offene Kom-
munikation ist, so konfliktträchtig kann sie sein. Vor allem dann, wenn persönliche Informa-
tionen und Rückmeldungen zu einem falschen Zeitpunkt weitergegeben werden. Eher ist je-
doch ein umgekehrter Trend festzustellen: Aus Angst vor Konflikten und Spannungen werden 
Rückmeldungen lieber zurückgehalten. So entsteht ein Spannungsverhältnis, das langfristig 
gesehen nur noch schwer zu lösen ist. Wir müssen lernen mit Konflikten umzugehen. Aufgrund 
von Kommunikationsschwierigkeiten werden in Unternehmen, der Kommune oft Ressourcen 
verschwendet. Wir müssen uns mehr Zeit zur Kommunikation nehmen.

Ein wesentlicher Faktor ist die Fähigkeit des Integrationsmanagers zum aktiven Dialog. Durch 
effektive Kommunikation verbessert in der Kommune nachhaltig das Integrationsklima. Zu-
gleich steigern die MitarbeiterInnen ihre Überzeugungskraft und ihr Durchsetzungsvermögen 
beim Umgang mit Migranten. 

Wie kommuniziere ich?
Wer erfolgreich kommunizieren will, muss nicht nur gut reden können. Ein wesentlicher 

Schlüssel gelungener Kommunikation liegt in der Kunst des Zuhörens. Bewusstes Zuhören 
und an der richtigen Stelle aktiv werden, ist das Geheimnis vieler guter Verhandlungen mit 
positivem Ausgang für alle Teilnehmer. Bewusst Pausen im Gespräch einlegen, um dem Ge-
sprächspartner Möglichkeiten zum Sprechen zu geben. Die Devise lautet: zuhören, zuhören 
und nochmals zuhören. Effektive Kommunikation bedeutet, sich der eigenen Gefühle und der 
des anderen bewusst zu sein. Die Wechselbeziehungen zwischen Geist, Gefühl und Körper 
kommen in der Körpersprache zum Ausdruck. Arbeitsergebnisse müssen durch die Mitarbeiter 
erfolgreich kommuniziert werden.
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Kommunikationsarbeit fängt bereits bei jeder Planung von Veranstaltungen, Bildungsinhalten 
und Aktivitäten an. Sie ist eine Querschnittsaufgabe für alle Leitungskräfte. Dazu reicht es kei-
neswegs aus, Aktionen unreflektiert zu starten und sie in der Öffentlichkeit bekannt zu machen. 
Kommunikation wird nie einseitig betrachtet, sondern wechselseitig: Verbände und Kommunen 
setzen zunächst bewusst Impulse in der Öffentlichkeit und werten systematisch die Reaktionen 
und Stimmungen aus. Falls angebracht, werden weitere (operative) Maßnahmen getroffen, um 
die strategischen Ziele zu erreichen.

Erfolgreich zu kommunizieren ist für unser tägliches Leben unerlässlich. Aber mit Sicherheit 
ist es jedem schon einmal passiert, dass er missverstanden wurde und ihm nicht einmal be-
wusst wurde, warum dies eigentlich passieren konnte. Fachliche Kompetenz ist für Verhandlun-
gen eine absolut notwendige Voraussetzung, dennoch kann der Erfolg ausbleiben. Es fehlt das 
rechte Wort im rechten Moment, der Ton war anders gemeint, als er ankam. Den richtigen Ton 
zu finden, ist nicht immer leicht. Gleichwohl muss dies  immer versuchet werden. Wissen über 
die eigene Wirkung, über Körpersprache ist für das Erreichen der Gesprächsziele wichtig.

Ob es sich um eine Absprache beim Kaffeetrinken oder um eine Teamsitzung handelt, ob 
es darum geht, sich im Kontakt mit dem Bürger selbstbewusst zu verhalten; stets geht es um 
wichtige Gespräche. Sie zeichnen sich dadurch aus, dass oft am Anfang wirklich oder angeblich 
gegensätzliche Auffassungen bestehen:

→ Verkaufsverhandlungen: Der Verkäufer will den regulären Preis erzielen, der Migrant ver-
sucht den Preis zu mindern, um noch in den Urlaub zu fahren.

→ Bewerbungen, Gehaltsverhandlungen: Der Migrant will eine Gehaltserhöhung, der Vorge-
setzte hat sein Budget bereits ausgeschöpft.

In all diesen Situationen prallen unterschiedliche Interessen aufeinander und die Beteiligten 
sollten versuchen, eine Lösung auszuhandeln, mit der jeder leben kann.

Ohne Verstehen entsteht keine Kommunikation. Häufig scheint ein “Nullsummen‑Spiel” dabei 
heraus zu kommen. Die eine Seite kann vermeintlich nur gewinnen, wenn die andere verliert. 
Sie handeln so, dass sich möglichst eine “Gewinner-Gewinner‑Situation” ergibt. Statt sich um 
die Stücke des Kuchens zu streiten, backen Sie – bildlich gesprochen - zusammen einen größe-
ren. Lässt sich das bestmögliche Ergebnis nicht oder noch nicht bewirken, so erreichen Sie zu-
mindest ein gangbares Entgegenkommen. Die Win‑Win-Strategie lautet: Nur ein gemeinsames 
Ergebnis ist ein für beide Seiten akzeptables Ergebnis. Das Gegenteil ist die Gewinner-Verlierer 
Strategie mit der Aussage: Ich will mich durchsetzen um jeden Preis. Niemand möchte gerne 
Verlierer sein. Folglich wird die Lösung nicht von Dauer sein. 

Wie kann ich exzellent kommunizieren? 
→ Aufmerksam zuhören. 
→ Kommunikation ohne Worte: Halten Sie Blickkontakt mit Ihrem Gegenüber, lächeln Sie.
→ Sicheres auftreten
→ Interessieren Sie sich für die Interessen und Werte Ihrer Mitarbeiter.
→ Loben Sie ehrlich und freigiebig.
→ Zeigen Sie den Migranten Ihre Anerkennung und Achtung.
→ Insbesondere Jugendliche haben ein Bedürfnis nach Anerkennung und Zugehörigkeit
→ Kritisieren Sie, ohne sich unbeliebt zu machen (konstruktive Kritik).
→ Geizen Sie nicht zu sehr mit Gefühlen.
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→ Machen Sie den anderen nur indirekt auf seine Fehler aufmerksam.
→ Kritik sollte man „unter vier Augen“ sagen.
→ Problemsituationen erkennen und handeln.
→ Machen Sie Vorschläge, anstatt Anweisungen zu erteilen.

Das Wort Dialog wird gewohnheitsmäßig auf den verbalen Austausch angewandt, schon weil 
der in ihm enthaltene Begriff des Logos in diese Richtung auf die Ratioebene verweist. Selbst-
verständlich aber befinden sich Körper und Geist von Gesprächspartnern gleichzeitig im Dialog. 
Wir sollten diese Erkenntnis ganzheitlicher Kommunikation nutzen. Der menschliche Körper 
drückt seine mannigfaltigen Gefühle und Stimmungen aus und hebt damit die gesprochenen 
Worte hervor. Deshalb ist es immer wichtiger zu wissen, worauf es beim Verstehen der Sprache 
des Körpers ankommt. Gerade bei Migranten mit Sprachschwierigkeit ist die Körpersprache be-
sonderst wichtig. Bewusstes Erkennen und Interpretieren von Haltung, Mimik, Gestik, Abstand 
und Tonfall führen zu mehr Einfühlungsvermögen und Verständnis für die Situation anderer. 

16.1 Integrationsgespräch
Das Integrationsgespräch sollte lösungsfokussiert geführt werden. In entspannter Atmosphä-

re werden Interessen, Bedürfnisse, Probleme, Stärken und Schwächen der Flüchtlinge erörtert. 
Ausgehend von Problembeschreibungen sollen Lösungsansätze gemeinsam erarbeitet werden. 
Den Flüchtlingen ist es wichtig, dass durch das Gespräch Einwicklungspotenziale erkannt und 
gefördert werden, Leistungsdefizite offen angesprochen und konstruktiv Lösungen gesucht 
werden. Das Integrationsgespräch ist ein offener, vertrauensvoller, vorbereiteter Dialog zwi-
schen dem Flüchtling und dem Integationsmanager. Es bietet Gelegenheit Fragen zu bespre-
chen, sich Zeit zu nehmen für immer wieder Aufgeschobenes, zum gemeinsamen Rückblicken, 
zum ruhigen und offenen Ansprechen gegenseitiger Erwartungen und Wünsche. Der Flüchtling 
erhält dadurch größeren Ein‑ und Überblick und die Möglichkeit, sich mit eigenen Ideen und 
Anregungen am Integrationsprozess zu beteiligen. Der einzelne Migrant wird mit seinen Interes-
sen, Wünschen und Bedürfnissen wichtig genommen. Möglichkeiten der Arbeitsplatz bzw. Aus-
bildungsplatzsuche, der Fort‑ und Weiterbildung werden gemeinsam erörtert und in die Wege 
geleitet.

16.2 Im Dialog mit den Flüchtlingen
Menschen haben die Fähigkeit zur Kommunikation. Die wichtigste Form der Kommunikation 

ist der Dialog. Begegnen sich Menschen aufgeschlossen, so entsteht vielfach ein Dialog. Unter 
Dialog versteht man gewöhnlich Meinungsaustausch, Zwiegespräch, Gedankenaustausch oder 
Aussprache. 

Die Gesellschaft befindet sich in einem fortwährenden Wandel und wird mit immer neuen He-
rausforderungen konfrontiert. Bei den aktuellen Integrationsbemühungen wird deutlich, dass 
Integration nur mit den Bürgern und mit den Flüchtlingen erfolgen kann.

Wie organisiert man den Dialog mit den Flüchtlingen? Wie erlebt der Flüchtling die Kommune 
aktiv mit? Welche Möglichkeiten hat er, um Einfluss ausüben zu können?

Diese Fragen sind mit den Flüchtlingen zu lösen. Mit ihnen sprechen und nicht über sie spre-
chen. Wir sollten das Zeitfenster der Integration, die Chance des Wandels erkennen und für 
eine Gesellschaft nutzen. Immer mehr Menschen sollten lernen, ihr Leben selbst zu gestalten 
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und an der Entwicklung der Kommune verantwortlich mitzuwirken. Wer sich beispielsweise in 
den Sportvereinen, Gewerkschaften oder Kindergarten engagiert, kann die deutsche Sprache 
leichter lernen, ein besseres Verständnis für die neue Lebensumgebung gewinnen und neue 
Freunde finden. 

Der Dialog entwickelt eigene Wege zwischen Menschen, zwischen Einheimischen und Flücht-
lingen. Er ist der Ursprung des Lernens und der individuellen Entwicklung. Wir müssen aber 
auch zum Dialog bereit sein. Ohne Dialog, ohne Begegung ist eine Integration wohl nicht mög-
lich. Aus der Begegung kommt es vielleicht zur guten Nachbarschaft oder gar Freundschaft. 

17. Interreligiöser Dialog
Aufgrund der unterschiedlichen Kulturen, Religionen, Sprachen und Mentalitäten sind bei der 
Integration von Zuwanderinnen und Zuwanderern mannigfache Schwierigkeiten zu bewältigen. 
Religionen prägen das Denken und Handeln der Menschen. Religiös motivierte Gewalt erschüt-
tert nicht erst seit dem 11. September 2001 die Welt. Jede Gewalt löst immer wieder neue 
Gewalt aus. Daher gehört der interreligiöse Dialog zu den wichtigsten Zukunftsthemen unserer 
Zeit. Das Grundrecht der Glaubens- und Gewissensfreiheit in Art. 4 Abs. 1 und 2 GG gilt für alle 
Menschen. Seit Jahren leben viele Nationen, gleich welcher Herkunft, Weltanschauung oder 
Religionszugehörigkeit in unserem Land friedlich zusammen. Damit dies auch so bleibt, ist eine 
ständige Dialogbereitschaft zwischen den unterschiedlichen Glaubensrichtungen erforderlich. 

Der Glaube ist für das Handeln vieler Menschen von großer Bedeutung. Manche Religionen, 
Islam und Judentum etwa, prägen den Alltag der Gläubigen stärker als das Christentum. Inso-
fern kann man von dem Thema Religion nicht absehen, wenn Integration gelingen soll30. Die 
Religion ist ein fundamentales Element menschlichen Seins31. Wo sehen die Religionen in der 
Gesellschaft ihre Rolle?

Wir sollten das Zeitfenster der Integration, die Chance des Wandels erkennen. Im Mittelpunkt 
unseres christlichen Bemühens um Integration steht immer der Mensch: So forderte schon das 
Zweite Vatikanische Konzil: „Alle im Aufnahmeland, namentlich die öffentlichen Stellen, dürfen 
sie [die aus anderen Ländern herangezogenen Arbeiter] nicht als bloße Produktionsmittel be-
handeln, sondern haben ihnen als menschlichen Personen zu begegnen (...).“32 Die Überzeu-
gung, dass die Würde des Menschen von Gott verbürgt ist, trägt und motiviert das christliche 
Verständnis von Integration33.

17.1 Weltreligionen – Weltethos34

Ohne den Frieden der Weltreligionen wird es keinen Frieden in der Welt geben35. Wir sollten 
lernen miteinander zu leben, ungeachtet unterschiedlicher Religionen, Kulturen oder Weltan-
schauungen. Die Religion müssen die jeweiligen Konflikte entschärfen. Der katholische Theolo-

30 Käuflein, Albert, Religion und Integration, Internet - Zeitschrift „Integration“, Fachzeitschrift für Integration der Zuwanderinnen und Zuwanderern Nr.1/2010 
S. 22 . Käuflein Autor hat Philosophie und Theologie studiert und leitet in Karlsruhe das Roncalli-Forum, eine Einrichtung des Bildungswerks der Erzdiözese 
Freiburg. Als Stadtrat war er Mitglied im Ausländerbeirat/ Migrationsbeirat. Mehr unter www.kaeuflein.de

31 Eltz, Lieselotte von, Gott ist tot – es lebe Gott. Faszination des Paradoxen, in: Glaube, Liebe, Hoffnung, Religion und Spiritualität in unserer Gesellschaft, 
Hrsg., Mario Früh S. 238

32 Siehe Zweite Vatikanische Konzil GS 66
33 Zollitsch, Robert, Integration und Kirche, Internet - Zeitschrift „Integration“, Nr.2/2010 S.8
34 Bundespräsident Köhler für ein Weltethos im Rahmen einer kooperativen Weltpolitik, Stimmen zum Weltethos
35 Eltz, Lieselotte von, Gott ist tot – es lebe Gott. Faszination des Paradoxen, in: Glaube, Liebe, Hoffnung, Religion und Spiritualität in unserer Gesellschaft, 

Hrsg., Mario Früh S. 238
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ge Küng glaubt an die Integrationskraft der Religionen36 Nur so kann der „Zusammenprall der 
Kulturen“ verhindert werden. Wir müssen das „Projekt Weltethos“ des Hans Küng, vorantrei-
ben. Dem kann nur zugestimmt werden37. Nach den Worten des Gründers38 soll die Stiftung 
„den Menschen zeigen, dass es befriedigendere Werte gibt als den materiellen Genuss und 
dass es Freude macht, sich für ein hohes Ziel einzusetzen. Wir müssen loskommen von der ge-
priesenen ‚Selbstverwirklichung’ und vom Wohlstandsdenken und den Menschen klar machen, 
dass wir zum gemeinsamen Leben in Frieden und Freiheit hohe ethische Normen brauchen. 
Vielleicht schließen sich noch mehr Menschen unserer Initiative an. An Arbeit und Aufgaben 
wird es nicht fehlen!“

Es geht hier um den Dialog der Religionen wie auch um der Begegnung mit der säkularen Ver-
nunft zu einer erneuerten Anerkennung der wesentlichen moralischen Werte der Menschheit 
beizutragen39.

17.2 Dialog zwischen den Religionen
Im Dialog miteinander, in der Begegnung zwischen Religionen, kann Vertrauen wachsen. In-

tegration lebt vom Dialog mit allen an der Integration Beteiligten. Trotz der hohen Zahl der Zu-
wanderer in den letzten 20 Jahren ist ihre Integration in die Mehrheitsgesellschaft erfolgreich 
verlaufen. Jedoch gibt es Fälle wie Sprachprobleme und religiöser Fundamentalismus, in denen 
die Integration scheitert. Immer mehr Migrantenjugendliche suchen wegen wachsender sozi-
aler Unsicherheit „Zuflucht“ in ihren ethnischen Gruppen. Sie kommen zu wenig mit hiesigen 
Jugendlichen zusammen. Bei den aktuellen Integrationsbemühungen wird deutlich, dass die 
Beteiligung der Religionen wenig vorgesehen ist. Integration kann jedoch nur mit den Religions-
gemeinschaften und den Flüchtlingen erfolgen.

Wie organisiert man den Dialog mit den Menschen mit Migrationshintergrund, mit den Religio-
nen? Wie erlebt der Flüchtling seine Religion, seine Kommune, Stadt aktiv mit? Welche Mitwir-
kungsmöglichkeiten hat er in seiner Kirchen, Moschee oder Synagoge? Diese Fragen sind mit 
den Flüchtlingen zu lösen. Es geht zunächst darum, einander zuzuhören. Mit ihnen sprechen 
und nicht über sie sprechen. Wir sollten die Chance des Wandels nutzen, in der immer mehr 
Menschen lernen können, ihr Leben selbst zu gestalten und an der Entwicklung der Kommune/ 
Stadt und ihrer Religion verantwortlich mitzuwirken. 

17.3 Aufeinander zugehen
Durch den Dialog entfalten wir neue Ideen, eigenständige Wege zwischen Menschen und zwi-

schen den Religionen. Der Dialog ist die Methode und das Thema der Zukunft. Er ist Ausgangs-
punkt der individuellen Entwicklung, Nutzung der sozialen Begegnung. Wer in Dialog treten 
will, muss bereit sein zuhören zu lernen. Der gleichberechtigte Dialog auf Augenhöhe verlangt 
Achtung des Anderen und Aufrichtigkeit. Dialog ist keine Einbahnstraße, sondern gegenseitiges 
Zuhören und voneinander Annehmen. Ohne Dialog, ohne Begegnung – auch der Religionen – 
ist eine Integration kaum möglich. Persönliche Kontakte und Initiativen fördern den Dialog. Aus 
der Begegnung kommt es möglicherweise zur Freundschaft. 

36 Seidel, Stefan, Jenseits von jedem. Die (un)religiösen Pfade der individualisierten Gesellschaft, in: Glaube, Hoffnung und Spiritualität in unserer Gesell-
schaft, Hrsg.,Mario Früh S. 59

37 Albert Käuflein und Thomas Macherauch (Herausgeber), Religion und Gewalt: Die großen Weltreligionen und der Frieden. Echter Verlag 2008
38 Die „Stiftung Weltethos“ verdankt ihre Gründung dem Unternehmer Graf K. K. von der Groeben. Siehe Käuflein, Albert, Religion und Integration, Internet - 

Zeitschrift „Integration“, Nr.1/2010, S.27
39 Papst Benedikt XVI. würdigt Hans Küngs Eintreten für ein Weltethos, Stimmen zum Weltethos
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17.4 Prozess des neuen Denkens und Handelns
Die Welt von morgen gehört uns allen, wenn wir in einen Dialog treten.
Das ist meine Vision.
Was wäre die Gesellschaft ohne Utopien? Ohne Visionen würde unser Gemeinwesen aus-

trocknen. Wer die Zukunft mit gestalten will, sollte die Gegenwart nicht nur verwalten. Unser 
Auftrag ist, den aktiven Dialog mit den örtlichen Vertretern der Religionen zu suchen. Es muss 
ein ständiger Dialog auf allen Ebenen sein. Bevor ein „Wir-Gefühl“ entsteht, muss teilweise die 
Denkweise bei uns und auch bei einigen Migranten sich ändern. Die Religion ist für ihre Mitglie-
der da. Sie hat auch die Wünsche zu beachten. Es wäre schön, wenn die Religionen zeigen wür-
den, dass es sich um „Ihre Mitglieder“, handelt und somit ihr dienende Funktion und die offene 
Position verdeutlichen. Eine Öffnung nach außen wäre beispielsweise durch Ausstellungen oder 
durch ständige Tage der offenen Türen möglich. 

17.5 Wege zu einer neuen Vertrauenskultur
Aber wie erreichen wir das? Nichts verbindet uns Menschen mehr als ein freundliches Lä-

cheln. Wir müssen versuchen miteinander die Spannungen zu entschärfen. Voraussetzung ist 
zunächst der gemeinsame Wille. Wir sollten, wir müssen reden. Wir müssen lernen miteinander 
zu sprechen, zu leben40.

So sollten wir das Projekt Weltethos an der Basis umsetzen. Es genügt nicht, dass ein neues 
Institut errichtet wird. Das ist zu wenig. Die Umsetzung erfolgt vor Ort, in der Kommune. Wir 
müssen uns fragen: Was ist unser gemeinsamer Nenner? Gibt es gemeinsame Grundwerte? 
Wir müssen mit den Migranten in den Dialog über die Werte und Grundlagen unserer Gesell-
schaft eintreten.

Den Religionen kommt eine große friedensstiftende Kraft zu. Zugleich können sich mit ihnen 
aber auch Konflikte verbinden41. Der Anspruch der monotheistischen Religionen auf absolute 
Geltung darüber sollte gesprochen werden sowie über Gemeinsamkeiten und Unterscheiden-
des. Die Frage ist nicht was uns trennt, sondern was uns verbindet. Das Gespräch über das 
Gemeinsame wirkt als integrative Kraft. Gläubige aller Religionen und Nichtgläubige in allen 
Kulturen sollten hier ihr Gemeinsames finden. Es geht um ethische Basisstandards, die von 
allen bejaht werden können. 

Die Aufgabe und die Verantwortung der Politik bestehen darin, Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, die es Anhängern aller Religionen ermöglichen und sie auch zu ermuntern, sich in das 
gesellschaftliche und politische Leben einzubringen.

Die Entfaltungsmöglichkeit für alle Religionen ist ein entscheidendes Kriterium des modernen 
demokratischen Staates. Dies ist nicht nur ein Gebot religiöser Freiheit, sondern es ist auch die 
Grundlage einer modernen Zivilisation, weil nur so ein friedliches und demokratisches Zusam-
menleben möglich ist.

Durch gegenseitiges Kennen lernen und Achtung können Toleranz und Respekt aufgebaut, 
vorhandene Ängste und Vorurteile abgebaut werden. Religionen sind häufig Ursachen von Kon-
flikten. Auf der anderen Seite haben Religionen eine friedensstiftende Rolle. Aus diesem Grund 

40 Schönherr-Mann, Hans-Martin, Miteinander leben lernen
41 Karlsruher Leitlinien zur Integration von Zuwanderinnen und Zuwanderern, 3. Abschnitt Religion, 2008.
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fördert die Kommune den Dialog zwischen den Religionen sowie die Netzwerke des interreli-
giösen Dialogs. Der Dialog zwischen Christen, Muslimen und Juden muss nachhaltig auf der 
Grundlage gegenseitigen Respekts geführt werden. Die dürftigen Kenntnisse über die Religion 
des jeweils „Anderen“ erschweren jedoch oft unser Zusammenleben. Daher sollte auch die in-
terreligiöse Kompetenz gefördert werden. Durch das Kennen lernen anderer Religionsgemein-
schaften bekommt man einen tieferen Blick für den eigenen Glauben.

17.6 Zusammenfassung
Religion ist für das Handeln vieler Menschen von Bedeutung. Ohne Beachtung dieses Zusam-

menhangs kann die Integration von Migranten nicht gelingen42. Ein aufrichtiger interreligiöser 
Dialog ist notwendig, der jedoch nicht auf die Vereinheitlichung aller Religionen hinzielt. Wir 
wollen alle friedlich zusammenleben. Nur wenn wir diesen Menschen vorurteilsfrei begegnen, 
kann es gelingen, gesellschaftlichen Spannungen vorzubeugen.

Dieser ständige Austausch sollte auf der kommunalen Ebene die Idee des Weltethos durch 
regelmäßige Treffen umsetzen. Nicht über einen „Rat der Religionen“ jahrelang diskutieren, 
sondern eine Möglichkeit schaffen, um sich regelmäßig zu treffen, sich kennen lernen und so-
mit Vertrauen schaffen. Ein Tag der offenen Moschee ist zu wenig, wichtiger wären gegenseitige 
Besuche und Führungen in den Kirchen, Moscheen und Synagogen.

Integration ist ein dynamischer und vielfältiger Prozess. Bei der Integration ist ein ganzheit-
licher Ansatz gefragt. Wir brauchen einen langen Atem auch beim Interreligiösen Dialog. Ein 
friedliches Zusammenleben zwischen Ethnien, Kulturen und Religionen zu verwirklichen und 
zwar vor Ort – das ist unser aller Auftrag.

18. Netzwerk Integration
In vielen gesellschaftlichen Bereichen gibt es zahlreiche Initiativen und Aktivitäten. Gleichwohl 

gibt es noch beträchtliche Herausforderungen zu meistern. Diese kooperativen Aktivitäten müs-
sen stärker vernetzt werden. 

Um einen ganzheitlichen Integrationsprozess zu erreichen, ist eine Vernetzung der einzel-
nen Intuitionen wie auch Projekte unerlässlich. Die Kommune unterstützt die Bildung von 
Netzwerken. Die Kommune tritt in ihrem sozialen Auftrag als Fürsprecher für die Belange der 
Flüchtlinge auf – mit dem Ziel einer dauerhaften Integration in Arbeit und Gesellschaft. Bei der 
Eingliederung der Flüchtlinge arbeitet die Kommune mit den Organisationen und Verbänden 
partnerschaftlich zusammen.

42 Käuflein, Albert, Vortrag bei der Akademie für Integration am 1.7.2011 in Karlsruhe 
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Oberbür-
germeister/

Bürgermeister

Sekretariat

Migrationsrat 
oder Integra-
tionsbeirat

Gemeinderat 

Netzwerk

Ausländische 
Unternehmen

Netzwerk

Ausbildung
Arbeit

Netzwerk

Integrationskurse
Berufsbezogene       

Sprachkurse

Netzwerk

Kindergärten
Schule

Büro für 
Integration 

oder Stabsstelle
Leitungsrunde

18.1 Welche begleitenden Maßnahmen auf kommunaler Ebene sind  
wünschenswert?

Um den Integrationsprozess nach vorne zu bringen, ist eine Vernetzung der einzelnen Akteure, 
Intuitionen wie auch Projekte wichtig. 

Durch Netzwerke soll die Basis für ein gutes Miteinander geschaffen werden. Dies sage ich 
nicht, ohne auch die Flüchtlinge in die Pflicht zu nehmen: Eigeninitiative und Lernbereitschaft 
müssen vorhanden sein. Sprachkompetenz ist eine wichtige Voraussetzung zur Integration in 
eine Gesellschaft – die Sprache ist letztlich der Schlüssel zur Integration wie auch zur eigenen 
Alltagsbewältigung.

Das Netzwerktreffen soll Initiative zur Intensivierung bestehender und Begründung neuer Kon-
takte sämtlicher Verantwortungsträger in Migrationsfragen sein.

Nicht gegeneinander, sondern miteinander: Das Netzwerk Integration vereinigt unter ihrem 
Dach viele verschiedenen Institutionen und (Migraten)vereinigungen. Damit gewährleistet sie 
für Migration ebenso wie für interessierte Bürger eine wirtschaftlich intelligente Vernetzung 
aller am Integrationsprozess Beteiligter.

Die Kommune sollte die Bildung von Netzwerken initieren und fördern. Eine Folge der aktuel-
len Diskussion über die Integration von Flüchtlingen ist der Aufbau von „Integrationsnetzwer-
ken“. Dies bedeutet die zunehmende Verzahnung von Behörden und Institutionen, von Aktio-
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nen und Aktivitäten sowie den Ausbau von ehrenamtlichen und hauptamtlichen Angeboten. 
Durch regelmäßige Treffen der verschiedenen Akteure wird die Integrationsarbeit optimiert. Die 
Kommune tritt in ihrem sozialen Auftrag als Fürsprecher für die Belange der Flüchtlinge auf – 
mit dem Ziel einer dauerhaften Integration in Arbeit und Gesellschaft. In der Kommune müssen 
Orte der Begegnung und des Dialogs geschaffen werden. Diese interkulturellen Begegnungen 
ermöglichen einen Lernprozess. 

18.2. Konkrete Vorschläge 
•	 Wirkungsvolles Integrationskonzept erstellen und mit der Umsetzung beginnen
•	 Bildung eines Arbeitskreises „Integration“ als gesamtgesellschaftliche Plattform zur Ausein-

andersetzung und Verständigung bei der Aufgabe Integration und Partizipation.
•	 Förderung des Spracherwerbs bereits in der Vorschule 
•	 Ausbildung und Fortbildung der Erzieherinnen und der Lehrer beispielsweise in Interkulturel-

len Kompetenz
•	gesonderte Elternabende für Flüchtlinge anbieten, wo gegebenenfalls Übersetzer zugegen 

sind.
•	Konzepte entwickeln – Kooperationen mit der Pädagogische Hochschule eingehen
•	Interkulturelle Qualifizierung von Verwaltung, sozialen Diensten und Verbänden
•	Netzwerke aufbauen auch regional 

	 Durch Netzwerktreffen sollten die Akteure besser vernetzt werden
	 Netzwerkbildung: Orte der Begegnung und des Dialogs schaffen.
	 Es sollte ein Netzwerk „Schule – Ausbildung- Bildung“  eingerichtet werden. 
	 Damit soll gewährleistet werden, dass die Zusammenarbeit unter diesen Einrichtungen
 	 effektiv verläuft und die Elternarbeit mit Migranten  optimiert werden kann. 

•	Förderung des Spracherwerbs für Erwachsene durch spezielle Integrationskurse
•	Es sind jungen Flüchtlingen Ausbildungsplätze anzubieten.
•	Fortbildung von Migranten – auch auf neue Technologien 

	 → Die Flüchtlinge über Bildungsangebote informieren bzw. ansprechen, ob sie an 
	      angebotenen Veranstaltungen teilnehmen können. Wichtig: Gezielte Bildung 

•	Schritte zur Integration in örtliche Vereine einleiten
•	Gewinnung von ehrenamtlichen Mitarbeitern z.B. für Nachhilfe in den Schulen
•	 Schulung und Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit

19. Das bürgerschaftliche Engagement 

19.1 Allgemeines 
Integration ist als Herausforderung an die Bürgergesellschaft zu sehen. Wir brauchen deshalb 
eine aktive Bürgergesellschaft. Daher sollte die bürgerschaftliche Mitwirkung in die Integrati-
onsarbeit systematisch einbezogen werden. 

Integration ist heute zu einem der gesellschaftspolitisch bedeutendsten Themen geworden. 
Sie ist dann gelungen, wenn der Flüchtling einen akzeptablen Arbeitsplatz gefunden hat. Die 
ansässigen Bürger müssen der Integration der Zuwanderer positiv gegenüberstehen.  

In vielen gesellschaftlichen Bereichen gibt es zahlreiche Initiativen und Aktivitäten. Sie müs-
sen aber stärker vernetzt werden. Jugendliche Flüchtlinge sollen mehr von unserem demokra-
tischen Gemeinwesen erfahren. Informationen über Herkunft, Kultur und Migrationserfahrung 
haben einen hohen Stellenwert für die Zukunft unserer Gesellschaft. 
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19.2. Ehrenamt
Integration der Flüchtlinge steht zwar immer noch im Focus, aber die  Ehrenamtlichen dürfen 

nicht überfordert werden.  Die Hilfsbereitschaft  würde rigoros abnehmen.
Im Ehrenamt hat der Bürger die Chance gesellschaftliche Verantwortung zu übernehmen. Es 

bedeutet gemeinsam für Menschen etwas bewegen. Das soziale Klima einer Gesellschaft wird 
durch engagierte Bürger erheblich verbessert. 

Um die Integration der Flüchtlinge meistern zu können, ist Bürgerschaftliches Engagement 
unabdingbar. Das Ehrenamt muss umfassend gefördert werden. Bürgerengagement muss vom 
Staat stärker unterstützt werden. Auch die Kommune sollte das bürgerschaftliche Engagement 
wo immer nur möglich fördern. Das Ehrenamt bereichert unser Leben. Es schließt nicht nur die 
Lücke im Netz unseres Sozialstaats, es stärkt auch das Wir-Gefühl. Bürgerliches Engagement 
wird am effektivsten in der Kommune geleistet. Zunächst muss ich mich in der Vielfalt der 
Angebote für Bürgerengagement orientieren und mein Tätigkeitsfeld finden. Die ehrenamtli-
chen Betätigungsfelder im Migrantenbereich sind beispielsweise: Eingliederung von Kindern 
und Jugendlichen in Kindergärten und Schulen, Eingliederung von Erwachsenen in den Arbeits-
prozess, Wohnumfeld bezogene Arbeit zur Vermeidung der Gettoisierung für das konstruktive 
Miteinander von Einheimischen, Ausländern und Flüchtlingen, sinnvolle Freizeitgestaltung ins-
besondere der Kinder und Jugendlichen. So hat Sport eine große gesellschaftliche Bindekraft.

Werfen wir einen Blick über den Zaun. In Kanada gibt es ein interessantes Modell zur Integra-
tion. Ein wichtiger Baustein ist hier das Mentorenprogramm. So wird jeder Einwandererfamilie, 
die es wünscht, eine einheimische Familie zur Seite gestellt. Jeder Flüchtling soll in der neuen 
Umgebung jemanden haben, an den er sich vertrauensvoll wenden kann. Jemanden, der be-
ratend ihm zur Seite steht und den Integrationsprozess unterstützt. Es ist eine Erfolgs-Story für 
Integration in Kanada, von der man in Deutschland lernen kann. 

19.3 Hilfe zur Eigenverantwortung
Integration heißt Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, auch Übernahme von Verantwortung. 

Grade jetzt sollte auch das Engagement der Bürger verstärkt genutzt werden. Vertrauen und 
Gemeinsamkeiten werden dadurch geschaffen. Diese Bereicherung gilt für beide Seiten. Inten-
siver sollten für die Betreuung und Beratung von Flüchtlingen ehrenamtliche Kräfte gewonnen 
werden. So ist Ausfüllhilfe bei Anträgen und Formularen notwendig denn je. Die Flüchtlingsbe-
ratung hat das Ziel, die Eingliederungsschritte zu planen und umzusetzen Von ehrenamtlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird erwartet, dass sie immer wieder neue Anforderungen, 
Probleme in der Beratung erfolgreich meistern. Der Berater braucht daher die Fähigkeit, sich in 
die Gedanken und Bedürfnisse der Flüchtlinge einzufühlen. Ein ganz wesentlicher Bestandteil 
der gelungenen Integration ist die Beratungsqualität der Ehrenamtlichen. Sie ist durch geeigne-
te Maßnahmen (Seminare) ständig auf einem hohen Stand zu halten. Ehrenamtliche sind für 
eine Qualifizierung zu interessieren.

Wichtig ist, dass sich Einheimische und Flüchtlinge gemeinsam ehrenamtlich engagieren Zur 
Mitwirkung in der Kommune, im Kindergarten oder in der Schule sind alle Flüchtlinge aufgeru-
fen. 

Wer sich freiwillig engagiert, spricht besser Deutsch, hat schneller Kontakte zu Einheimischen 
und fühlt sich stärker zu seiner Kommune zugehörig. Die Flüchtlinge können ihre Kompetenz 
einbringen und dabei auch ihr Selbstbewusstsein stärken. Unter Umständen erweis sich das 
Ehrenamt sogar als Chance für die lang erhoffte, bezahlte Arbeit. Die erworbenen Kenntnisse 
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und Fähigkeiten lassen sich oft auch bei der hauptamtlichen Tätigkeit einsetzen. Dazu gehört 
die im Ehrenamt erworbene soziale und interkulturelle Kompetenz.

Die bürgerschaftliche Mitwirkung, insbesondere die Bürger- und Migrantenvereine, ist in die 
Integrationsarbeit systematisch einzubeziehen. Das Engagement der Bürger ist die Grundlage 
des Erfolgs bei der Integration der Zuwanderer. Bürgergesellschaft, hier sind beide Seiten ge-
meint, die einheimische Bevölkerung und die Zugewanderten. Wir streben eine neue Solidari-
tät und Zusammenarbeit mit den Zuwanderern auf allen Ebenen an. Der Einzelne sollte sich 
als Teil des Ganzen begreifen. Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung  auch bei den 
Flüchtlingen ist einzufordern. Eine faire und offene Umgangskultur ist wichtiger denn je. 

Auch hat die Verwaltung das bürgerschaftliche Engagement aller Bevölkerungsgruppen zu er-
möglichen und zu verbreitern. Dies wäre ein zentraler Beitrag zur Verbesserung des kulturellen 
Miteinanders. Ferner hat sich die Verwaltung so zu verändern, dass sie den neuen Herausfor-
derungen einer interkulturellen Gesellschaft gewachsen ist. 

Das Engagement der unzähligen Ehrenamtlichen in Kommunen, Kirche und vielen Vereinen 
hat nachhaltige Wirkung. Dem Ehrenamt sollte die Politik einen hohen Stellenwert einräumen. 
Dafür ein Bewusstsein zu schaffen ist ein langer Prozess in der Kommune und in den Vereinen. 
Wir dürfen nur nicht nachlassen. 

19.4 Ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer
Mit der Zahl der betreuten Flüchtlinge steigt auch der Bedarf an Betreuerinnen und Betreu-

ern. Die ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuer unterstützen andere bei der Bewältigung 
rechtlicher Angelegenheiten, etwa in Fragen der Gesundheitssorge, beim Abschluss eines Pfle-
gevertrags oder im Kontakt mit Versicherungen. Die Aufwandspauschale kann auch nach deren 
Anhebung auf 399 Euro jährlich bloß eine Anerkennung sein.

Die ehrenamtliche Betreuung ist vom Gesetzgeber ausdrücklich gewollt. Eine berufliche Be-
treuung gegen Entgelt soll nur dann eingerichtet werden, wenn keine ehrenamtliche Betreuung 
zur Verfügung steht. Unterstützung erhalten die Ehrenamtlichen von den Betreuungsvereinen. 

19.5 Konkret
•	 Das freiwillige Engagement der Flüchtlinge ist bei der Gestaltung der Gesellschaft einzube-

ziehen. Ihre Erfahrungen sollten wir nutzen.
•	 Die Flüchtlinge können ihre Forderungen nach gleichberechtigter Teilhabe am gesellschaft-

lichen Geschehen auch dadurch bekräftigen, dass sie sich stärker in den hiesigen gesell-
schaftlichen und politischen Strukturen engagieren (z.B. Parteien, Gewerkschaften, freiwilli-
ge Feuerwehr, Vereinen oder Hilfsorganisationen wie DRK, Malteser, THW).

•	 Bei der Eingliederung der Flüchtlinge sind die Bürgervereine als Träger von gesellschaftli-
chem Klima einzubeziehen.

•	 An einem Runden Tisch gezielt auch über Probleme der Integration reden: Wo wird sie in der 
Wahrnehmung einzelner (Gruppen) gehindert oder als schwierig empfunden?

•	 Infoabende zu Fragen der Alltagsbewältigung, zu Themen wie Schulsystem, Ausbildung und 
berufliche Eingliederung sowie Gesundheit.

•	 Integration der Flüchtlinge erfordert fachlich und interkulturell qualifizierte Mitarbeiter.
•	 Schulung und Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit.
•	 Die Kommunalverwaltung muss stärker das Bürgerengagement fördern.
•	 Auch Unternehmen sollten im Bereich des ehrenamtlichen Engagements Verantwortung  

übernehmen. 
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20. Kultur, Recht und Integration

20.1 Kulturelle Integration
Vor Ort, in den Kommunen findet die konkrete Begegnung von Menschen unterschiedlicher Her-
kunft und Kultur statt. Deshalb ist eine ideenreiche Integrationspolitik der Städte, Landkreise 
und Gemeinden von besonderer Wichtigkeit. Integration beinhaltet auch Prozesse kultureller 
und verhaltensbezogener Veränderungen.

Kultur ist der integrierende Ausgangspunkt unseres Zusammenlebens. Kunst und Kultur ver-
bindet Menschen unterschiedlicher Herkunft. Migrationsprozesse verändern die Bevölkerungs-
struktur und stellen Gewohntes in Frage. Aufgrund der unterschiedlichen Kulturen, Religionen, 
Sprachen und Mentalitäten sind bei der Integration der Flüchtlinge vielfältige Schwierigkeiten 
zu überwinden. Diese Herausforderungen sind schwieriger geworden. Integration ist ein bei-
derseitiger Prozess, d.h. von beiden Seiten gewollt und aktiv gestaltet. Integration erfolgt auch 
durch Kunst und Kultur. Die Akzeptanz der Kulturen ist Grundlage des Integrationsprozesses. 

Konkret
Besuch mit den Flüchtlingsfamilien: Staatliche Kunsthalle Karlsruhe,  Stadtmuseum, Badi-

sches Landesmuseum im Karlsruher Schloss, Staatliche Museum für Naturkunde Karlsruhe 
sowie im ZKM.

20.2 Kulturelle Vielfalt
Kulturelle Vielfalt ist in der Bundsrepublik längst Realität geworden. Jedoch wird sie oft aus-

schließlich als problematisch dargestellt. Die Diskussion um die Integration wird zu sehr von 
ihren Defiziten her geführt. Wir sollten jedoch erkennen, welche Chancen in der  Vielfalt der 
Menschen unterschiedlicher Kulturen liegen. Die Offenheit für die andere Kultur dient dem 
gegenseitigen Verständnis und Respekt.

Wie gelingt es uns die kulturelle Vielfalt miteinander zusammenzufügen?
Wie lassen sich die Brücken zwischen der zugewanderten und einheimischen Kulturszene 

ausbauen? Wie kann man Migrantinnen und Migranten den Zugang zu Kultureinrichtungen, 
Veranstaltungen und Förderprogrammen erleichtern? Wie kann man den Zugang zu den kultu-
rellen Szenen der Zugewanderten für die Mehrheitsgesellschaft öffnen?

Die vielfältigen Kulturen bereichern unsere Städte und Kommunen und bringen internatio-
nale Akzente in unser tägliches Leben. Die dürftigen Kenntnisse über die Kultur des jeweils 
„Anderen“ erschweren jedoch oft unser Zusammenleben. Daher sollte auch die interkulturelle 
Kompetenz gefördert werden.

Wir wollen die kulturelle Hintergründe kennen lernen. In Respekt und Achtung voreinander 
hören wir auf die anderen und suchen das zu verstehen, was sie glauben, was ihnen wichtig ist. 
Ein Beitrag zur Begegnung, zum Verständnis und zum besseren Miteinander. 

Künstlerische und kulturelle Aktivitäten bieten Möglichkeiten zur interkulturellen Begegnung.

Die Kommune sollte Ideenfabrik und Kreativpool für interkulturelle Arbeit sein. Sie ergreift die 
Initiative und regt mit ihren Anstößen und Ideen interkulturellen Aktivitäten an.
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Künstlerische Arbeit ist auch ohne große Sprachkenntnisse möglich.

Es muss uns gelingen, einen interkulturellen Austausch durch interessante Angebote für un-
terschiedliche Zielgruppen attraktiv anzubieten und zum Mitmachen aufzufordern.

 

20.3 Kulturelle Bildung
Die kulturelle Bildung  ist auch ein zentraler Bestandteil des Schulwesens. So sollten Kultur-

einrichtungen mit den Schulen dauerhafte Kooperationen eingehen. Kulturelle Integration ist 
stärker durch Museen, Theater und andere kulturelle Einrichtungen zu unterstützen. Durch den 
Besuch eines Museums während eines Integrationskurses und somit innerhalb eines vertrau-
ten Kreises wird dem Flüchtling die Schwellenangst vor dem Museum genommen.

21. Rechtliche Integration
Die rechtliche Integration der Flüchtlinge ist eine Voraussetzung für den sozialen Zusammen-
halt und für ein friedliches Miteinander in unserer Gesellschaft. Eine völlige rechtliche Integra-
tion erfolgt aber erst durch den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit. 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge fördert Orientierungskurse für Zugewanderte 
im Umfang von 60 Stunden um Geschichte, Politik, Recht sowie Kultur  und Werte der Bundes-
republik Deutschland zu vermitteln. Ein beschränktes Wissen über die Rechte und Pflichten 
des Migranten erschweren häufig die Integration. Daher entwickelt die Kommune ergänzende 
Kursangebote.

 Mögliche Themen zum deutschen Rechtssystem:
• Gleichberechtigung von Mann und Frau
• Deutsches Familienrecht
• Kinderrechte, gewaltfreie Erziehung
• Rechtslage zur häuslichen Gewalt, Zwangsheirat, Ehrenmord
• Schulrecht
• Arbeitsrecht
• Religionsfreiheit
• Wahlrecht
Andere Themen:
• Rechtsanspruch und Eigenverantwortlichkeit
• Rechte und Pflichten
• Versicherungen
• Zu viel Bürokratie

Die Kommune fördert die Vermittlung grundlegender Kenntnisse über das deutsche Rechts-
system.

Die Kommune stellt den Migranten die rechtlichen Informationen zur Verfügung (z. B. ein In-
tegrationslexikon). Zwecks möglichst weitgehender Information ist auch der Einsatz neuer Me-
dien (E-Medien) anzustreben mit dem Ziel einer transparenteren Vermittlung über Rechte und 
Pflichten, Gesetzesänderungen u.a.

Die Kommune verhandelt mit den entsprechenden Institutionen (IHK, HWK) zur Verbesserung 
der praxisorientierten Anerkennung von Bildungs- und Ausbildungsabschlüssen.

Die Kommune setzt sich für eine bessere Information der Flüchtlinge über rechtliche Angele-
genheiten, aktuelle Änderungen und Ergänzungen (z. B. Änderungen beim Zuwanderungsge-
setz, Jugend- und Verbraucherschutz.) ein



62

Aktuelles Praxishandbuch Flüchtlinge

22. Resümee
Integration der Flüchtlinge ist in erster Linie eine kommunale Aufgabe, die jedoch gemeinsam 
gestaltet werden soll. Sie ist auch als Herausforderung an die Gesellschaft zu verstehen. 

Die Eingliederung der Flüchtlinge ist für uns eine kulturelle Herausforderung und geht uns 
alle an. Unser Ziel ist es, die Dialogbereitschaft zwischen den vielfältigen Kulturen und unter-
schiedlichen Religionen zu fördern. Wir sollten neue Ideen und interkulturellen Aktivitäten ent-
wickeln.  Interkulturelle Veranstaltungen bieten bestens Gelegenheit, Vorurteile abzubauen und 
mit Menschen aus anderen Herkunftsländern in Kontakt zu kommen. Wir müssen zwischen 
den Kulturen Brücken bauen.

Die Kommunen sollten sich stärker austauschen. Nicht nur im städtischen Raum, sondern 
auch in kleineren Kommunen wächst der Flüchtlingsanteil. 

Integration kann nicht verordnet werden und entwickelt sich in einem jahrelangen Prozess – 
Schritt für Schritt. 

Der Dialog zwischen den Flüchtlingen und den Einheimischen ist zu fördern.

Zur Mitwirkung in der Kommune, im Kindergarten oder in der Schule sind alle Flüchtlinge 
aufgerufen. 

Wir müssen die Flüchtlinge freundlich aufnehmen.

Bund, Länder und Kommunen können nur den materiellen Rahmen für die Integration geben. 
Um die Flüchtlinge bei uns heimisch werden zu lassen, ist jeder aufgerufen, den Flüchtlingen 
am Arbeitsplatz, in der Schule und Sportvereinen und überall im Alltage aufzunehmen.

Der Hilfe- und Unterstützungsbedarf für die Flüchtlinge wird noch zunehmen. 

Wir wüssen Hilfen und Kursangebote zur Verfügung stellen, die den Flüchtlingen die Perspek-
tiven einer Integration in Ausbildung, Beruf und in unserem Gemeinwesen eröffnen.

Der Dialog zwischen den Christen und Muslimen muss nachhaltig geführt werden – auf der 
Grundlage gegenseitigen Respekts.

Integration trägt dann Früchte, wenn sowohl die Aufnahmegesellschaft, als auch die Flüchtlin-
ge ihren Teil zum Gelingen beitragen.

Bei allen Gelegenheiten sollten wir versuchen Vorurteile abzubauen und mit den Flüchtlingen 
aus anderen Herkunftsländern in Kontakt zu kommen. Wir müssen zeigen, dass gegenseitiges 
Verständnis und Akzeptanz aller Einwohner einer Kommune möglich ist.
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Firmeninformation

Das Thema Flucht beschäftigt viele Mitarbeitende der 
Kommunalverwaltung und Akteure der Zivilgesellschaft 
in erheblichem Maße. Dies nimmt die Servicestelle Kom-
munen in der Einen Welt (SKEW) von Engagement Global 
zum Anlass, Angebote für Kommunen zur Verfügung zu 
stellen, um das Thema Flucht und Flüchtlinge als Akteure 
in die kommunale Entwicklungspolitik einzubinden. 

Flucht und Entwicklungspolitik zusammenbringen
Zahlreiche Aktivitäten und Fähigkeiten von Flüchtlingen 

sind nahezu unsichtbar, weil sie vom Blick der Mehrheits-
gesellschaft auf Flüchtlinge verstellt sind und nicht in das 
übliche Wahrnehmungsraster passen. Ein anderer Blick 
auf Flüchtlinge kann hier dazu beitragen, ihre Anwesen-
heit in unserer Gesellschaft anders zu begründen und pa-
ternalistische Sichtweisen zu überwinden. 

Die SKEW ist davon überzeugt, dass ein frühzeitiges 
Zusammendenken der Themen Flucht und kommunale 
Entwicklungspolitik mittel- und langfristig positive Auswir-
kungen mit sich bringt. Die Angebote der SKEW zielen da-
rauf ab, die Kooperation von Akteuren im Bereich Flucht 
innerhalb der Kommunalverwaltung sowie mit der Zivil-
gesellschaft und den Geflüchteten zu stärken. Im Januar 
2016 ist das Gutachten „Partizipation von Flüchtlingen 
in der kommunalen Entwicklungspolitik“ erschienen. Es 
gibt allen Interessierten grundlegende Informationen zum 
Thema Flucht im Bereich der kommunalen Entwicklungs-
politik. Zudem identifiziert es Akteure und erste Ansätze, 
wie die Themen Flucht und kommunale Entwicklungspoli-
tik verknüpft werden können. 

Aktivitäten bündeln und koordinieren
Mit den kommunalen Vernetzungsforen „Flucht in der Ei-

nen Welt“ bietet die Servicestelle ein Format an, bei dem 
Flüchtlinge mit Akteuren der kommunalen Entwicklungs-
politik und Bildung zusammengebracht werden. Ziel der 
Foren ist es, sich gegenseitig kennenzulernen und damit 
den Auftakt für gemeinsame Aktivitäten – etwa im Bereich 
Begegnung, Bewusstseinsentwicklung, Bildungsarbeit 
und Entwicklungspolitik – sowie für die Schaffung dafür 

notwendiger Arbeitsstrukturen zu legen. Da die aktuelle 
Dynamik viele Kommunen vor neue Herausforderungen 
stellt, sollen die Vernetzungsforen als maßgeschneidertes 
Unterstützungsangebot betrachtet werden. 

Kommunen als Initiatoren entwicklungspolitischer 
Bildungsarbeit  

Im Kontext des Fluchtgeschehens sehen viele Kommu-
nen erstmals die Notwendigkeit, sich gemeinsam mit 
ihrer Bürgerschaft mit globalen Zusammenhängen im 
Allgemeinen und Fluchtursachen im Besonderen ausein-
anderzusetzen. Hier setzt das Pilotprojekt an und möchte 
die Rolle von Kommunen als aktive Initiatoren entwick-
lungspolitischer Bildungsarbeit fördern. 

Insbesondere für kleinere, bislang entwicklungspolitisch 
nicht aktive Kommunen soll ein Einstiegsangebot ge-
schaffen werden. 

Dabei liegt ein Fokus auf der Einbeziehung von migranti-
schen Organisationen und engagierten Menschen mit Mi-
grationshintergrund schon bei der Planung entwicklungs-
politischer Vorhaben auf kommunaler Ebene. 

Qualifizierung Geflüchteter in Kommunalverwaltungen
Beim Wiederaufbau der Herkunftsländer von Geflüch-

teten spielt der Aufbau funktionierender Kommunalver-
waltungen eine bedeutende Rolle. Deutsche Gemeinden 
können hier schon frühzeitig unterstützen, indem sie Ge-
flüchteten eine Qualifizierung in der Kommunalverwaltung 
anbieten. Diese könnten sich in der Folge dann gezielt 
und qualifiziert am Aufbau von derartigen Verwaltungen 
in ihren Herkunftsländern beteiligen. Die SKEW bietet in-
teressierten Kommunen Beratung, Vernetzung und Erfah-
rungsaustausch an.

Für Rückfragen stehen Ihnen Jennifer Ichikawa (jennifer.ichikawa@engagment-global.de; 0228-20717-348) und 
Kevin Borchers (kevin.borchers@engagement-global.de; 0228-20717-315) zur Verfügung.

Flucht und Kommunale Entwicklungspolitik




